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Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung

Liebe Leserinnen und Leser,

wenn Biirgerinnen und Biirger bei stddtischen Projekten mitdiskutieren oder eigene Initiativen starten, sich
tiber Planungen informieren oder Beschwerde dagegen einlegen, dann geschieht dies heute immer haufiger
auch online. Inzwischen ist das Internet in der Stadtentwicklung zu einem wichtigen Medium geworden, das
neue Wege in der Kommunikation zwischen Biirgerschaft, Politik und Verwaltung erdffnet hat. Partizipation 2.0,
Transparenz 2.0 oder Kollaboration 2.0 sind die Schlagworte in der aktuellen Diskussion.

All das klingt verheiBungsvoll, doch auch diese Entwicklung ist nicht frei von Ambivalenzen und wirft so
manche Frage auf: Entstehen durch das Internet tatsdachlich neue Maglichkeiten, an der Gestaltung unserer
Stadte mitzuwirken und Planungs- und Entscheidungsprozesse zu beeinflussen? Lassen sich iiber die
digitalen Kanéle breite Bevdlkerungskreise erreichen? Welche Ressourcen und Kompetenzen braucht es
eigentlich, damit Beteiligung im Internet auch funktioniert?

In der Stadtentwicklung geht es zunehmend nicht nur um eine fachliche, sondern ebenfalls um eine kommu-
nikative Bearbeitung stadtischer Projekte und Themen. Und hier zeigt diese Studie sehr eindriicklich: Will die
Stadtverwaltung den 6ffentlichen Diskurs mitgestalten, dann kommt sie nicht daran vorbei, die digitalen Medien
fiir den Dialog zu nutzen. Das Ziel sollte eine biirgerorientierte Kommunikation sein, die Ideen und Anregungen
aus der Zivilgesellschaft aufnimmt, dariiber in einen Austausch tritt und mit Informationen transparent umgeht.

Ich wiinsche Ihnen eine anregende Lektiire.

E&EMF /éé@néwm/

Dr. Robert Kaltenbrunner
Stellvertretender Leiter des Bundesinstituts
fiir Bau-, Stadt- und Raumforschnung

Vorwort BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017



Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 3

Inhalt

Kurzfassung 5
Summary 1
1. Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung: Ausgangspunkte 16
2. \Vielfalt bei der digitalen Teilhabe 20
21 AKEBUIE. ...ttt 20
2.2 ZIBIB ettt 21
23 INhaltliche REICAWEILE...........oviicii e 22
24 RAUMICNET BEZUG. ... vt 23
2.5 DAUETNARIGKEIL. ...t 23
2.6 IMIEWITKUNGSGIAQ. ...ttt 24
2.7 OFIGINANEAL ...ttt 25
2.8 Typen der digitalen TeilNaDe. ... 26
3.  Sieben Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung 29
3.1 Crossmedialitat — Offline- und Online-Beteiligung miteinander verwoben ..., 31
3.2 Soziale Medien — Mehr Nutzen flr Zivilgesellschaft als flir Kommunen ..., 35
3.3 Rechtliche Vorschriften — Kommunen im Einsatz webbasierter Medien eingeschrankt....................... 41
3.4 Neue Intermedidre — Kompetenzen und AKEEUE .........cvoveiiieiiicece s 43
3.5  Transparenz — Augenhdhe SChaffen ..........ccvieiieiiei e, 47
3.6  Ressourcen — Kommunikation im Internet ist nicht KOStenlos...............cccooviiiiiniiicccccce, 51
3.7 Effizienz — Automatisierung und KostenSenkung ..ot 53

4. Webbasierte Medien und Urban Governance - Schlussfolgerungen zu neuen Méglichkeiten und
Herausforderungen 55
4.1 Verbreitung, Mdglichkeiten und Herausforderungen ... 55
4.2 UDAN GOVEINEANCE. ...ttt bbbttt 57
4.3 HandIungSeMPIENIUNGEN. ..ot 60
Literatur 64

Inhalt BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017



Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 4

Abbildungen

Abbildung 1: Vorgehen im FOrSCAUNGSPIOEKL ..............ccoviieeeiieieeeeese et 19
Abbildung 2: Typisierung der Referenzbeispiele nach digitaler Teilhabe und Abstraktionsgrad........................... 27
Abbildung 3: Rdumliche Verteilung der Referenzbeispiele und Fallstudien in Deutschland........................c......... 30
Abbildung 4: Online-Pressemitteilung von Viva Viktoria! e.V. kiindigt Demonstrationen sowie

Nachbarschaftsfest an und informiert zum BUrgerbegenren..............ccooeeevevoeiceecrsssses 32
Abbildung 5: Zusammenfiihrung von Online- und Offline Komponenten beim Beteiligungsprozess..................... 33
Abbildung 6: Das Spektrum der Sozialen Medien als Social Media PriSm.................ccocovvrrvvsssssssaen, 36
Abbildung 7: Akteure aus den Bereichen Verwaltung, Politik, Biirger und Wirtschaft sowie vermittelnde

INEEIMEQIETE ...ttt 44
Tabellen
Tabelle 1: Unterschiede zwischen Kommunalverwaltungen und zivilgesellschaftlichen Initiativen im Umgang

Mit dEN SOZIAIEN MEUIEN............cocoieieeiee ettt 39

Inhalt BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017



Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 5

Kurzfassung

Ausgangslage: Webbasierte Medien erdffnen neue Teilhabemaglichkeiten

In den vergangenen Jahren haben die webbasierten Medien die Kommunikation zwischen den Burgerinnen und
Blrgern, den zivilgesellschaftlichen Akteuren, der kommunalen Politik und den Verwaltungen im Bereich der
Stadtentwicklung verandert. Websites, Apps, Social Media-Plattformen wie Twitter und Facebook oder auch
internetbasierte Kollaborationsplattformen werden inzwischen vielfach genutzt, wenn Uber stadtische Themen
oder Projekte informiert und diskutiert wird. Neben klassischen Formaten der analogen Blrgerbeteiligung haben
sich neue Formen der digitalen Teilhabe etabliert, die sowohl top-down von den Akteuren aus der kommunalen
Verwaltung und Politik als auch auch bottom-up von Akteuren aus der Zivilgesellschaft initiiert werden. Biirgerin-
nen und Brger erhalten so neue Mdglichkeiten, an der Gestaltung ihrer Stadte teilzunehmen und staatliches
Handeln zu beeinflussen.

Ziel der Studie: Méglichkeiten und Grenzen des Einsatzes webbasierter Medien

Im Rahmen des BBSR-Forschungsclusters ,Smart Cities* untersucht die vorliegende Studie die Nutzung webba-
sierter Medien in der Stadtentwicklung im Bereich der Biirgerbeteiligung und des Blirgerengagements. Die Studie
verfolgt im Wesentlichen drei Zielsetzungen:

e Zum ersten soll ein Uberblick iiber die derzeitige Nutzung webbasierter Medien in der Stadtentwicklung
gegeben und das aktuelle Spektrum an Einsatzfeldern dargestellt werden.

e Zum zweiten sollen die Méglichkeiten, aber auch Grenzen von webbasierten Partizipationsprozessen in
der Stadtentwicklung néher beleuchtet werden.

e Zum dritten sollen die Auswirkungen auf Akteurskonstellationen, Planungsverfahren und Einflussmdag-
lichkeiten aufgezeigt werden, die sich aus den Einsatz webbasierter Medien in Stadtentwicklung erge-
ben.

Vorgehensweise: Untersuchung von 40 Referenzbeispielen und acht Fallstudien

Empirische Basis dieser Studie sind 40 Referenzbeispiele und acht Fallstudien, in denen webbasierte Medien im
Feld der Stadtentwicklung flir Partizipation und Teilhabe eingesetzt wurden. Die Auswahl der Referenzbeispiele
und Fallstudien erfolgte nach verschiedenen Kriterien und war von dem Ziel geleitet, ein méglichst breites Spekt-
rum an webbasierten Partizipationsprozessen abzudecken. Hierbei wurden sowohl top-down als auch bottom-up
initiierte Projekte berlcksichtigt.

Zu den 40 Referenzbeispielen wurden Internetrecherchen und sondierende Gesprache mit Experten durchgefiihrt
sowie Synopsen (z. B. Wettbewerbe flir webbasierte Partizipation) ausgewertet. In den acht Fallstudien wurden
jeweils finf bis sechs Interviews mit ausgewahlten Entscheidungstragern und einzelnen Beteiligten in den jeweili-
gen Partizipationsprozessen geflihrt sowie relevante Dokumente und die eingesetzten (webbasierten) Formate
analysiert. Erganzend zu den Referenzbeispielen und Fallstudien wurde die einschlagige Fachliteratur ausgewer-
tet sowie ein Workshop mit Experten aus Wissenschaft und Praxis zur Reflexion und Vertiefung der gewonnenen
Erkenntnisse durchgefiihrt.
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Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 6

Zu den untersuchten Fallstudien gehoren:

das stadtische Beteiligungsverfahren zum Rickbau einer Hochstrale in Ludwigshafen (Ludwigshafen
diskutiert),

der Einsatz der webbasierten Medien in der férmlichen Bauleitplanung in Schleswig-Holstein (BOB-SH),
ein Mitwirkungsprozess zur Erstellung eines stadtischen Leitbildes in Potsdam

(Potsdam weiterdenken),

ein Anliegenmanagement der Stadt Friedrichshafen (sag’s doch),

eine zivilgesellschaftliche Initiative zur Diskussion, Aufwertung und Bespielung 6ffentlicher Raume in
Minchen (die urbanauten),

eine burgerschaftliche Initiative zur Verhinderung eines neuen Einkaufszentrums in der Bonner Innen-
stadt (Viva Viktoria),

eine Online-Petition zum Erhalt der Bausubstanz eines ehemaligen Industrieareals in Kaiserslautern
(PFAFF erhalten — STADT gestalten) und

das OK Lab (Open Knowledge Lab) Berlin zur Entwicklung von Anwendungen basierend auf Open Data.

Vielfaltiger Einsatz webbasierter Medien sowohl top-down als auch bottom-up

Die 40 Referenzbeispiele aus deutschen Stadten und Gemeinden zeigen im Ergebnis, dass webbasierte Medien
in vielfaltigen Bereichen der Stadtentwicklung eingesetzt werden, um eine Teilhabe an lokalen Gestaltungspro-
zessen zu ermdglichen. Die zahlreichen Verfahren unterscheiden sich hinsichtlich der beteiligten Akteure, der
Ziele, der inhaltlichen Reichweite, des rdumlichen Bezugs, der Dauerhaftigkeit, des Mitwirkungsgrades sowie der
Originalitat ihres Einsatzes. Insgesamt lassen sich diese Verfahren der digitalen Teilhabe in zwdIf Typen unter-
scheiden. Danach werden webbasierte Medien eingesetzt:

zur Realisierung von Einzelvorhaben in der Stadtentwicklung,

zur Qualifizierung von Fachplanungen in einem sektoralen Politikfeld,

zur Erarbeitung von gesamtstadtischen Leitbildern oder Masterplanen,

zur Verbesserung der Lebensumsténde in einer Stadt,

zur Optimierung der Finanzierung von kommunalen Haushalten oder zur Finanzierung von zivilgesell-
schaftlichen Projekten mittels Crowdfunding,

zur klassischen Bauleitplanung,

zum Anliegenmanagement bzw. zur Beseitigung von Defiziten in der Stadt,

zum Protest gegen Planvorhaben der Kommunen oder gegen die stadtische Politik,

fur Awareness-Projekte der Digitalmoderne, die teils in aktivistisch-performativer Weise auf die jeweili-
gen Anliegen hinweisen,

zur (kritischen) Berichterstattung in stadtteil- oder stadtbezogenen Blogs,

zur Sammlung und Diskussion von Ideen aus der Zivilgesellschaft zur Gestaltung von Stadt und Quar-
tier,

zum Civic Hacking auf Basis von Open Data.

Kurzfassung BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017



Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 7

Zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung — sieben wesentliche Erkenntnisse

Aus der Untersuchung der acht Fallstudien — aber auch aus den 40 Referenzbeispielen — lassen sich sieben
wesentliche Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung ableiten:

Webbasierte Partizipationsprozesse in der Stadtentwicklung sind in der Regel crossmedial angelegt,
unabhéngig davon, ob sie top-down von Seiten der 6ffentlichen Hand oder bottom-up von Seiten der Zi-
vilgesellschaft ausgehen. Sowohl Online-Elemente wie Beteiligungsplattformen im Internet als auch Off-
line-Formate wie klassische Burgerversammlungen werden eingesetzt und miteinander verschrankt. Die
Akteure gehen dabei vor allem deshalb crossmedial vor, weil sie sich hiervon eine groRere Beteili-
gungswirkung versprechen und — mit Blick auf den Digital Divide — auch diejenigen erreichen mdchten,
denen die Nutzung digitaler Angebote schwerfallt.

Die Sozialen Medien, (iber die Nutzerinnen und Nutzer Inhalte selbst ins Netz einstellen und darliber ei-
nen Austausch organisieren kdnnen, spielen mittlerweile eine wesentliche Rolle in der Stadtentwicklung.
So wird in den sozialen Medien (ber stadtische Themen und Projekte berichtet und diskutiert, auch
wenn die Stadtverwaltung selbst nicht im Netz aktiv ist. Stadtverwaltungen tun sich jedoch gegenuber
zivilgesellschaftlichen Gruppen im Einsatz der Sozialen Medien wesentlich schwerer. Aufgrund ihrer Or-
ganisationsstruktur und der hierarchischen Arbeitsweisen kénnen sie nicht immer in dem Mafe im Netz
prasent sein wie es vielleicht hilfreich ware. Zivilgesellschaftliche Initiativen kénnen dadurch eine grofe-
re Deutungsmacht in den Diskussionen Uber Projekte der Stadtentwicklung erlangen und so mehr Ein-
fluss auf den Ausgang von Entscheidungen nehmen.

Offentliche Verwaltungen sind gegeniiber zivilgesellschaftiichen Gruppen unterschiedlich von rechtli-
chen Vorschriften betroffen. Starkere Regulierungen der &ffentlichen Hand schranken ihre Méglichkeiten
des Einsatzes webbasierter Medien ein. Neben einem sensiblen Umgang mit Datenschutzaspekten sind
zum Beispiel das Vergaberecht und das Arbeitsrecht zu nennen. Auch Private missen sich an geltende
Rechtsvorschriften halten, fir sie gilt jedoch ein weniger restriktiver Rechtsrahmen, sie werden von kei-
ner Aufsichtsbehdrde iberwacht und sie scheinen oft weniger selbstkritisch bei einer vorsorglichen Pri-
fung moglicher Rechtsverstolie zu sein.

Mit dem Einsatz webbasierter Medien geht einher, dass neue intermediare Akteure im Feld der Stadt-
entwicklung auftreten. Sie bringen das notwendige Know-how und die technischen Losungen zur Orga-
nisation crossmedialer Beteiligung mit und werden zur Durchfiihrung solcher Prozesse eingekauft. Diese
neuen Intermediare nehmen durch die Art und Weise, wie sie Vor-Ort-Formate und elektronische For-
mate entwickeln und miteinander verkntipfen oder durch die Algorithmen, die sie mit ihren Plattformen in
ein Verfahren einbringen, erheblichen Einfluss auf die Ausgestaltung partizipativer Prozesse und damit
auch auf deren Ergebnisse.

Durch den Einsatz webbasierter Medien entstehen neue Méglichkeiten fiir das Schaffen von Transpa-
renz in Stadtentwicklungsprozessen. Daten und Informationen, Eingaben und Kommentare oder Bear-
beitungs- und Entscheidungswege kénnen mittels webbasierter Medien auf verschiedene Art und Weise
zuganglich und sichtbar gemacht werden. Dies kann zu einem gleichen Informationsstand und zu einer
besseren Nachvollziehbarkeit von Verfahren beitragen und so dem Biirger erméglichen, mit Politik und
Verwaltung leichter auf Augenhohe zu agieren. Auch das Vertrauen in Verwaltungen und Politik kann
sich dadurch erhéhen genauso wie die Akzeptanz von getroffenen Entscheidungen.

Die Nutzung webbasierter Medien in der Stadtentwicklung erfordert zuséatzliche Ressourcen. Neben
technischen Voraussetzungen und finanziellen Aufwendungen bedarf es spezifisches Know-how. Weder
bei dffentlichen noch bei zivilgesellschaftlichen Akteuren ist dies jedoch selbstverstandlich vorhanden.
Technik und Wissen missen unter Umstanden extern eingekauft werden. Werden Auftrage an Dritte
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Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 8

vergeben, sind es die neuen intermediaren Akteure, die ihr Know-how zur Verfligung stellen. Das reicht
von einer individualisierten Beratung und Umsetzung von Beteiligungsprozessen durch Techniker und
Moderatoren bis zu standardisierten Internetplattformen, die Offentlichkeit herstellt oder deren Herstel-
lung untersttzt.

SchlieBlich kann der Einsatz webbasierter Medien zugleich Effizienzgewinne mit sich bringen. So hétten
etwa die untersuchten zivilgesellschaftlichen Initiativen ohne den Einsatz webbasierter Medien nicht so
viele Menschen fir ihr Anliegen erreichen kénnen als mit diesem Einsatz bei vergleichbarem Aufwand.
Bezogen auf Verfahren der éffentlichen Verwaltung kénnen sich besonders bei standardisierten Verfah-
ren Effizienzvorteile ergeben. Im Fall der Bauleitplanung zeigt sich etwa, dass das Verteilen von Infor-
mationen, das Einsammeln von Stellungnahmen und die Dokumentation des Prozesses mithilfe der
webbasierten Medien effizienter umgesetzt werden konnen.

Folgerungen fiir die Urban Governance

Der Einsatz webbasierter Medien bleibt nicht ohne Auswirkungen auf das Zusammenspiel der Akteure in der
Stadtentwicklung. Auf Basis der Ergebnisse lassen sich hierzu folgende Thesen formulieren:

Einflussmaglichkeiten der Zivilgesellschaft wachsen: Durch den Einsatz webbasierter Medien in der
Stadtentwicklung erhalten Akteure der Zivilgesellschaft groRere Einflussméglichkeiten auf Prozesse der
Stadtentwicklung. Sie nutzen webbasierte Medien umfangreicher als es der Verwaltung aus strukturellen
und organisatorischen Griinden méglich ist und kénnen dadurch einen stérkeren Einfluss auf die offent-
liche Meinung, und (ber diesen Weg auch auf die lokalpolitischen Akteure und deren Entscheidungen
gewinnen.

Mobilisierung von Akteuren: Durch die leichte Zuganglichkeit und hohe Reichweite webbasierter Me-
dien konnen die zivilgesellschaftlichen Akteure wie auch die kommunalen Verwaltungen in kurzer Zeit
mehr Menschen fir ein Anliegen erreichen als ohne den Einsatz dieser Medien. Sowohl die Information
als auch die Mobilisierung gelingt tiber die digitalen Kanale leichter als nur mit Offline-Formaten.
Information auf Augenhdhe: Der Einsatz webbasierter Medien tragt zu einem Informationszuwachs
uber Projekte, Themen, Verfahren und Akteure der Stadtentwicklung bei. Die orts- und zeitunabhangige
Zugéanglichkeit von Informationen und die Mdglichkeit, diese mit webbasierten Hilfsmitteln zu erstellen
und aufzubereiten, macht es Nicht-Fachleuten aus der Zivilgesellschaft wesentlich leichter, auf Augen-
héhe mit den zustandigen Fachleuten zu debattieren.

Potenziell vielgestaltiger Diskurs: Die leichte Zuganglichkeit webbasierter Medien flihrt zu einer po-
tenziell besser informierten Offentlichkeit und erleichtert die AuRerung alternativer Sichtweisen zu Pro-
jekten, Themen und Verfahren der Stadtentwicklung. Die verfligbaren Informationen tiber Projekte oder
Akteure werden durch die Nutzung webbasierter Medien als Publikationsmoglichkeit vielgestaltiger und
erschweren die Kontrolle eines einheitlichen Erscheinungsbildes von Projekten der Stadtentwicklung in
der Offentlichkeit.

Neue Intermediére treten auf: Die zu beobachtenden neuen Intermediére sind als Akteure zu betrach-
ten, die die Governance der Stadtentwicklung verandern. Selbst wenn sie sich ,inhaltlich neutral* verhal-
ten, beeinflussen sie durch die Strukturierung von Verfahren und durch die Medienlogik der jeweils ein-
gesetzten Instrumente die Beteiligungsprozesse. Welchen konkreten Einfluss die Gestaltung und Mode-
ration von webbasierten Plattformen durch neue Intermediare auf politische Prozesse nehmen, ist eine
wichtige Frage flr die Zukuntt.

Hoéhere Geschwindigkeit der Kommunikation: Der Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwick-
lung hat eine héhere Geschwindigkeit in der Kommunikation zur Folge. Alle Akteure, die den Verlauf ei-
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Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 9

ner offentlichen Debatte (iber ein Stadtentwicklungsprojekt oder -thema mitverfolgen und beeinflussen
wollen, werden sich dieser Geschwindigkeit nicht entziehen kénnen.

o Offentliche Verwaltung braucht Web-Kompetenzen: Um Debatten in webbasierten Medien selbst ge-
stalten oder zumindest mitgestalten zu konnen, benétigen alle Akteure, die diese Medien nutzen eine
gewisse Kompetenz — sowohl hinsichtlich der technischen Voraussetzungen der Nutzung als auch der
Besonderheiten der Kommunikation in diesen Formaten. Besonders in offentlichen Verwaltungen sind
diese Kompetenzen nicht unbedingt gegeben.

o Die Unsichtbaren bleiben unsichtbar: Wie die Offline-Beteiligung ist auch die Online-Beteiligung sozi-
al selektiv. Menschen mit geringen Bildungsabschlussen, geringen Einkommen oder mit Migrationshin-
tergrund beteiligen sich auch online seltener an Verfahren der Stadtentwicklung — unabhéngig davon, ob
sie von Kommunen oder von Initiativen der Zivilgesellschaft angestolien werden.

o Der Schatten der Hierarchie: Der Einsatz webbasierter Medien fiihrt in den Bereichen Information,
Konsultation und Kooperation zu einer potenziellen Erweiterung der einbezogenen Akteure. Dies gilt un-
abhéngig von top-down oder bottom-up initiierten Prozessen. Eine Erweiterung des Akteurskreises bei
Entscheidungen war im Rahmen der Untersuchung durch den Einsatz webbasierter Medien nicht zu be-
obachten.

Handlungsempfehlungen zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung

Fur eine sinnvolle Nutzung webbasierter Medien in der Stadtentwicklung erscheint es unerlasslich, kommunale
Strategien zum Umgang mit dem Thema der digitalen Teilhabe unter Einbeziehung aller relevanten Akteure zu
entwickeln. Dazu sind zunachst Ziele festzulegen, die durch den Einsatz webbasierter Medien erreicht werden
sollen, und darauf aufbauend Mittel auszuwahlen, die zur Zielerreichung beitragen. Dabei ist zu klaren, in wel-
chem Umfang und in welcher Form webbasierte Medien zur Transparenz iiber Plane, Verfahren und Entschei-
dungen beitragen kénnen und welche Rolle das Feedback von anderen Akteuren spielen soll. Im Rahmen der
vorhandenen Ressourcen ist zu entscheiden, wie crossmediale Ansatze eingesetzt werden.

Fur diese Aufgabe der Zielfestlegung und Mittelauswahl sind die technischen und kommunikativen Kompetenzen
im Umgang mit webbasierten Medien bei den Akteuren der Stadtentwicklung auszuweiten, um ihre Einsatzmég-
lichkeiten Uberhaupt einschatzen zu kénnen.

Die netzwerkartig und hierarchiefrei wirkende Struktur insbesondere der Sozialen Medien fiihrt bei ihrem Einsatz
zum Eindruck von Augenhdhe zwischen den beteiligten Akteuren, die spatestens bei gesetzlich geregelten kom-
munalen Entscheidungen auf hoheitliche und hierarchische Formen trifft. Deshalb ist die Hierarchie hoheitlicher
Entscheidungen klar zu vermitteln, um Missverstandnisse in Beteiligungsprozessen zu vermeiden.

Im Gegensatz zu klassischen Informationskanalen werden webbasierte Medien von vielen Nutzerinnen und Nut-
zern als ein Instrument zum Dialog wahrgenommen. Beim Einsatz dieser Instrumente wirkt ihre netzwerkartige,
hierarchieferne Struktur auf die Organisation der kommunalen Verwaltung zuriick. Die Verwaltungen sollten diese
Wirkungen einer anderen Kommunikationskultur nicht abwehren, sondern aufnehmen und die eigene Organisati-
on in Richtung Open Government weiterentwickeln.

Der Einsatz webbasierter Medien erfordert trotz moglicher Einsparungen durch digitale Automatisierung meist zu-
satzliche Ressourcen. Neben der Ausstattung mit finanziellen Mitteln konnen der Bund und die Lander die Kommu-
nen durch die Entwicklung und den Betrieb (ibergreifender Plattformen unterstiitzen. Angebotene Basisdienste auf
solchen Plattformen kénnen den Kommunen bei der Erflllung inrer Aufgaben helfen. Partizipationsplattformen, die
bereits in der formalen wie informellen Biirgerbeteiligung eine Rolle spielen, sind hierfiir Beispiele.
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Zivilgesellschaftliches Engagement in der Stadtentwicklung kdnnten Bund und Lander durch eine Férderung des
digitalen Ehrenamtes weiterentwickeln. Direkte Forderungen und steuerliche Erleichterungen, Best-Practice-
Studien oder eine Ausweitung des freiwilligen sozialen Jahres digital kénnten hier Impulse fiir eine Stadtentwick-
lung von unten geben.

Fir einen qualifizierten Austausch zwischen den Kommunen, die webbasierte Medien strategisch im Rahmen der
Stadtentwicklung einsetzen, ware neben einer finanziellen Unterstlitzung von Austauschformaten eine Bestands-
aufnahme zum Einsatz webbasierter Medien sowie ein laufendes Monitoring hilfreich.
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Summary

Starting point: Web-based media open up new opportunities for participation

In the past few years web-based media altered the communication between citizens, civil society, local politics
and municipalities in the context of urban development. Websites or apps, social media platforms such as Twitter
and Facebook or web-based collaboration platforms are increasingly used to inform about and discuss relevant
projects regarding urban development policy. New e-participation procedures, that are not only initiated top-down
by actors from local administrations and politics, but also bottom-up by civil society actors, were established in
addition to the traditional forms of civic participation. Citizens are given new opportunities to participate in shaping
their cities and influence state action.

Aim of the study: Potentials and limits of the use of web-based media

Within the framework of the BBSR-research cluster “smart cities” the study focuses on the use of web-based
media in urban development in the context of civic participation and engagement. This study pursues basically
three objectives:

o Firstly, we will present an overview of the current usages of web-based media in urban development re-
garding participation and present the spectrum of forms of use and applications.

o Secondly, we will highlight and discuss potentials and limits of e-participation in terms of urban devel-
opment.

o Thirdly we will outline the effects of actor constellations, planning processes and possibilities to influ-
ence, that result from the use of web-based media in urban development.

Approach: Study of 40 examples of reference and eight case studies

The study is based on the documentation of 40 examples of reference and the detailed analysis of eight case
studies, in which web-based media was used for participation in urban development. They have been chosen
according to certain criteria and with the objective to cover a wide range of web-based participation processes.
Top-down as well as bottom-up projects have been considered.

Concerning the 40 examples of reference we used internet search and conducted exploratory talks with experts.
We also evaluated overviews of web-based media (e.g. competitions for e-participation). Regarding the eight
case studies we conducted five to six expert interviews with selected decision makers and participants of the
respective participation processes. We also analyzed relevant documents and the used (web-based) formats. In
addition to the examples of reference and the case studies we analyzed the relevant scientific literature and or-
ganized a workshop with experts from science and practice on the reflection and immersion of the acquired in-
sights.

The case studies were

o the municipal participation process concerning the removal of an elevated road in Ludwigshafen (Lud-
wigshafen diskutiert),

o the use of web-based media in the binding urban land use planning in Schleswig-Holstein (BOB-SH),

e a participation process to create an urban vision for Potsdam (Potsdam weiterdenken),
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a management of concerns of the city of Friedrichshafen (sag’s doch),

a civil society initiative to discuss, improve and perform in public spaces in Munich (die urbanauten),
a civic initiative to prevent the development of a new shopping mall in the inner city of Bonn (Viva
Viktorial),

an online petition to keep the basic building structure of a former industrial area in Kaiserslautern
(PFAFF erhalten — STADT gestalten) and

the OK Lab (Open Knowledge Lab) Berlin for the development of applications based on open data.

Wide variety of the use of web-based media top-down as well as bottom-up

The 40 examples of reference from cities and communities in Germany show that web-based media are used in
many fields of urban development to enable participation in shaping local processes. The numerous procedures
differ in terms of participating actors, aims, scope of content, spatial reference, permanence, amount of involve-
ment as well as the originality of its usage. Altogether we can distinguish the processes of e-participation in
twelve types. Web-based media are used

for the realization of individual projects in urban development,

for the qualification of sectoral planning,

for the drafting of urban visions or master plans,

for the improvement of living conditions in cities,

for the optimization of municipal budgets, but also for financing projects by the civil society in form of
crowd-funding,

for binding urban land use planning,

for the management of concerns or the reduction of deficits in cities,

for protests against certain plans of the municipality or against urban politics,

for awareness-projects of the digital modern age, that refer to certain requests in an activist-performative
way,

for (critical) reporting in blogs regarding city-districts or cities,

for gathering and discussing ideas from the civil society to shape the city or district,

for civic hacking on the basis of open data.

The handling of web-based media in urban development - Seven essential findings

Analysing the eight case studies — and also the 40 examples of reference — we can deduct seven valuable
findings regarding the use of web-based media in urban development:

Web-based participation processes in urban development are usual planned cross-medially, regardless
of whether they are initiated top-down by the public sector or bottom-up by the civil society. Online
elements such as participation platforms on the internet as well as offline formats such as traditional
town meetings are used and intertwined. Actors act cross-medially because they hope for a better
impact of participation and — with the digital divide in mind - would also like to reach those people who
have difficulties using digital offers.

Social media play an important role in urban development by now, as users can place contents
themselves and beyond that organize exchange. Regardless of whether a city administration uses web-
based media or not, there are reports and discussions on urban topics and projects online. However, it is
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more difficult for municipal administrations to use social media than it is for civil society groups. Due to
their organisational structure and their hierarchical functioning they cannot be as present on the web as
it might be helpful. Thus, civil society initiatives can reach a higher impact in the discussions of projects
in urban development and thus influence decision-making more.

e Public administrations are affected by legal rules in a different way than civil society groups. Stronger
regulations of the public sector limit the possibilities of using web-based media. In addition to a sensible
handling of data protection, procurement law and labour law should be mentioned. Private actors are
subject to legal rules, too, but within a less restrictive legal framework. They are not controlled by a
supervisory authority and they seem to be less self-critical regarding a precautionary investigation of
possible law violations.

e Closely connected to this aspect is the occurrence of new intermediary actors in processes of urban
development. They possess of the necessary know-how and the technical solutions for the organization
of cross medial participation and are paid to carry out such processes. These new intermediaries
influence the form of participative processes and results considerably, through their way of how they
develop and combine on-site and electronic formats or through the algorithms, that they contribute to
processes via their participation platforms.

e With the use of web-based media, new possibilities of creating transparency in urban development
processes occur. Data and information, petitions and comments or ways of editing and deciding can be
made accessible and visible via web-based media. This can contribute to the same level of information
and a better accountability of processes and enable citizens to act at eye-level with politics and
administrations. Trust in administrations and politics can be increased as well as the acceptance of
made decisions.

e The use of web-based media in urban development requires additional resources. In addition to
technical requirements and financial expenditures, specific know-how is needed. However, this is not a
given neither regarding public nor civil society actors. Technology and knowledge might have to be
purchased externally. When contracts are awarded to a third party, usually the new intermediary actors
provide their know-how, ranging from individual consulting and implementing of participation processes
by a technician or host to standardised online platforms, which create publicity or support its creation.

e Finally, the use of web-based media can increase efficiency simultaneously. The studied civil society
initiatives could not have reached as many people with their request without the use of web-based
media as they could by using them with a comparable effort. Regarding the proceedings in public
administrations there can be advantages in efficiency especially with standardised processes.
Concerning binding urban land use planning it became apparent that distributing information, collecting
statements and documenting the processes via web-based media could have been realized more
efficiently.
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Conclusions for urban governance

The use of web-based media is not without effect on the interaction of actors in urban development. The following
assumptions can be formulated on the basis of the insights.

Growing possibilities of influence by the civil society: With the use of web-based media in urban
development, actors in the civil society gain more possibilities to influence processes in urban develop-
ment. They use web-based media more extensively than it is possible for administrations due to struc-
tural and organisational reasons. Thus, they can have a stronger influence on the public opinion and al-
so local political actors and their decisions.

Mobilising actors: Thanks to the accessibility and range of coverage of web-based media, actors from
the civil society as well as municipal administrations can reach more people in a short period of time,
than it would be possible without the use of web-based media. Informing as well as mobilising for possi-
ble courses of actions works better via these kinds of media than via offline formats alone.

Information on equal terms: The use of web-based media enables a growth of information on projects,
issues, proceedings and actors in urban development. Location and time-independent accessibility of in-
formation and the increasing opportunities to create and process them with the use of web-based tools
make it possible and easier for non-experts from the civil society to communicate on equal terms with
responsible professionals.

Potentially multi-form discourse: The easy accessibility of web-based media leads to a potentially
better informed public and facilitates the expression of alternative points of view concerning projects, is-
sues and procedures in urban development. Available information on projects or actors are becoming
multi-facetted by using web-based media as a possibility of publication and make it harder to control a
uniform appearance of these projects in the public.

Appearance of new intermediaries: The new intermediaries, that structure the field of use of web-
based media, are to be regarded as actors that change the governance of urban development. Even if
they act “neutrally in terms of content”, they are likely to influence participation processes through the
structuring of proceedings and the logic of the media of the respective tool. The specific impact of the
shaping and moderation of web-based platforms by new intermediaries on political processes is an im-
portant prospective question.

High speed communication: The use of web-based media in urban development contributes to a
higher speed in communication. All actors, who want to follow the course of a public debate over an ur-
ban development project or issue or who want to influence it will not be able to evade that pace without
consequences.

Public administration needs web competence: To shape or help shape debates in web-based media,
all public actors that use these media, need certain competences — in terms of technical predispositions
of the use as well as characteristics of communications in these formats. Especially within public admin-
istrations these competences are not necessarily given.

The invisible stay invisible: Just like offline-participation, online-participation is socially selective. Peo-
ple with a lower level of education, low income or migration background participate less in processes of
urban development - regardless of whether they are triggered by municipalities or initiatives from the
civil society.

In hierarchy’s shade: The use of web-based media potentially enlarges the range of actors in the areas
of information, consultation and cooperation. This applies regardless of whether you consider top-down
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or bottom-up processes. However, an enlargement of the circle of actors through the use of web-based
media regarding decision making, has not been observed in this study.

Recommended actions regarding the use of web-based media in urban development

To use web-based media in urban development in an appropriate manner, it seems essential to develop
municipal strategies regarding the handling of e-participation including all relevant actors. Therefore, objectives
that are to be accomplished through the use of web-based media need to be set and means that help to achieve
these goals need to be selected. In this process it needs to be clarified to what extent and how web-based media
can contribute to the transparency of plans and projects, procedures and decision-making and what role feedback
of other actors should play. In line with available resources it has to be decided how cross medial approaches are
to be used.

For this task of determining the goals and choosing the means, technical and communicational skills of the actors
in urban development have to be expanded, to even be able to assess the variety of uses.

The structure of social media that seems to be organized as a network and without any hierarchic constraints,
leads to the impression of the participating actors being on equal terms until they encounter with sovereign
hierarchical forms when it comes to legal binding municipal decisions. For this reason the hierarchy of sovereign
decision-making needs to be communicated clearly to avoid misunderstandings in participation processes.

Contrary to traditional information channels web-based media are regarded as a tool of dialogue by many users.

Using these instruments the organization as a network and the structure without hierarchy reflect upon the organ-
ization of the municipal administration. Administrations should not repulse the effect of a different culture of com-
munication, but include it and develop their own organization towards open government.

In spite of possible savings, the use of web-based media usually requires additional resources. In addition to the
monetary endowment the Federal level (Bund) and the States (Lander) can support the municipalities by develop-
ing and maintaining comprehensive platforms. Basic services that are offered on those platforms may help com-
munities in performing their tasks. Platforms of participation that already play parts in formal as well as informal
civic participation, are examples.

The Federal level and the States could enhance civic engagement in urban development through supporting
digital volunteering. Direct promotion and tax breaks, best-practice studies or a broadening of the voluntary social
digital year could be stimulating for bottom-up urban development.

In addition to the financial support of formats of exchange, an overview regarding the use of web-based media as
well as ongoing monitoring would be helpful for a qualified exchange between municipalities that use web-based
media in urban development strategically.
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1. Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung: Ausgangspunkte

Mit der jiingsten Anderung des Baugesetzbuches (BauGB) ist seit Mai 2017 die zusétzliche Nutzung des Inter-
nets jetzt auch verbindlich fiir die Offentlichkeitsbeteiligung in der Bauleitplanung vorgesehen (§ 4a Absatz 4
BauGB). Die auszulegenden Unterlagen miissen etwa {iber das Internetportal der Gemeinde fiir die Offentlichkeit
auffindbar und abrufbar sein. Darliber hinaus sind sie zukiinftig Gber ein zentrales Internetportal des Landes
zuganglich zu machen. Eine blof} ergénzende Nutzung elektronischer Kommunikationstechnologien reicht in der
formalen Offentlichkeitsbeteiligung der Bauleitplanung zukiinftig also nicht mehr. In der Begriindung zum Gesetz-
entwurf weist der Gesetzgeber selbst allerdings darauf hin, dass die neue Regelung die schon vielfach bestehen-
de Praxis in den Kommunen aufgreift und keinen zusatzlichen Erfiillungsaufwand fiir sie bedeuten wiirde (Bun-
desregierung 2016).

Die o6ffentlichen Akteure aus Stadten und Gemeinden nutzen die neuen digitalen Technologien jedoch heute nicht
nur beim formalen Beteiligungsverfahren im Rahmen der Bauleitplanung. Auch in vielen anderen Aufgabenberei-
chen werden mittlerweile webbasierte Beteiligungsangebote bereitgestellt, um Blrgerinnen und Blrger in lokale
Planungsprozesse einzubeziehen. In einer bundesweiten Umfrage gaben 2015 fast die Hélfte aller Landkreise
sowie Stadte und Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern an, die Méglichkeiten einer digitalen Blrgerbetei-
ligung zur Gestaltung der kommunalen Politik zu nutzen (PwC/GIUB 2015, S. 30). Auch eine vom NRW-
Fortschrittskolleg ,Online-Partizipation” durchgeflinrte Befragung aller 396 Stadte und Gemeinden sowie der
Kreise in Nordrhein-Westfalen ergab, dass rund ein Drittel der Kommunen Ende 2016 bereits Erfahrungen mit
Online-Biirgerbeteiligung gesammelt hat. Doch nicht nur die éffentliche Hand nutzt die neuen Méglichkeiten der
webbasierten Medien fir die Einbindung der Blrgerschaft in Fragen der Stadtentwicklung. Auch beim biirger-
schaftlichen Engagement kommen heute die neuen Medien in vielerlei Weise zum Einsatz, um sich tber lokale
Gestaltungsprozesse auszutauschen und eigene Projekte und Aktionen zu initiieren.

Im Rahmen des BBSR-Forschungsclusters ,Smart Cities“! untersucht die vorliegende Studie die Nutzung web-
basierter Medien in der Stadtentwicklung im Bereich der Biirgerbeteiligung und des Biirgerengagements. Leitend
fur die inhaltliche Auseinandersetzung sind hierbei folgende Beobachtungen und Entwicklungen:

o Viele Birgerinnen und Burger sind immer weniger bereit, als bloRe Adressaten von Informationen und
Entscheidungen der Stadtentwicklungspolitik zu fungieren. Dies &uRert sich in einer wachsenden Zahl
an Einspriichen und Widerstanden gegen kommunale Planungen zum Ausbau der stadtischen Infra-
struktur oder zur Umsetzung privatwirtschaftlicher Bauvorhaben (Marg et al. 2013; Matzig 2011). Bei
solchen Widerstanden, die von Einzelpersonen oder zivilgesellschaftlichen Gruppen ausgehen, spielen
webbasierte Medien in Form von Eingaben, Beschwerden und Petitionen eine wichtige Rolle (Voss
2014, S. 11).

o Biirgerinnen und Birger werden vermehrt selbst aktiv, Stadtentwicklungsprozesse und ihr personliches
Lebensumfeld mitzugestalten (Willinger 2014; Rauterberg 2013). In einem neuen Selbstverstandnis der
,Selbsterméchtigung” (Beck 2015) initiieren zivilgesellschaftliche Gruppen Projekte, ohne dass die
kommunale Politik oder die Verwaltung sie dazu aufgefordert hatte. Hierbei werden ebenfalls die web-
basierten Medien genutzt, um eigene Ideen zu diskutieren und umzusetzen. Zudem werden Hinweise,
Vorschlage oder Feedback unaufgefordert an die kommunalen Entscheidungstrager gerichtet, auch

1 Das Forschungscluster ,Smart Cities* des Bundesinstituts fur Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) befasst sich in
verschiedenen Forschungsprojekten mit den Auswirkungen des digitalen Wandels auf die Stadtentwicklung (BBSR 2015).
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uber die digitalen Kandle. Dabei korrespondiert der Einsatz webbasierter Medien mit ungewohnlichen
Aktivitdten, Kampagnen oder Lobbying (Voss 2014, S. 11). Neue Formen eines ,Mitmach-Urbanismus*
werden in der ,Digitalmoderne” méglich (Rauterberg 2013).

o Kommunale Entscheidungstrager erkennen zunehmend dieses biirgerschaftliche Engagement fir
Stadtentwicklung, das fiir sie von Nutzen sein kdnnte. Daraus resultieren vermehrt Beteiligungsprozes-
se, die von der kommunalen Politik und Verwaltung ausgehen und meist auf Information, Konsultation
oder Kooperation mit den Birgern ausgerichtet sind. Es entstehen neue Formen einer kollaborativen
Zusammenarbeit, die weniger durch ein hierarchisches als vielmehr durch ein netzwerkartig orientiertes
Verhéltnis zwischen den stédtischen Akteuren und den Akteuren der Zivilgesellschaft charakterisiert
sind (Beck 2014). Staatliche Programme und Projekte zur Starkung des birgerschaftlichen Engage-
ments in den Kommunen wurden in den vergangenen Jahren in der Folge entwickelt und neu aufgesetzt
— etwa in Nordrhein-Westfalen das Programm ,|nitiative ergreifen (MBWSV 2016).

e Unabhangig von diesen drei Motivationen der Beteiligung und Teilhabe an Stadtentwicklungsprozessen
erwarten die Blrgerinnen und Biirger von den Initiatoren partizipativer Verfahren heute, dass sie zur In-
formation und Beteiligung (auch) neue webbasierte Kanéle anbieten — genauso, wie sie es langst selbst
tun, wenn sie stadtentwicklungsrelevante Angebote im Web aufbauen oder sich untereinander vernet-
zen (Brlckner/Marker 2015; Méarker 2015).

o Die vermehrte Nutzung webbasierter Medien verandert die Kommunikation zwischen den Blirgern, den
zivilgesellschaftlichen Akteuren, der kommunalen Politik und den Verwaltungen. Dies bleibt nicht ohne
Folgen flr das Zusammenspiel der verschiedenen Akteure und fiir die Aushandlungsprozesse Uber
stadtentwicklungspolitische Themen. Die Motivationen, sich an Stadtentwicklungsprozessen zu beteili-
gen, und die neuen Méglichkeiten, die die webbasierten Medien an Information und Teilhabe bieten,
scheinen zu einem verénderten Rollenverstéandnis bei den Akteuren der Stadtentwicklung zu fihren.
Dies geht einher mit einem erhdhten MaR an Wissen und Informationen, die heute durch die webbasier-
ten Medien allen Akteuren der Stadtentwicklung jederzeit an jedem Ort bereitgestellt werden.

e Die in den letzten Jahren zu verzeichnende Zunahme an digitalen Teilhabemdglichkeiten in der Stadt-
entwicklung hat in Wissenschaft und Praxis zu einer regen Debatte ber die Reichweite, den Nutzen
und die Umsetzbarkeit solcher Partizipationsangebote gefiihrt. Chancen und Mdglichkeiten (etwa Erwei-
terung des Beteiligungskreises, bessere Ergebnisse, grofiere Transparenz, hdhere Legitimitat) genauso
wie Risiken und Herausforderungen (etwa elitares Stimmungsbarometer, reflexhafte und unreflektierte
Partizipationskultur, fehlendes technologisches Wissen und Kapazitaten zur Umsetzung solcher Verfah-
ren) werden vielfach diskutiert. Vor allem bezogen auf die Reichweite von Online-Beteiligungen zeigt
sich bisher, dass sich diese quantitativ oftmals in Grenzen halt und eine groRere Offnung zu bislang un-
terreprasentierten Bevdlkerungsgruppen kaum erkennbar ist (z. B. Weil 2013; Selle 2011; Albrecht
2010, HIIG 2014). Wie sich der Einsatz webbasierter Medien bei Teilhabeprozessen in der Stadtentwick-
lung auf Governance-Strukturen auswirkt, wird in der aktuellen Fachdiskussion kaum behandelt. Auch
fehlt derzeit noch ein systematischer bundesweiter Uberblick zu typischen Einsatzfeldern webbasierter
Medien in der Stadtentwicklung.

o Die bisher angeflihrten Punkte verdeutlichen, dass es heute auch in der Stadtentwicklung keine Offline-
Welt mehr gibt. Ganz unabhangig davon, ob die stadtische Planungsverwaltung On- oder Offline-
Veranstaltungen durchfiihrt oder die Birgerinitiative einen Facebook-Account hat oder nicht, ist die Welt
um sie herum vernetzt und kommuniziert mit webbasierten Medien — eben auch Uber die Projekte der
stadtischen Planungsverwaltung oder die der Biirgerinitiative. Die Digitalisierung der Lebenswelt hat sich
uber E-Mail, PC und Laptop, Handy und SMS zu Smartphone, Tablet, Web 2.0 und Social Media stetig
weiterentwickelt und ein Ende ist auch bei Smart Home, Smart City und Industrie 4.0 noch nicht abzu-
sehen. Unabhéngig davon, ob man in dieser Entwicklung mehr Mdglichkeiten oder Herausforderungen
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fur die Stadtentwicklung entdeckt, schwindet die Chance, sich nicht mit der Digitalisierung auseinander-
zusetzen.

Ziele der Studie

Ausgehend von diesen Beobachtungen und Entwicklungen verfolgt die Studie im Wesentlichen drei Ziele:

e Zum ersten soll in einer Bestandsaufnahme die derzeitige Nutzung webbasierter Medien in der Stadt-
entwicklung erfasst und das aktuelle Spektrum an Einsatzformen und Anwendungen dargestellt werden.
Hierbei wird geklart, zu welchen Zwecken 6ffentliche und zivilgesellschaftliche Akteure webbasierte Me-
dien einsetzen, um ihre Ziele in der Stadtentwicklung zu erreichen.

e Zum zweiten sollen die Méglichkeiten, aber auch Grenzen von webbasierten Partizipationsprozessen in
der Stadtentwicklung néher beleuchtet und diskutiert werden.

e Zum dritten stehen die Auswirkungen auf die stadtische Governance im Fokus. Hier geht es besonders
um mdgliche Veranderungen im Kréaftespiel der Akteure, die an der Stadtentwicklung beteiligt sind. So
wird der Frage nachgegangen, ob durch die webbasierten Medien die zivilgesellschaftlichen Akteure
neue Méglichkeiten der Gestaltung stadtentwicklungspolitischer Prozesse erhalten und sich die Beein-
flussung staatlichen Handelns andert.

In der Studie wird im Weiteren idealtypisch zwischen einer eher top-down initiierten Beteiligung durch Akteure
aus der kommunalen Verwaltung und Politik auf der einen Seite und einer eher bottom-up initiierten Form der
politischen Partizipation aus der Zivilgesellschaft auf der anderen Seite unterschieden. Die eher top-down gerich-
tete Burgerbeteiligung dient der Vorbereitung und Qualifizierung demokratischer Entscheidungen in der Stadt-
entwicklung, die eher bottom-up gerichteten Prozesse haben ihre Wurzeln im Blirgerengagement und wollen
(weitgehend unabhéngig von stadtischen Vorgaben) einen Beitrag zu lebenswerten Stadten und Stadtquartieren
leisten. Die beiden Perspektiven lassen sich in der Praxis hdufig nicht eindeutig trennen. Mischformen entstehen
etwa dadurch, dass die Initiative und die Organisation, die inhaltliche Mitwirkung, Moderation oder Aufbereitung
von unterschiedlichen Akteuren geleistet werden. In der Studie erfolgt die Zuordnung der Beteiligungsvorhaben
nach dem Initiator des jeweiligen Projekts.

Mit der Untersuchung von top-down sowie von bottom-up initiierter Partizipation, in denen webbasierte Medien
zum Einsatz kommen, weitet die Studie das klassische Verstandnis von Blrgerbeteiligung aus, das eher auf
einem top-down gerichteten Verstandnis fult. Es geht also nicht nur um die staatlich organisierte, institutionali-
sierte Birgerbeteiligung, sondern auch um die politische Partizipation in Form eines blrgerschaftlichen Engage-
ments (siehe auch Voss 2014, S. 9). Beide Stréange werden unter dem Begriff der digitalen Teilhabe an der
Stadtentwicklung zusammengefasst.

Im Verhaltnis von digitaler und analoger Teilhabe steht in der vorliegenden Studie der Umgang mit webbasierten
Medien in der Stadtentwicklung im Vordergrund. |hr Einsatz hat sich seit der Verbreitung des Internets in den
spaten 1990er Jahren und der Sozialen Medien in den vergangenen zehn Jahren rasant entwickelt. Auf webba-
sierte Medien kann uber das Internet heute von verschiedenen Endgeraten mittels PC, Laptop, Tablet oder
Smartphone jederzeit von jedem Ort aus zugegriffen werden. Unter webbasierte Medien fallen sowohl Websites
als auch Apps, Social Media-Plattformen wie Twitter und Facebook, aber auch Kommunikationskanéle wie Skype
oder webbasierte Kollaborationsplattformen wie beispielsweise Wikis. Dabei spielt das Internet als eine weltum-
spannende Kommunikationsinfrastruktur eine gesellschaftspolitisch entscheidende Rolle. Alle Arten von Daten -
sei es Ton, Text, Bild oder Video — lassen sich im Internet zu geringen Kosten und mit hohem Verbreitungsgrad
transportieren (Hoffken 2015, S. 29).
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Zu unterscheiden ist zwischen

o der direkten Kommunikation beziehungsweise dem gezielten und unmittelbaren Austausch von Informa-
tion zwischen einzelnen Nutzern und Nutzergruppen etwa durch eine E-Mail (einschlielich der Koordi-
nation und Organisation von Aktivitaten),

o dem einseitigen Zugriff der Nutzer auf eine Fiille von Informationen im Netz (,content’ etwa auf einer
Homepage) und

o der Verbreitung und dem Austausch von Inhalten, die die Nutzer inzwischen selbst produzieren und
Uber spezielle Plattformen im Netz fiir alle Nutzer zum Dialog bereitstellen (Soziale Medien, ,Web 2.0%).

Im Gegensatz zu den konventionellen analogen Medien wie Print-Zeitungen oder Fernsehen erlauben webbasier-
te Medien eine dezentrale ,many-to-many“ Kommunikation, die gerade Blirgerinnen und Burger ermachtigt, nicht
nur Empfanger, sondern auch Sender von Informationen zu werden. Diese neuen Méglichkeiten des Internets

flihren zu neuen Formen der politischen Teilhabe — und kdnnen zu einer Starkung der Zivilgesellschaft beitragen.

Vorgehensweise und Methoden

Empirische Basis dieser Studie sind 40 Referenzbeispiele und acht Fallstudien, in denen webbasierte Medien in
der Stadtentwicklung fiir Partizipation und Teilhabe eingesetzt wurden. Die Auswahl der Referenzbeispiele und
Fallstudien erfolgte nach verschiedenen Kriterien und war von dem Ziel geleitet, ein méglichst breites Spektrum
an webbasierten Partizipationsprozessen abzudecken. Hierbei wurden sowohl top-down als auch bottom-up
initiierte Projekte beriicksichtigt.

Zu den 40 Referenzbeispielen wurden Internetrecherchen und sondierende Gesprache mit Experten durchgefiihrt
sowie Synopsen (z. B. Wettbewerbe flir webbasierte Partizipation) ausgewertet, in den acht Fallstudien wurden
jeweils funf bis sechs Interviews mit ausgewéahlten Entscheidungstragern und einzelnen Beteiligten in den jeweili-
gen Partizipationsprozessen gefilhrt sowie relevante Dokumente und die eingesetzten (webbasierten) Formate
analysiert. Erganzend zu den Referenzbeispielen und Fallstudien wurde die einschlagige Fachliteratur ausgewer-
tet sowie ein Workshop mit Experten aus Wissenschaft und Praxis zur Reflexion und Vertiefung der gewonnenen
Erkenntnisse durchgefhrt (siehe Abbildung 1).

Abbildung 1: Vorgehen im Forschungsprojekt

Recherche und Durchfilhrung und Vorbereitung und
Stand der Darstellung von 40 Auswahl \{on Auswertung der Durchfiihrung eines SchREsolgenmIen
Forschung Referenzbeispielen 8 Fallstudien 8 Fallstudien Workshops und|Empfehiungen

Quelle: Eigener Entwurf
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2. Vielfalt bei der digitalen Teilhabe

Die ersten Birgerbeteiligungsverfahren in der Stadtentwicklung, die in Deutschland mit webbasierten Medien
durchgeflihrt wurden, stammen bereits aus den spaten 1990er Jahren. Eine moderierte Online-Beteiligung der
Planung eines Neubaugebietes in der Bundesstadt Bonn im Jahr 1998 gilt als eines der ersten Verfahren dieser
Art in Deutschland (Briickner/Marker 2015). Seitdem sind sukzessive zahlreiche Mdglichkeiten der digitalen Teil-
habe auf der kommunalen Ebene entstanden, die sich heute durch eine grole Vielfalt auszeichnen. Sie unter-
scheiden sich nicht ausschlieRlich, aber in erster Linie hinsichtlich

e der Akteure, die sie initiieren, durchfiinren und verantworten,
e der Ziele,

e der inhaltlichen Reichweite,

e des raumlichen Bezugs,

o der Dauerhaftigkeit,

e des Mitwirkungsgrades sowie

e der Originalitat.

An dieser Stelle sollen auf Grundlage der 40 recherchierten Referenzbeispiele? aus deutschen Stadtregionen,
Stadten und Gemeinden die Verfahren der digitalen Teilhabe anhand der genannten Kriterien naher charakteri-
siert werden, um anschliefend eine Typisierung der Verfahren vorzunehmen. Sie zeigt im Ergebnis ein breites
Spektrum aktueller Nutzungen und Anwendungsformen webbasierter Medien in der Stadtentwicklung.

2.1 Akteure

Die Referenzbeispiele verdeutlichen, dass digitale Teilhabe an der Stadtentwicklung zum einen von den kommu-
nalen Verwaltungen initiiert und durchgeflhrt wird, um ganz unterschiedliche Vorhaben zu planen und umzuset-
zen. Zum anderen werden verschiedene Formate der digitalen Teilhabe inzwischen aber auch von birgerschaft-
lichen Gruppen eingesetzt und in eigener Regie betrieben, um sich Uber die eigene Stadt oder das Wohnviertel
auszutauschen, das personliche Lebensumfeld zu gestalten oder um sich mit seinen Interessen in die jeweilige
Stadtentwicklungspolitik einzumischen.

In den verschiedenen Phasen eines Teilhabeprozesses ist diese Dichotomie zwischen top-down- und bottom-up-
Verfahren jedoch nicht immer ganz eindeutig und trennscharf. Mediatoren, Forschungs- und Beratungsinstitute
werden beim Einsatz webbasierter Medien eingeschaltet und vermitteln als neue Akteure in einem hybriden Feld
zwischen der Burgerschaft, der planenden Verwaltung und in einigen Fallen auch der privaten Projektentwick-
lung. Der Leitbildprozess Potsdam weiterdenken oder das Beteiligungsverfahren Ludwigshafen diskutiert zum
Umbau einer Hochstralle sind zwei Beispiele, die von den Stadtverwaltungen angestoen wurden und in denen
die Mediatoren eine wichtige Rolle bei der Gestaltung der Diskussionsprozesse spielen, die beiden Informations-
und Diskussionsplattformen Urbanophil oder openBerlin sind hingegen zwei Beispiele, bei denen die Initiatoren
aus einem forschungsnahen Kontext stammen.

Diese, aber auch weitere Referenzbeispiele zeigen, dass das alte bipolare Bild ,Biirger vs. Kommune* heute
durch vielfaltige komplexe Bezlige gekennzeichnet ist (Selle 2013, S. 73). Einige Beispiele deuten darauf hin,

2 Die 40 Referenzbeispiele sind in einem gesonderten Dokument jeweils in kurzen Steckbriefen aufbereitet. Die acht Fallstu-
dien sind in einem gesonderten Dokument ausfiihrlich dargestellt.
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dass sich generell das ,hoheitliche Rollenverstandnis® in der Stadtentwicklung beginnt aufzulésen und stellenwei-
se bereits in einem ,partnerschaftlichen Umgang mit der Stadtgesellschaft‘ auf ,gleicher Augenhéhe® agiert wird
(a.a.0.). Dies bedeutet nicht zwangslaufig, dass diese Verhéltnisse konfliktfrei sein missen. Eine einfache top-
down- beziehungsweise bottom-up-Teilhabe ist deshalb heute in der stadtentwicklungspolitischen Realitét in
Teilen des Prozesses durch eine neue Interdependenz zwischen den verschiedenen Akteuren gekennzeichnet
(a.a.0., S. 81). Unabhéngig davon, ob es sich eher um eine top-down oder bottom-up-Perspektive handelt, sind
bei allen Verfahren die Initiatoren, die Durchfiihrenden und die Beteiligten zu unterscheiden.

Lange Zeit wurde Stadtentwicklungsplanung als eine eindeutig hoheitliche Aufgabe wahrgenommen. Heute
beschaftigen sich neben Projektentwicklern zunehmend auch Akteure der Zivilgesellschaft mit planerischen
Vorstellungen zur Stadt. Hinzu kommen weitere privatwirtschaftliche Akteure, die als Kooperationspartner von
Kommunen oder als Teilnehmer in Forschungsprojekten agieren. Die Projekte Digitale Dérfer, Mit-Mach-Stadt-
Brandis und Flashpoll sind hier drei Beispiele, die aus dem Spektrum der 40 Referenzbeispiele stammen.
Offentliche und zivilgesellschaftliche Akteure bedienen sich jeweils der Firmen, die die Online-Verfahren er-
mdglichen oder Soziale Medien bereitstellen und die dabei nicht ohne Einfluss auf die Ausgestaltung der
Kommunikationsprozesse sind. Damit werden diese Firmen etwa bei der Entwicklung des Masterplan Offen-
bach oder der Perspektive Miinchen fiir die Akteure der planenden Verwaltung zu wichtigen intermediaren
Akteuren in den Beteiligungsprozessen.

2.2 Ziele

Projekte der digitalen Teilhabe verfolgen meist unterschiedliche Zielsetzungen. Ein Teil der bottom-up initiierten
Verfahren ist ausdriicklich gegen die Umsetzung stadtischer oder auch privatwirtschattlich motivierter Projekte
gerichtet, andere, durchaus auch bottom-up initiierte Verfahren, sind hingegen konstruktiv an der Umsetzung von
Zielen orientiert, die zu den Interessen der stadtischen Entscheidungstrager passen und diese sogar unterstitzen
kénnen. Die zivilgesellschaftlichen Initiativen entstehen meist unabhangig von den Aktivitaten der stadtischen
Politik und sind den Stromungen einer ,informellen Stadtentwicklung® (Willinger 2014) beziehungsweise einer
,Stadt der Digitalmoderne” (Rauterberg 2013) zuzuordnen. In den Projekten der digitalen Teilhabe, die bottom-up
initiiert sind, sind also gegenlaufige Zielsetzungen zu den Aktivitaten der 6ffentlichen Hand ebenso zu beobach-
ten wie gleichgerichtete Zielsetzungen.

Prozesse der digitalen Teilhabe lassen sich weiterhin darin unterscheiden, welche Rolle die beteiligten Perso-
nen in dem Prozess einnehmen und mit welchem Selbstverstandnis sie an den webbasierten Verfahren teil-
nehmen. Idealtypisch ist hier zwischen der zielgerichteten Gestaltung und der alltaglichen Nutzung der stadti-
schen Raume zu differenzieren. Zum einen geht es in den Verfahren um die bewusste Ausformung der Stadt
oder einzelner Stadtteile mit einem meist professionellen Hintergrund, zum anderen um eine Erleichterung im
alltaglichen Zusammenleben der Biirger, das nicht ausdriicklich und intentional auf Aspekte der Stadtentwick-
lung ausgerichtet ist.

In dem Projekt stehen eher die Online-Verfahren zur Gestaltung, also zur Produktion und Herstellung von Stadt
im Fokus, sei es durch iibergeordnete gesamtstadtische Konzepte wie etwa in den Beispielen aus Potsdam oder
Offenbach, in denen Leitlinien fir die Stadtentwicklung festgelegt werden, sei es durch die Planungen zur Umge-
staltung eines einzelnen Stadtquartiers wie etwa in Bonn oder in Hannover. Konkreter als die Entwicklung von
Leitbildern oder die Umgestaltung ganzer Stadtquartiere ist ein Online-Beteiligungsverfahren einer Einzelmaf-
nahme wie der Riickbau einer Hochstralke mit der anschlieRenden Neugestaltung dieses Verkehrsraumes in
Ludwigshafen.
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Projekte der digitalen Teilhabe, die das Zusammenleben im Alltag der Stadt erleichtern wollen, sind etwa Nach-
barschaftsprojekte. Hier geht es mehr um Vernetzungen und den Austausch von Unterstlitzungsleistungen in der
Nachbarschaft Uber digitale Plattformen — auch wenn Verbesserungen der realen sozialen Verbindungen inner-
halb eines Quartiers als ein Ziel dieser Initiativen genannt werden. Projekte wie die Radwende in Wiesbaden
nutzen den Einsatz webbasierter Medien, um in kiinstlerischer Form auf stadtentwicklungspolitische Ziele im
Bereich Verkehr und Mobilitat hinzuweisen, die eher in einer Verhaltensénderung liegen als in einer baulichen
Umgestaltung stadtischer Rdume. Mit einer vergleichbaren Zielsetzung nutzen andere Projekte wie Critical Mass
in Form einer kollektiven Fahrradfahrt die webbasierten Medien, um Aktionen im &ffentlichen Raum zu organisie-
ren und dadurch phantasievoll auf Missstande in der stadtischen Verkehrspolitik hinzuweisen. Andere Projekte
wiederum nutzen die webbasierten Medien, um in Foren Uber stadtische Themen konstruktiv zu debattieren und
Impulse fiir lokale Entwicklungsprozesse zu geben.

Projekte der digitalen Teilhabe, die gegen die Zielsetzungen der Kommunen gerichtet sind, bedienen sich unter-
schiedlicher Formate, um ihren Protest mithilfe der webbasierten Verfahren zu artikulieren. Online-Petitionen wie
beim PFAFF-Areal in Kaiserslautern kommen ebenso zum Einsatz wie phantasievolle Formen, die den Charakter
von Demonstrationen haben. Dazu gehdren etwa die bereits eben genannten Fahrradfahrten der Critical Mass,
zu denen Uber die sozialen Netzwerke eingeladen und die fiir die anderen Verkehrsteilnehmer tberraschend
durchgefihrt werden, aber auch Aktionen wie der Aufruf zu Flashmobs. Top-down gerichtete Beteiligungsverfah-
ren wollen Birgerinnen und Biirger tber geplante Vorhaben informieren, um Akzeptanz fiir Projekte wie den
Rickbau einer HochstraBe in Ludwigshafen herzustellen, sie wollen das értliche Wissen der Burgerschaft nutzen,
um etwa die Radverkehrsplanung im Projekt Radfahren in Berlin zu qualifizieren, oder sie wollen die Birgermei-
nung maoglichst gut kennenlernen, um diese etwa bei ihren Entscheidungen Uber die Verteilung von Haushaltsmit-
teln zu berticksichtigen.

2.3 Inhaltliche Reichweite

Weiterhin kénnen die Verfahren der digitalen Teilhabe in ihrer inhaltlichen Reichweite unterschieden werden. So
werden sie in Projekten eingesetzt, die sich ganzheitlich auf alle Aspekte der Stadtentwicklung beziehen. Dazu
gehdren insbesondere Leithildprozesse wie etwa das Beteiligungsverfahren Miinchen MitDenken, das zur Fort-
schreibung des bereits seit langerem bestehenden Stadtentwicklungskonzepts ,Perspektive Minchen* vom Refe-
rat fiir Stadtplanung und Bauordnung in Miinchen durchgefiihrt wurde. Ebenso gehort das Beteiligungsverfahren
zum Masterplan Offenbach hierzu, in dem die Stadtverwaltung gemeinsam mit einem wirtschaftsnahen Verein
einen solchen Prozess zur strategischen Entwicklung der Stadt fiir die kommenden 15 Jahre durchgefiihrt hat.
Eine besondere Form der Online-Beteiligung hat es bei einem vergleichbaren stadtisch initiierten Leitbildprojekt in
Potsdam gegeben, bei dem die Biirger beim Verfassen des Textes zum Leitbild Potsdam weiterdenken (iber die
digitale Beteiligungsplattform unmittelbar mitarbeiten konnten.

Ganzheitlich ausgerichtet sind aber auch Diskussionsprozesse, die aus der Zivilgesellschaft angestofen und
moderiert werden. Dazu gehort beispielsweise das Projekt Nexthamburg, das webbasierte Medien nutzt, um zu
einer gemeinschaftlichen Stadtentwicklung zu kommen. Hier wurde eine Biirgervision in Form von Zukunftsbil-
dern und Szenarien entwickelt (Petrin 2012). Auch in Berlin sind zivilgesellschaftlich initiierte Diskussionsplattfor-
men wie openBerlin oder Urbanophil auf den Austausch und die Vernetzung der Offentlichkeit ausgerichtet, um
online in allgemeiner, aber umfassender Form Stadtentwicklungsthemen zu debattieren. Einen ahnlichen Charak-
ter hat das Projekt Frankfurt gestalten, in dem eine private Initiative auf einer digitalen Plattform Ideen zur Stadt-
entwicklung sammelt, wie es eher eine Aufgabe der Stadtverwaltung wére.
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Im Gegensatz zu den ganzheitlich ausgerichteten Ansatzen, die umfassend alle Aspekte der Stadtentwicklung
thematisieren, beschranken sich andere digitale Verfahren auf bestimmte Bereiche, so etwa jene zur kommuna-
len Haushaltsplanung oder des Crowdfundings. Inhaltlich sind sie aber dennoch breiter angelegt als die Verfah-
ren, die sich nur auf einzelne thematische Felder beziehen, also sektoral ausgerichtet sind. Verkehrsprojekte wie
etwa der Radsténder fiir die Nordstadt in Nurnberg oder Umweltprojekte wie der Dialog Luft und Larm in der
Stadt in Leipzig sind sektoral angelegt und haben keinen ganzheitlichen Anspruch. Fir diesen Typ der themen-
spezifisch ausgerichteten Beteiligungsprojekte gibt es auch biirgerschaftlich motivierte und verantwortete Vorha-
ben, deren Ergebnisse fir die Organisation des Alltagslebens in einer Stadt beziehungsweise fiir die Stadtpla-
nung hilfreich sein kénnen. Dazu gehdrt im Verkehrssektor etwa das Projekt Wheelmap, bei dem ein gemeinnit-
ziger Verein Informationen fir mobilittseingeschrénkte Personen sammelt und dadurch das Alltagsleben dieses
Personenkreises erleichtert. Sowohl die top-down- als auch die bottom-up-Projekte der digitalen Teilhabe zur
Stadtentwicklung unterscheiden sich also deutlich hinsichtlich ihrer inhaltlichen Reichweite.

2.4 Raumlicher Bezug

Die Projekte der digitalen Teilhabe unterscheiden sich ebenfalls in ihrem raumlichen Wirkungsbereich. Einzelne
Projekte beziehen sich ausdricklich auf das gesamte Stadtgebiet, andere Projekte wiederum auf stadtische Teil-
raume oder nur auf bestimmte Mikrostandorte. Im Projekt Zukunftsbild Region Hannover 2025 geht es sogar um
eine gesamte Region mit 21 Stadten und Gemeinden. Hier konnte im Rahmen einer Online-Beteiligung zur Auf-
stellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes beigetragen werden.

Neben den bereits erwéhnten Leitbildprozessen fiir gesamtstadtische Entwicklungen (siehe Abschnitt 2.3) ist
etwa die Standortsuche fiir ein neues Konferenzzentrum in Heidelberg ebenfalls auf die Gesamtstadt ausgerich-
tet, um dann allerdings in dem Beteiligungsverfahren einen konkreten Standort fiir die Ansiedlung des Zentrums
im Stadtgebiet von Heidelberg zu identifizieren. Andere Beteiligungsverfahren sind von vornherein klar auf aus-
gewahlte stadtische Quartiere fokussiert, etwa die Ideengenerierung fir die zukiinftige Entwicklung des ehemali-
gen Industrieareals der Firma Continental in Hannover (Wasserstadt Limmer) oder der Protest gegen den Umbau
eines innerstadtischen Baublocks zu einem Einkaufszentrum in Bonn (Viva Viktoria!). Die Suche nach dem neuen
Konferenzzentrum Heidelberg oder die |deenentwicklung zur Wasserstadt Limmer in Hannover sind eher top-
down von den Stadten initiiert, wahrend die Thematisierung der Entwicklung von Stadtquartieren wie etwa im Fall
des Viktoriakarrees in Bonn auch bottom-up durch biirgerschaftliche Initiativen erfolgen kann. In diesem Fall
wurde dann zu einem spateren Zeitpunkt auch ein stadtischer Beteiligungsprozess gestartet.

Beim raumlichen Bezug gibt es bei den zivilgesellschaftlichen Projekten noch eine Besonderheit. So agieren
einzelne Initiativen sogar weltweit, doch beziehen sich ihre Mitmach-Aktivitaten recht punktuell auf einzelne Orte
in den Stadten. Zu diesem Typ von Projekten gehért beispielsweise der Park(ing)Day, der auf die temporare
Nutzung einzelner Parkbuchten zielt. In vielen Stadten der Welt werden diese Parkflachen fiir einen bestimmten
Tag in eine Griinflache verwandelt, um damit auf alternative Nutzungen der 6ffentlichen Raume aufmerksam zu
machen und ein Kollektivgefiihl unter den Aktivisten zu erzeugen. Die webbasierten Medien tragen hier wesent-
lich zur schnellen und weltweiten Verbreitung dieser Ideen bei (Rauterberg 2013, S. 104f.).

2.5 Dauerhaftigkeit

Ein weiteres Unterscheidungskriterium bei den Verfahren der digitalen Teilhabe ist ihre Dauerhaftigkeit. Vielfach
sind diese Verfahren auf die Erarbeitung der jeweiligen Plane oder fiir die Durchfilhrung bestimmter Aktionen
zeitlich befristet. Dies gilt sowohl fiir die top-down als auch fiir die bottom-up verantworteten Verfahren, wobei die
Grenzen zwischen temporarer Mitwirkung und einer dauerhaften Information und Dokumentation hier flieRend
sind.
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So ist etwa eine interaktive Beteiligungsplattform zum Leitbildprozess in Miinchen nach der Aufstellung des ge-
samtstadtischen Konzepts geschlossen worden und wird jetzt nur noch als Informations- und Dokumentations-
medium genutzt. Ein sicherlich winschenswerter kontinuierlicher Dialog zwischen der Planungsverwaltung und
den Biirgern der Stadt findet aufgrund des Projektcharakters in diesem Prozess nicht mehr statt. Dieses gilt in
gleicher Weise fiir den Umbau einer Hochstrafle in Ludwigshafen. Hier war in den verschiedenen Planungspha-
sen jeweils temporar die Beteiligung Uber die webbasierten Medien méglich, doch hat nach Abschluss der jewei-
ligen Verfahrensschritte kein Online-Dialog mehr stattgefunden. Dies ist gut nachvollziehbar und ebenso erforder-
lich, weil in einem solchen Projekt Entscheidungen fiir den Umgang mit der HochstraRe getroffen werden mis-
sen, die nicht immer wieder aufs Neue infrage gestellt werden kénnen. Unabhangig davon, ob es nun um die
Erstellung eines ubergreifenden Plans oder um die Umsetzung einer konkreten baulichen MalRnahme geht, fiihrt
jeweils der Projektcharakter hier zu einer zeitlichen Befristung der Online-Beteiligung.

Andere Plattformen sind hingegen starker auf Dauer angelegt. Im Projekt BOB-SH geht es beispielsweise um
eine Online-Plattform, die fir ein ganzes Bundesland einheitlich webbasierte Beteiligungsmaéglichkeiten in Bau-
leitplanverfahren sicherstellen will. Im Rahmen der gesetzlich festgelegten Fristen kénnen iber diese Plattform
Stellungnahmen zu den laufenden Bauleitplanverfahren in einzelnen Stadten und Gemeinden Schleswig-
Holsteins online eingereicht werden. Dies ist weiterfiihrend als die blof3e Information tber die Aufstellung von
Bebauungsplanen im Internet, die es nicht nur im niedersachsischen Lingen an der Ems, sondern auch in vielen
anderen Stadten in Deutschland bereits gibt. Plattformen wie sag’s doch in Friedrichshafen, tber die Blrgerinnen
und Birger ihre Ideen, Anliegen oder Hinweise zu Méngeln in der stadtischen Infrastruktur an die Verwaltung
direkt online melden kdnnen, stellen ebenfalls ein kontinuierliches Angebot dar, um die Bevdlkerung vor Ort dau-
erhaft bei der Gestaltung des lokalen Umfelds einzubeziehen.

Auch Verfahren der digitalen Teilhabe, die aus der Zivilgesellschaft stammen, kdnnen temporar oder zeitlich
unbefristet angelegt sein. Frankfurt gestalten existiert beispielsweise bereits seit tber sieben Jahren und ermdg-
licht seitdem den Einblick in die stadtischen Ratsinformationsdokumente oder den Austausch von Ideen fir die
Stadtentwicklung. Zivilgesellschattliche Initiativen wie die urbanauten in Miinchen engagieren sich ebenfalls
schon seit iber zehn Jahren fiir die 6ffentlichen Raume in ihrer Stadt, wobei sie die webbasierten Medien immer
wieder fir die Durchflihrung zeitlich befristeter Aktionen nutzen, um dadurch auf ihre Ziele zur Stadtentwicklung
aufmerksam zu machen. Der Open Data Hackathon in Freiburg, der inzwischen schon drei Mal stattgefunden
hat, ist hingegen von vornherein temporar angelegt und auf nur einen einzigen Tag begrenzt. Bei diesen Zusam-
mentreffen wurden unter Nutzung von Open Data neue App-Anwendungen gemeinsam programmiert, die zur
Erleichterung des Alltagslebens in der Stadt Freiburg beitragen kénnen (Héffken et al. 2017).

2.6 Mitwirkungsgrad

Eine nachste Unterscheidung ist die Reichweite bei der Mitwirkung der Beteiligten. Auch wenn sich die Diskussi-
on gegeniiber dem klassischen Stufenmodell der US-amerikanischen Planerin Sherry Arnstein aus den 1960er
Jahren weiterentwickelt hat (Selle 2013, 69 ff.), soll der Grundgedanke der unterschiedlichen Intensitat der Betei-
ligung als Unterscheidungsmerkmal genutzt werden, um online gestlitzte Partizipationsprozesse zu charakterisie-
ren (s. auch Kubicek 2013, 268 ff.). Nach dem klassischen Modell der ladder of participation* von Sherry Arn-
stein sind idealtypisch verschiedene Stufen der Partizipation zu unterscheiden. Sie reichen von der Information
Uber die Mitwirkung (Konsultation) und Mitentscheidung (Kooperation bis zur Entscheidung) bis hin zur Selbst-
verwaltung (Selle 2013, 67 ff.; Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012).

So gibt es Projekte der digitalen Teilhabe, die auf eine reine Information der Blirger ausgerichtet sind. Dazu ge-
héren einfache Planungsportale, wie sie die Behorde fiir Stadtentwicklung und Wohnen in Kooperation mit dem
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Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung in Hamburg eingerichtet hat und deren Ziel es ist, das geltende
Planungsrecht flachendeckend in Hamburg abzubilden. Auch eine kritische Berichterstattung Uber ein stadtisches
Quartier in Form eines Blogs, wie es die Dortmunder Nordstadtblogger seit vier Jahren praktizieren, dient dem
Leser als eine weitere Quelle von Informationen und alternativen Einschatzungen. Eine unmittelbare Mitwirkung
an Planungs- oder Bauprozessen ist hier aber nicht intendiert.

Andere Projekte streben hingegen eine starkere Konsultation der Biirger an, um aus Sicht der initierenden Ak-
teure eine bessere Information Uber die Stadt und die Quartiere zu erhalten oder Hinweise tiber Missstande in
der stadtischen Infrastruktur zu bekommen. Dazu gehdrt etwa das bereits erwéhnte stadtische Anliegenma-
nagement in Friedrichshafen mit der Plattform sag’s doch, Uber die Burger beispielsweise auf Defekte in der
Infrastruktur aufmerksam machen kénnen. Eine andere Form der biirgerschaftlichen Einbindung ist der Leer-
standsmelder, der von lokalen Initiativen gesteuert wird und bei dem die Biirger in einer Karte auf Leerstande im
Stadtgebiet hinweisen kdnnen. In weiteren Projekten der Konsultation werden Einschétzungen und Meinungen
der Brger online eingeholt. Dies gilt beispielsweise fir die Planungsprozesse in Potsdam oder Offenbach, in
denen Konzepte fiir die zukiinftige Stadtentwicklung erstellt wurden, aber auch fiir die Birgerhaushalte, zu denen
die Burger wie etwa im Berliner Stadtbezirk Lichtenberg auf einer Website Vorschlage einreichen kénnen, wie
offentliche Mittel in ihrem Stadtteil ausgegeben werden sollen. Eine Studie zu den Potenzialen und Risiken web-
gestUtzter Birgerhaushaushalte zeigt jedoch, dass es in der Praxis Legitimationsprobleme gibt, die Blrger um-
fassend in die Entscheidungsprozesse der kommunalen Haushaltsplanung einzubeziehen (Masser et al. 2013,
S. 171 ff).

Einen besonderen Stellenwert haben Projekte, die sich gegen Vorhaben der éffentlichen Hand oder privater In-
vestoren richten. Hier wird mittels der webbasierten Medien im Sinne der Initiatoren informiert und versucht, die
Biirger von ihrem Interesse zu iiberzeugen, um damit politische Entscheidungen herbeizufiihren und zu beein-
flussen. Beispiele flir ein solches Engagement sind die Initiative Pro-Bus-Heepen in Bielefeld, die den Bau einer
Strallenbahnlinie verhindert und die Einrichtung einer Buslinie befordert hat, sowie die Initiative Viva Viktoria!, die
ein Blrgerbegehren organisiert hat, das sich gegen den Bau eines Einkaufszentrums in Bonn gerichtet hat. Eine
besondere Rolle spielt hier die Mobilisierung der Blirgerschaft, zu der die webbasierten Medien einen wichtigen
Beitrag leisten. Mit dem Ziel, Aufmerksamkeit fiir inr Anliegen zu erreichen, versuchen auch eher aktionsorientier-
te Projekte der zivilgesellschaftlichen Akteure, die Biirger zum Mitmachen zu bewegen. Im Sinne der ,Jadder of
participation” wird bei solchen Projekten zwar keine Mitwirkung gewahrt oder Konsultation erfragt, dennoch kén-
nen derartige bottom-up-Projekte Kooperation ,erzwingen® oder zumindest einen groRen Einfluss auf Entschei-
dungstrager erwirken.

Projekte, in denen webbasierte Medien etwa (iber eine elektronische Abstimmung oder Wahl an der unmittelba-
ren Entscheidung Uber Vorhaben der Stadtentwicklung mitwirken, finden sich in dem Portfolio der 40 Referenz-
beispiele nicht.

2.7 Originalitat

Die Ansatze der digitalen Teilhabe unterscheiden sich schlielich in ihrer Originalitit. Dieses sicherlich sehr sub-
jektiv zu beurteilende Kriterium gilt zum einen fiir den Auftritt im Internet, zum anderen fiir die mit dem Projekt
verbundenen Ziele.

Der Auftritt im Internet umfasst das Webdesign, das eher einfach und funktional, aber auch kreativ und modern
gestaltet sein kann und vom Nutzer unterschiedlich eingeschéatzt wird. Dadurch werden in unterschiedlicher Wei-
se Emotionen angesprochen, die sich auf die Bereitschaft zur Beteiligung und die Identifikation mit dem jeweili-
gen Projekt auswirken kénnen. Zivilgesellschaftliche Initiatoren sind hier in der Gestaltung ihrer Websites und
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Facebook-Auftritte oft weniger Restriktionen unterlegen als die Akteure der offentlichen Hand, die sich beispiels-
weise an Design- und Layout-Vorgaben halten missen.

Wie schon angesprochen, kénnen digitale Teilhabeprozesse hinsichtlich ihrer Ziele und Adressaten sehr vielféltig
sein, woraus sich unterschiedliche Anforderungen an die Originalitt der benutzen Formate ergeben kdnnen. So
ist die Online-Eingabe von Stellungnahmen im Rahmen formaler Beteiligungsverfahren eher eine Routinetatig-
keit, die in der Regel eher wenig Originalitat besitzt und fiir das auch kein originelles Format erforderlich ist. Eine
Einladung per Internet fir phantasievolle Aktionen zur Belebung des éffentlichen Raums — beispielsweise fiir
Flashmobs - oder eine kinstlerische Auseinandersetzung mit Themen der Stadtentwicklung unter Nutzung digi-
taler Medien sind hingegen Besonderheiten und haben h&ufig ein héheres Mal an Innovation. Partizipationspro-
zesse in der Digitalmoderne kénnen also eingebunden sein in phantasievolle Aktivitaten, die die Lust am Offenen
und Offentlichen ansprechen anregen (Rauterberg 2013). Solche Projekte sind bislang eher bei Akteuren aus der
Zivilgesellschaft zu verorten.

2.8 Typen der digitalen Teilhabe

Zusammenfassend lassen sich aus den 40 Referenzbeispielen mit Blick auf die angesprochenen Kriterien zwolf
verschiedene Typen der digitalen Teilhabe herleiten, die allerdings nicht immer ganz trennscharf sind und sich
durch flieRende Ubergénge auszeichnen. Firr eine weitere Einordnung dieser Typen wurden folgende zwei Di-
mensionen herangezogen (siche Abbildung 2):

e Auf der X-Achse des Koordinatensystems wird der Abstraktionsgrad abgebildet, durch den die jeweili-
gen Projekte charakterisiert sind. Das Spektrum reicht von konkreten, klar lokalisierbaren und eher
punktuellen Vorhaben, die eindeutig definiert und abgrenzbar sind, bis zu umfassenden und Gbergrei-
fenden Vorhaben, die ein eher breites Themenfeld mit vielfaltigen Facetten umfassen.

o Auf der Y-Achse des Koordinatensystems wird zwischen den verschiedenen Akteuren und ihren Per-
spektiven auf die Projekte der Teilhabe unterschieden. Hier reicht das Spektrum von eher top-down ge-
richteten, hoheitlich initiierten Vorhaben bis zu bottom-up gerichteten, eher biirgerschaftlich motivierten
Vorhaben.

Die zwolf verschiedenen Typen der digitalen Teilhabe sind:

e Zum ersten gibt es Vorhaben der digitalen Teilhabe, die auf die erfolgreiche Realisierung von Einzel-
vorhaben in der Stadtentwicklung zielen. Diese Verfahren sind fiir gewdhnlich zeitlich begrenzt, werden
in der Regel von den kommunalen Verwaltungen angestofRen und kénnen sich auf einzelne Vorhaben
der Infrastruktur, aber auch auf die Entwicklung ganzer Stadtteile beziehen. Die Entscheidungstrager in
stadtischer Politik und Planung haben in diesen Fallen erkannt, dass eine friihzeitige Einbeziehung der
Biirgerschatt fiir eine erfolgreiche Umsetzung der Einzelvorhaben hilfreich ist. Sie binden ihre Blrger
deshalb online in die Entscheidungsprozesse flir die einzelnen Vorhaben ein und hoffen, dadurch Ideen
fur die jeweiligen Projekte zu erhalten. Dies kann gleichzeitig die Identifikation der Birger mit den ent-
sprechenden MalRnahmen erhdhen, die Legitimation flr die Vorhaben steigern und damit die Wahr-
scheinlichkeit des Protests gegen die Vorhaben reduzieren.

e Zum zweiten werden Vorhaben der digitalen Teilhabe genutzt, um Fachplanungen in einem sektoralen
Politikfeld zu qualifizieren. Die Expertise der Biirgerinnen und Biirger wird im Laufe solcher Verfahren
genutzt, um weitere Informationen in die Planung einflieBen zu lassen und damit in einem klar definier-
ten und befristeten Zeitfenster der jeweiligen Planerarbeitung die Planungsgrundlagen der Kommunen
Uber die Kenntnis ihrer Blirgerinnen und Birger zu verbessern.
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Abbildung 2: Typisierung der Referenzbeispiele nach digitaler Teilhabe und Abstraktionsgrad
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e Zum dritten werden Verfahren der digitalen Teilhabe eingesetzt, um ganzheitlich und ibergreifend ange-
legte Planungsprozesse auf eine breitere Basis zu stellen. Dabei geht es um die Erarbeitung von ge-
samtstadtischen oder gar regionalen Leitbildern oder Masterplanen, die umfassend gedacht sind und
zugleich langfristige und strategische Zielsetzungen formulieren. Auch die Verfahren dieses Typs wer-
den in der Regel von stadtischer Seite angestoRRen, doch finden sich auch Beispiele wie etwa in Offen-
bach, in denen intermedidre Akteure in Kooperation mit der stadtischen Verwaltung solche Prozesse
angehen.

In einem vierten Typ von digitaler Teilhabe geht es um die Verbesserung der gesamten Lebenswelt der
Blrgerinnen und Birger in einer Stadt. Dies kann mit einer unbefristeten Perspektive erfolgen, in dem
die Stadte flr alle Aspekte des Alltagslebens eine Beteiligungsplattform einrichten, dies kann aber
ebenso im Rahmen eines zeitlich befristeten Projekts erfolgen, in dem die Blrgerinnen und Birger auf-
gerufen sind, in Form eines Wettbewerbs ganz unterschiedliche Projekte in die webbasierten Medien
einzustellen, die die Stadte lebenswerter machen sollen. Zu diesem Typ kénnen ebenfalls Nachbar-
schaftsnetzwerke gezahlt werden, die die webbasierten Medien in erster Linie fir Vernetzung und Aus-
tausch nutzen.

In einem fiinften Typ digitaler Teilhabe stehen Aspekte der Finanzierung im Vordergrund. Dies sind
zum einen die kommunalen Biirgerhaushalte, die die kommunale Politik fiir befristete Zeitraume initiiert
und in denen die Blirgerinnen und Biirger auch online eingeladen sind, flir ihre Stadt oder ihren Stadtteil
Vorschlage zur Zusammensetzung der kommunalen Haushalte beziehungsweise einzelner Teilhaushal-
te zu unterbreiten. Mittels Web 2.0 wurden in unterschiedlicher Intensitat neue Verfahren fir die kom-
munale Haushaltsplanung entwickelt (Masser et al. 2013, S. 23). Im Jahr 2015 gab es rund 70 solcher
Blirgerhaushalte (bpb/SKeW 2015). Zum anderen sind dies aber auch Crowdfunding-Projekte, die aus
der Zivilgesellschaft gestartet werden und in denen Spenden mithilfe der webbasierten Medien flir neue
Projekte im o6ffentlichen Interesse gesammelt werden.
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o Ein sechster Typ der digitalen Teilhabe bezieht sich auf die klassische Bauleitplanung in den Kommu-
nen. Hier gibt es zum einen webbasierte Verfahren, die den Biirgerinnen und Biirgern Informationen
uber bestehende oder in Aufstellung befindliche Bauleitplane liefern. Zum anderen gibt es inzwischen
webbasierte Verfahren, die den Birgerinnen und Birgern die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung
vereinfachen sollen, indem sie ihre Stellungnahmen Uber das Internet eingeben kénnen.

o Der siebte Typ kann mit Anliegenmanagement bezeichnet werden. Diese Verfahren der digitalen Teil-
habe unterscheiden sich von den Verfahren zur sektoralen Fach- oder Ubergeordneten Raumplanung
durch die Mdglichkeit, der stadtischen Verwaltung dauerhaft und kontinuierlich oder auch zeitlich be-
grenzt in gesonderten Projekten Anregungen in unterschiedlichen thematischen Feldern geben zu kén-
nen. Das Anliegenmanagement gehort zu den Beteiligungsformaten, die das Birgerwissen nutzen, um
Defizite der Stadtentwicklung leichter zu erkennen.

e Ineinem achten Typ geht es um den Protest von Blrgerinnen und Biirgern gegen eine bestimmte
Mafinahme oder gegen die stadtische Politik. Aus dem Partizipationsmotiv der spaten 1960er Jahren
heraus, sich gegen eine modernistische Stadtzerstérung zu wenden (HauRermann 2005, S. 298), richtet
sich dieser Protest gegen konkrete private oder 6ffentliche Bauvorhaben oder Infrastrukturmalinahmen.
Protest und Widerstande kénnen sich aber auch generell gegen eine stadtische Entwicklungspolitik rich-
ten. In beiden Fallen werden heute verstérkt Soziale Medien eingesetzt, um diese ungebetenen Vorha-
ben beziehungsweise unerwiinschten Entwicklungen zu verhindern. Vielfach geht es bei diesem Typ
heute nicht um die bloRe Verhinderung eines konkreten Vorhabens, sondern gleichzeitig um die Ent-
wicklung von Alternativen. Biirgerschaftliche Initiativen wollen in der Offentlichkeit nicht als rein destruk-
tive Akteure wahrgenommen werden.

e Ineinem neunten Typ lassen sich Awareness-Projekte der Digitalmoderne zusammenfassen (Rauter-
berg 2013), in denen oft in aktivistisch-performativer Weise auf die jeweiligen Anliegen aufmerksam ge-
macht wird. Darunter kénnen phantasievolle Aktionen fallen, in denen mit Unterstlitzung der webbasier-
ten Medien gemeinschaftlich im 6ffentlichen Stadtraum Probleme und Missstande sichtbar gemacht
werden. Punktuell und temporéar wird kreativ und lustvoll demonstriert, um Aufmerksamkeit und Be-
wusstsein fiir das jeweilige Anliegen zu genieren. Oft liegen solche webbasierten Projekte an einer
Schnittstelle zur Kunst. In einigen Fallen werden sie in bestimmten zeitlichen Abstanden auch wieder-
holt.

e Ineinem zehnten Typ geht es in Blogs um eine stadtteil- oder stadtbezogene Information und Dis-
kussion, die die bestehende Berichterstattung zur Quartiers- oder Stadtentwicklung in kritischer Weise
erganzen will. Zu diesem Typ gehéren auch Plattformen, in denen der Austausch iber aktuelle Themen
des Urbanen zwischen Fachleuten aus Stadtplanung, Architektur, kulturellen Akteuren, Vereinen, Institu-
tionen sowie der Offentlichkeit im Zentrum steht.

o Ein elfter Typ der digitalen Teilhabe bezieht sich auf die Sammlung und Diskussion von Ideen fiir eine
zukUnftige Stadtentwicklung auf Plattformen im Internet. Im Gegensatz zu den stérker formalisiert ablau-
fenden Leitbildprozessen des dritten Typs werden diese Projekte durch verschiedene Akteure der Zivil-
gesellschatt initiiert und vorangetrieben. Dabei sind sie weniger formalisiert, offener und nicht unmittel-
bar auf ein Produkt ausgerichtet, das zu einem bestimmten Zeitpunkt abgeschlossen zu sein hat.

o Zu einem zwolften Typ sind schlieRlich inhaltlich iibergreifende bottom-up initiierte Projekte zu zahlen, in
denen Einzelpersonen oder zivilgesellschaftliche Gruppen mit offenen Daten der Stadtverwaltung An-
wendungen und Lésungen fir die Stadtgesellschaft programmieren und aufbereiten. Hier treffen beim
Civic Hacking Personen mit ganz unterschiedlichen fachlichen Hintergriinden zusammen, um freiwillig in
eigenen Communities ihre stadtische Umgebung und zivilgesellschaftliche Prozesse durch die Pro-
grammierung von Apps zu beeinflussen (Hoffken et al. 2017, S. 82ff.). Dieser Typ wird hier als
Open Data bezeichnet.
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3. Sieben Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien
in der Stadtentwicklung

Im folgenden Abschnitt werden sieben wesentliche Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien in der
Stadtentwicklung herausgearbeitet. Basis fir diese Erkenntnisse sind neben einer Literaturauswertung und den
40 Referenzbeispielen acht Fallstudien, in denen Prozesse der digitalen Teilhabe in der Stadtentwicklung intensi-
ver untersucht wurden. Sie umfassen sowohl vier top-down initiierte als auch vier bottom-up-initiierte Projekte?:

1. das stédtische Beteiligungsverfahren zum Riickbau einer Hochstra3e in Ludwigshafen (Ludwigshafen
diskutiert),

2. der Einsatz der webbasierten Medien in der formlichen Bauleitplanung in Schleswig-Holstein (BOB-SH),

3. ein Mitwirkungsprozess zur Erstellung eines stadtischen Leitbildes in Potsdam
(Potsdam weiterdenken),

4. ein Anliegenmanagement der Stadt Friedrichshafen (sag’s doch),

5. eine zivilgesellschaftliche Initiative zur Diskussion, Aufwertung und Bespielung 6ffentlicher Rdume in
Minchen (die urbanauten),

6. eine blrgerschaftliche Initiative zur Verhinderung eines neuen Einkaufszentrums in der Bonner Innen-
stadt (Viva Viktoria!),

7. eine Online-Petition zum Erhalt der Bausubstanz eines ehemaligen Industrieareals in Kaiserslautern
(PFAFF erhalten — STADT gestalten) und

8. das OK Lab (Open Knowledge Lab) Berlin zur Entwicklung von Anwendungen basierend auf Open Data.

Crossmedialitat, Soziale Medien, rechtliche Vorschriften, Ressourcen, neue Intermediare, Transparenz und Effi-
zienz - dies sind auf Grundlage der Querauswertung von Literatur, Referenzbeispielen und Fallstudien zum jetzi-
gen Zeitpunkt die wesentlichen Aspekte, um Mdglichkeiten, Herausforderungen und Veranderungen von Ak-
teurskonstellationen durch den Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung zu fassen. Die aktuell disku-
tierten Social Robots, die automatisiert mit Nutzern interagieren kénnen, die Weiterentwicklung der Knstlichen
Intelligenz, die mdglicherweise dazu beitragen kann, auch nicht-standardisierte Prozesse automatisiert ablaufen
zu lassen, oder die Rolle des weiteren Ausbaus Virtueller Realitat, des 3D-Drucks oder der Robotik sind Entwick-
lungen am Rande des heutigen Feldes webbasierter Medien, von denen das Zusammenspiel der Akteure in der
Stadtentwicklung neu beeinflusst werden kann, die aber bei den weiteren Ausfiihrungen nicht explizit betrachtet
werden.

3 Die acht Fallstudien sind in einem gesonderten Dokument ausfihrlich dargestellt. Die 40 Referenzbeispiele sind in einem
gesonderten Dokument jeweils in kurzen Steckbriefen aufbereitet.
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Abbildung 3: Rdumliche Verteilung der Referenzbeispiele und Fallstudien in Deutschland
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3.1 Crossmedialitat — Offline- und Online-Beteiligung miteinander verwoben

Wenn man sich mit dem Einsatz von webbasierten Medien in der Stadtentwicklung beschéftigt, stellt sich unwei-
gerlich die Frage nach nicht-webbasierten Aktivitaten. Hier kommt der Begriff der Crossmedialitét ins Spiel.
Crossmedialitat im Bereich der Birgerbeteiligung meint, dass sowohl Offline-Formate (wie Burgerversammlun-
gen) als auch Online-Elemente (wie digitale Beteiligungsplattformen) zur Partizipation von Burgerinnen und Biir-
gern aktiv eingesetzt und diese konzeptionell miteinander verkntipft werden. Dies kann sowohl top-down seitens
der offentlichen Hand als auch bottom-up durch die Zivilgesellschaft geschehen.

Betrachtet man die Kommunikation zu stadtebaulichen Projekten umfassend, wird sich heute wohl kaum ein
Projekt mehr finden lassen, dass nicht crossmedial gestaltet wird. Selbst wenn die initiierenden Akteure auf jegli-
che Online-Komponenten verzichten wiirden, gabe es sicher den einen oder anderen Facebook-Post oder Tweet
zum Thema und damit eine nicht intendierte Crossmedialisierung. Zudem verfiigen die Lokalzeitungen inzwi-
schen Uber Online-Ausgaben, in denen Uber diese Projekte berichtet wird. Im Folgenden wird unter Crossmediali-
tat allerdings einschrénkend der gezielte Einsatz verstanden, also die geplante Kombination von Online- und
Offline-Elementen im Rahmen eines Stadtentwicklungsprojekts.

Die meisten Akteure der Stadtentwicklung — unabhangig, ob aus der Verwaltung, Politik oder Zivilgesellschaft -
gehen heute in Beteiligungsprozessen besonders bei Schliisselprojekten crossmedial vor. Viele Verwaltungen
stellen etwa auf ihren eigenen stadtischen Websites oder auf speziellen projektbezogenen Websites Informatio-
nen fur Offline-Veranstaltungen zur Verfligung und werben on- wie offline fiir Beteiligung, die on- und offline an-
geboten wird. Viele Blrgerinitiativen informieren und mobilisieren etwa online auf Facebook fir Protestaktionen,
die offline auf der StraRe stattfinden. Oft wird in den Fallstudien das Argument der hdheren Reichweite bei der
Kombination von online und offline erwahnt. Crossmedialitat wird bei groReren Projekten, die eine gewisse Kom-
plexitat und 6ffentliche Aufmerksamkeit erreichen, aus Sicht der Gesprachspartnerinnen und -partner heute mehr
und mehr zum Standard.

Die Fallstudien zeigen in vielfaltiger Weise, wie Online- und Offline-Elemente flr Partizipation und Teilhabe in der
Stadtentwicklung kombiniert werden. Die Blirgerinitiative Viva Viktoria! in Bonn hat beispielsweise sowohl durch
Plakate und Flyer als auch durch Online-Pressemitteilungen und Blog-Artikel auf Offline-Demonstrationen oder
ein Nachbarschaftsfest aufmerksam gemacht und (iber ihr Birgerbegehren informiert (siehe Abbildung 4).

Die Initiative PFAFF erhalten — STADT gestalten hat fiir die von ihr initiierte Online-Petition die Moglichkeit ge-
schaffen, diese auch per Postkarte zu unterstlitzen. Die urbanauten aus Miinchen werben auf Facebook fiir ihre
Offline-Veranstaltungen im 6ffentlichen Raum. Die Stadte Ludwigshafen und Potsdam kombinieren Offline-
Veranstaltungen mit Online-Portalen und werben on- wie offline fiir die Online- und Offline-Beteiligung. Und BOB-
SH, das Online-Projekt in Schleswig-Holstein zur digitalen Beteiligung in der formalen Bauleitplanung, wird von
den teilnehmenden Gemeinden als Erganzung zur Auslage von Planungsunterlagen und zur Diskussion vor Ort
verstanden.

In vielen kleineren Projekten sind jedoch — unabhangig von der GroRe der Stadt - reine Offline-Verfahren noch
immer die Regel. Der Streit um die Gestaltung einer kleinen Griinflache in einem Stadtteil wird kaum mit einer
Online-Beteiligungsplattform begleitet, sondern bevorzugt mit Biirgergesprachen oder in einzelnen Fallen zusatz-
lich noch mit anspruchsvoll gestalteten Workshops. Der Aufwand, auch in solchen Féllen webbasierte Medien in
Beteiligungsverfahren einzusetzen, wird flr zu gro gehalten: ,Man kann es sicherlich nicht fiir alle Projekte ma-
chen, weil es a. extrem ressourcenaufwéndig sowohl finanziell als auch personell ist und man b. eine Stadt mit
solchen Diskussionsangeboten auch nicht tiberfluten kann und aufpassen muss, dass es eine gewisse Balance
bei den Formaten gibt.” Auch die Sozialen Medien spielen weder von Seiten der Verwaltung und Politik, noch von
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Abbildung 4: Online-Pressemitteilung von Viva Viktoria! e.V. kiindigt Demonstrationen sowie Nachbarschaftsfest
an und informiert zum Blirgerbegehren

Der Bonner Stadtrat hat am 19.6.2015 mehr-
heitlich den Verkauf stidtischer Grundstiicke Treffpunkt jeweils Franziskanerstrafie
im Viktoriaviertel an einen externen Investor
beschlossen. Die SIGNA Development Group
beabsichtigt die Zerstorung der gewachsenen, |01 78R T SR ST BT
kleinteiligen Struktur des Viktoriaviertels und Viktoriaviertel

eine Totaliiberbauung des Viertels mit einer
ShoppingMall. Mit unserem Biirgerbegehren
wenden wir uns gegen den Ausverkauf der
Stadt. Wir fordern eine an der stddtebaulichen
Struktur und den Bediirfnissen der im Vikto-

Demo rund ums Viktoriaviertel

riaviertel wohnenden, arbeitenden und leben-

Nachbarschaftsfest mit Biirgerwerkstatt

den Menschen orientierte Weiterentwicklung
des Viertels. Und wir fordern unser Recht zur

Mitbestimmung ein! Vier Wochen Unterschriftensammlung

Gemeinsam stoppen wir die Shopping

Mall im Viktoriaviertel, Bl ren
Viktoria 10.000 Unterschri éﬁi'
fiir Bonn. Bonn ist unsere !

- www.viva-viktoria.de -

Quelle: Viva Viktoria! e.V. 2015

Seiten der Zivilgesellschaft bei den weniger prominenten Projekten eine Rolle und kommen hier nicht systema-
tisch zum Einsatz. Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern ist eine dienstliche Kommunikation tber die
Sozialen Medien zum Teil sogar untersagt, weil im Kontakt mit den Burgerinnen und Biirgern abgestimmte Ver-
waltungsmeinungen gefordert sind.

Reine Online-Beteiligungen finden sich in den acht Fallstudien nicht. Einige Gespréachspartnerinnen und -partner
gehen jedoch davon aus, dass Online-Komponenten in Zukunft zunehmen und Offline-Komponenten abnehmen
werden. Dabei soll aber Riicksicht auf die Blirger genommen werden, die sich nur an den klassischen Verfahren
beteiligen: ,Diejenigen, die noch nicht online unterwegs sind, wollen wir auch weiterhin mitnehmen.” Dieser Blick
auf den Digital Divide, also auf die Spaltung der Bevélkerung in Gruppen, die leicht Zugang zu digitalen Medien
und die Kompetenz ihrer Nutzung haben, und anderen, denen Zugang und Nutzung schwerféllt, zieht sich durch
alle Gesprache mit den Expertinnen und Experten. Online wird daher als Zusatz zu Offline verstanden. Je poli-
tisch bedeutsamer das Projekt oder Thema der Stadtentwicklung ist, desto eher wird dieser Zusatz aktiv von den
initierenden Akteuren — egal ob Birgerinnen und Birgern oder Verwaltung — genutzt. Birgerinnen und Blrger,
die an Partizipationsprozessen teilnehmen, greifen dabei haufig auf beide Kanéle zuriick und beteiligen sich
crossmedial (Ludwigshafen diskutiert).
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Ein Verwaltungsmitarbeiter im Fallbeispiel BOB-SH nennt mit Blick auf die formelle Beteiligung in der Bauleitpla-
nung zudem ein rechtliches Argument, warum eine Offline-Komponente zusatzlich zur Online-Beteiligung erfor-
derlich sei. Er geht davon aus, dass eine rein digitale Dokumentation der AuRerungen und Erdrterungen in einem
Bauleitplanverfahren nicht ausreichend ,gerichtsfest* sei, wenn es zum ernsthaften Streit komme. Hier bestehen
in der kommunalen Praxis offenbar Unsicherheiten in rechtlicher Hinsicht. Faktisch dirfte diese Frage zwar an
der Ausgestaltung der Online-Komponente in der kommunalen Bauleitplanung hangen und nicht an der Frage
online oder offline. Die Bemerkung des Verwaltungsmitarbeiters weist aber darauf hin, dass Online-Komponenten
bisher noch keine Routine in den formellen Verfahren der Bauleitplanung sind und bisher nur als Zusatzoption
genutzt werden.

Ein weiterer wichtiger Aspekt fiir crossmediales Vorgehen, den Gesprachspartnerinnen und -partner aus der
Verwaltung nennen, ist die wechselseitige Unterstiitzung von Online- und Offline-Komponenten hinsichtlich der
Qualitat der Beteiligungsergebnisse: ,Die Leute kommen besser informiert in die Offline-Veranstaltungen® (Lud-
wigshafen diskutiert). Die Qualitat der Diskussionen in den Vor-Ort-Veranstaltungen nehme dadurch zu. Der
Kenntnisstand der Projekte sei besser. Eine Qualitatsverbesserung ergebe sich auch flir den Umgang mit den
Ergebnissen der klassischen Veranstaltungen: ,Online kann auf die Offline-Ergebnisse Bezug genommen wer-
den” (Potsdam weiterdenken). Wird eine Beteiligung zu einem Projekt als eine Einheit von Online- und Offline-
Komponenten integriert geplant, ist die produktive Nutzung dieses Mehrwertes méglich.

Fur Vertreterinnen und Vertreter von Initiativen der Zivilgesellschaft ist die gemeinsame Nutzung von Online- und
Offline-Komponenten fiir ihre Aktivitaten selbstverstandlich: ,Ja nattirlich“ werde auf Facebook zu Demonstratio-
nen im stadtischen Raum eingeladen (Viva Viktoria! in Bonn). Auch zu den Flashmobs, die auf spielerische Art
auf Missstande in der Stadtentwicklung hinweisen sollen, verabreden sich die Menschen kurzfristig Gber SMS-
Mitteilungen und werden nicht etwa per Brief eingeladen (dlie urbanauten in Miinchen).

Abbildung 5: Zusammenfiihrung von Online- und Offline Komponenten beim Beteiligungsprozess
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Unabhangig vom klassischen oder digitalen Zugang ist jedoch ein erheblicher Aufwand erforderlich, um Biirge-
rinnen und Biirger iiberhaupt zur Beteiligung an der Stadtentwicklung zu bewegen. Ohne eine umfassende Of-
fentlichkeitsarbeit sind viele Menschen weder online noch offline zur Beteiligung zu motivieren — es sei denn, ihre
unmittelbare Lebenswelt ist direkt betroffen. Dabei sind zu einer reinen Stimmabgabe pro oder contra mehr Men-
schen zu bewegen, als zu einer inhaltlich tiefergehenden Auseinandersetzung im Rahmen von Werkstatten oder
Online-Plattformen. Wahrend beispielsweise die Initiative Viva Viktoria! in Bonn 16.417 giltige Unterschriften fir
ihr Biirgerbegehren sammeln konnte (Stadt Bonn 2015, S. 9), nahmen an einem spater folgenden Beteiligungs-
verfahren der Stadt Bonn nur noch ein Bruchteil dieser Unterstltzerinnen und Unterstttzer fir die Mitarbeit (onli-
ne wie offline) teil. Bei der Auftaktveranstaltung am 11.2.2017 wurden 80 Besucher gezéhlt. Wahrend des Online-
Dialogs vom 11.2. bis zum 11.3.2017 wurden 38 Meinungen sowie 24 Kommentare und 80 Bewertungen dazu
abgegeben. 219 Follower wurden auf Twitter gezahlt (Zebralog et al. 2017, S. 9f.). Dieser Unterschied, dass die
einfache Aktivitat einer Abstimmung von vielen Menschen genutzt, die komplexere Auseinandersetzung liber das
Thema aber nur von wenigen geleistet wurde, ist nicht auf webbasierte Medien und lokale Phanomene be-
schréankt. Auch an einer Bundestagswahl nehmen beispielsweise erheblich mehr Menschen teil als an der Erar-
beitung von detaillierten Ldsungen bundespolitischer Herausforderungen. Dieser Unterschied zwischen einer
Wahlentscheidung und einer aktiven Beschaftigung mit einem Thema kann durch den Einsatz webbasierter Me-
dien nicht aufgehoben werden. Auch online bleibt die Auseinandersetzung mit komplexen Fragestellungen auf-
wandig.

Zur Mobilisierung von Biirgerinnen und Biirgern bedienen sich die jeweiligen Akteure sowohl Online- als auch
Offline-Komponenten der Offentlichkeitsarbeit. Generell gilt dabei, dass die Offline-Berichterstattung der drtlichen
Tageszeitung fir regionale Informationen immer noch eine héhere Bedeutung hat als das Internet — auch bei der
jungeren Bevolkerung. Daher ist eine lokale Pressearbeit von entscheidender Bedeutung, um in der Bevodlkerung
wahrgenommen zu werden. In einer reprasentativen Befragung zur Rolle der Medien bei der Informations- und
Meinungsbildung nennen 42 % (in 2011) die Zeitung als wichtigste Quelle fiir regionale Information im Vergleich
zum Internet mit nur 9 % (Breunig et al. 2014, S. 125 f.; Hasebrink/Schmidt 2013, S. 3). Bei den 14- bis 29-
Jahrigen ist das Verhaltnis 40 % Zeitung zu 18 % Internet. Ob hier jedoch immer die Offline-Variante der Lokal-
zeitung gemeint ist, ist unsicher. Auch diejenigen, die Lokalnachrichten iberwiegend online verfolgen, landen
dabei haufig auf der Website der lokalen Tageszeitung (Bitkom 2016).

Wenn webbasierte Medien in der Stadtentwicklung zusétzlich zu klassischen Offline-Medien eingesetzt werden,
fuhrt dies dennoch dazu, dass mehr Personen mit Informationen und Beteiligungsangeboten erreicht werden
kénnen. Einige Menschen, die keine Tageszeitung lesen, lesen heute Twitter oder Facebook. Menschen, die zu
normalen Offnungszeiten oder zu Zeiten von Veranstaltungen keine Zeit haben, kdnnen sich online zeitunabhan-
gig informieren und beteiligen. Die Erfahrung zeigt aber, dass eine Ausweitung des Teilnehmerkreises an der
Beteiligung zu Stadtentwicklungsfragen starker vom Budget als vom eingesetzten Medium abhangt. Wer viele
Menschen erreichen will, die von einem Projekt oder einem Thema nicht selbst direkt betroffen sind, muss einen
hohen Aufwand betreiben — online wie offline.

Exakte Daten zur Reichweite im Verhaltnis von Online- und Offline-Ansétzen existieren nicht, auch aufgrund
methodischer Schwierigkeiten. So ist es kaum maglich, ein Beteiligungsverfahren einmal mit und einmal ohne
Online-Verfahren durchzufiihren. Selbst wenn es genug Menschen gébe, die so etwas mitmachen wiirden, gabe
es zu viele Rahmenbedingungen, die sich dabei &ndern und nicht zu kontrollieren waren. Nicht zuletzt gibt es -
wie beschrieben — keine reinen Offline-Ansatze mehr, unabhangig davon, ob ein Akteur das gerne mdchte oder
nicht. Es kénnen immer Personen auftreten, die die Online-Kanale nutzen, um sich (iber Projekte oder Themen
zu duRern. Aus diesen Griinden bleiben Uberlegungen zur Reichweite und zu erreichten Zielgruppen auf plausib-
le Schatzungen und Befragungen angewiesen.
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Die haufig gestellte Frage, firr welche konkreten Zwecke sich Online- oder Offline-Elemente in einem crossmedia-
len Setting besser oder schlechter eignen, ist ebenfalls nicht leicht zu beantworten. Die in den Referenzbeispielen
und Fallstudien untersuchten Online-Elemente zeigen durchgangig raumlich und zeitlich asynchrone Kommunika-
tion. Teilnehmende senden eine Nachricht und andere lesen diese zeitversetzt. Dies ist auch offline der Regelfall.
Synchrone Kommunikation ist offline in der Diskussion Uber Stadtentwicklung die Ausnahme und findet bei-
spielsweise in Burgerversammlungen statt. Der Vorteil von asynchroner Kommunikation liegt auf der Hand - sie
ist im Vergleich zur synchronen Kommunikation viel weniger abstimmungsbedirftig. Nicht alle Teilnehmenden
missen zur gleichen Zeit verfugbar sein — im Offline-Fall zudem noch am gleichen Ort. Ein Nachteil von asyn-
chroner Kommunikation zeigt sich, wenn eine weitere Unterscheidung eingeflihrt wird, die man ,Reichhaltigkeit
der Kommunikation“ nennen konnte. Text, Stimme, Mimik, Gestik oder Umfeld kdnnen im Rahmen einer Kom-
munikation erlebbar sein oder auch nicht. Vergleicht man eine textbasierte Online-Kommunikation tber Twitter
mit einer Blirgerversammlung, wird direkt deutlich, dass ein Unterschied in der Reichhaltigkeit der Kommunikati-
on existiert. Dieser Unterschied ist jedoch nicht grundsatzlich auf den Unterschied von online und offline zuriick-
zufiihren, sondern auf das je spezifisch gewahlte Medium. Auch ein Offline-Leserbrief an eine Zeitung oder eine
Eingabe per Brief zu einem Bebauungsplan kann in diesem Sinne deutlich weniger reichhaltig sein als ein Skype-
Interview oder ein Youtube-Film.

SchlieBlich ist fir die Frage, fiir welche Zwecke sich welches Instrument (online oder offline) eignet, die Quali-
tat der jeweiligen Kommunikation entscheidend. Diese kann relativ einfach mit dem Grad des erfolgreichen
gegenseitigen Zuhérens gefasst werden. Offline-Blirgerversammlungen - egal ob von Kommunen oder Br-
gerinitiativen organisiert — kdnnen Lehrstlicke von gelungener Kommunikation oder des aneinander Vorbeire-
dens sein. Ebenso kénnen Online-Moderationen von Beteiligungsplattformen oder Facebook-Gruppen zu ge-
lingendem Austausch und Lernen beitragen oder in kurzer Zeit die Gesprachsatmosphare schadigen. Diese
Qualitat der Kommunikation ist somit grundsétzlich nicht abhéngig davon, ob die Kommunikation online oder
offline stattfindet.

Verbunden mit der Frage, flir welche konkreten Zweck sich Online- oder Offline-Elemente in einem crossmedia-
len Beteiligungsprozess besser oder schlechter eignen, wird oft dariiber spekuliert, dass Online-Beteiligung — weil
sie ohne grofRen Aufwand vom heimischen Sofa aus mdglich ist — im Vergleich zur Offline-Beteiligung weniger
ernst zu nehmen sei. ,Clicktivism* oder ,slacktivism® sind die abwertenden Begriffe und Konzepte. Damit soll
ausgedriickt werden, dass ein einfaches und schnelles Klicken weder eine reflektierte Auseinandersetzung vo-
raussetzt noch eine politische Wirkung erzeugt und daher nicht als ,echte* Beteiligung betrachtet werden kann
(z.B. DIVSI 2014, S. 6 oder Winkel 2015, S. 417). Diese Sichtweise ist jedoch zu kritisieren. Ahnlich wie bei der
Frage nach spezifischen Nutzen oder Einsatzméglichkeiten von Online- und Offline-Elementen ist die Unter-
scheidung von Beteiligung mit oder ohne Wirkung und mit oder ohne hohen Aufwand nicht an der Grenze onli-
ne/offline zu ziehen. Auch eine einzelne Stimme bei einer Bundestagswahl oder ein einzelner Demonstrations-
teilnehmer sind annahernd bedeutungslos, werden aber nicht abwertend mit ahnlichen Begriffen bezeichnet.

3.2 Soziale Medien — Mehr Nutzen fiir Zivilgesellschaft als fiir Kommunen

Eine besondere Form der webbasierten Medien, die in der Kommunikation liber Stadtentwicklung eine Rolle
spielen, stellen die sogenannten ,Sozialen Medien* (Social Media) dar. Sie sind heute durch eine groRe Vielfalt
gekennzeichnet, wie ein Blick auf das Social Media Prism zeigt (siche Abbildung 6). Hier werden 261 webbasier-
te Medien in 25 Kategorien graphisch zusammengefasst (ethority 2016). Unter Sozialen Medien versteht man
internetbasierte Plattformen, tber die Nutzerinnen und Nutzer Inhalte austauschen und (iber die sie miteinander
kommunizieren kénnen. Die Plattformen werden in der Regel von privaten Unternehmen bereitgestellt. Die digita-
len Plattformen ermdglichen die Prasentation selbst erstellter oder anderweitig erhaltener Inhalte wie Texte,
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Abbildung 6: Das Spektrum der Sozialen Medien als Social Media Prism
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Bilder, Audio- und Videoaufnahmen sowie die Vernetzung der Nutzerinnen und Nutzer untereinander und mit den
eingestellten Inhalten. Soziale Medien werden in den Kommunikationswissenschaften aufgrund ihrer Medienlo-

gik, die auf einer engen Verbindung von Medienkonsum und -produktion beruht, selbst als partizipative Medien
verstanden (siehe auch Thimm 2017).

Blrgerinnen und Birger nutzen die Sozialen Medien in vielfaltiger Weise fur den Austausch Uber stadtische Be-
lange, ohne dass dies von der kommunalen Verwaltung oder Politik aktiv angestofien wurde. So entstehen —
hoheitlich nicht gesteuert — Debatten (iber einzelne Themen der Stadtentwicklung im Netz. Was friiher tber Le-

serbriefe in den Tageszeitungen, in Gesprachen in Sportvereinen oder an den Stammtischen im Wirtshaus er-
folgte, geschieht heute auch im Internet.

Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017



Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 37

In einigen der als ,bottom-up® charakterisierten Fallstudien (Viva Viktoria!, PFAFF erhalten — STADT gestalten,
die urbanauten) wird deutlich, dass die Nutzung von extern gehosteten Social Media-Plattformen (Facebook,
openPetition, Twitter) den zivilgesellschaftlichen Initiativen in Bezug auf die Reichweite von Informationen und auf
die Mobilisierung von Burgerinnen und Birgern Vorteile bringt. Hinweise zu Veranstaltungen und Kommentierun-
gen zu stadtentwicklungspolitischen Themen werden hier veréffentlicht und erreichen direkt tber die ,Follower*
der Initiativen und indirekt tber Weiterleitungen der Informationen von den ,Followern® an wiederum andere Nut-
zer dieser Medien schnell (,viral“) eine groe Zahl von Menschen. Eine direkte und breite Information haufig mit
Kommentierungen im Sinne der Initiativen ist die Folge.

Die jeweiligen Verwaltungen der Kommunen in den genannten Fallbeispielen nutzen die Sozialen Medien (Face-
book, Twitter, Youtube, Instagram etc.) seltener und insbesondere nicht zur Kommunikation tiber umstrittene
Themen der Stadtentwicklung. Dadurch erreichen zivilgesellschaftliche Initiativen in den Sozialen Medien eine
groRere Deutungsmacht oder sogar die Deutungshoheit in den Diskussionen tiber (umstrittene) Projekte der
Stadtentwicklung. Ihre Argumente kdnnen sich leichter und schneller entfalten als die stadtischen Argumente.
Kommunen verzichten damit auf die Chance, Informationen richtig zu stellen oder zu ergénzen, die aus ihrer
Perspektive falsch oder unvollstandig sind. Wenn man zudem berticksichtigt, dass die Sozialen Medien in
Deutschland von 18,5 Millionen der tiber 14-Jahrigen taglich beziehungsweise von 30,7 Millionen der Uber 14-
Jahrigen mindestens wdchentlich genutzt werden (ARD/ZDF-Onlinestudie 2016), wird deutlich, dass die planen-
de Verwaltung eine Méglichkeit verpasst, die Burgerschaft mit ihren Anliegen auf diesen Kanalen zu erreichen.

Einige gréRere Stadte und kommunale Spitzenverbande haben sich schon l&nger und umfassender mit dem
Thema der Nutzung von Social Media auseinandergesetzt (Freie und Hansestadt Hamburg 2012, Stadt Essen
2014, DStGB 2012). Die ,Social Media Guidelines* des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes aus dem Jahr
2012 formulieren den Zweck des Einsatzes so:

,S0ziale Medien dienen (...) als ein Mittel der Presse- und Offentlichkeitsarbeit, zur Beantwortung von
Biirgeranfragen und zur internen und externen Mitarbeiterkommunikation. Sie sind in erster Linie ein
Dialogkanal und nicht ein weiterer Informationskanal. Ziel ist eine birgerorientierte Kommunikation, die
insbesondere Ideen und Anregungen von Birgerinnen und Blirgern von Seiten der Verwaltung aufnimmt
und dar(ber in einen Austausch eintritt“ (DStGB 2012, S. 2).

In der kommunalen Praxis erscheinen viele stadtische Aktivitaten jedoch starker von Information als von Kommu-
nikation gepragt. Zudem konnte es sein, dass ein groRer Teil der Birgerinnen und Biirger iiber diese Themen
nicht ohne einen spezifischen Anlass mit der stadtischen Verwaltung kommunizieren wollen.

Eine abgestimmte Social Media-Strategie in deutschen Kommunen ist noch selten vorhanden. Meist ist sie nur
ein Element einer gesamtstédtischen Offentlichkeitsarbeit und nicht Teil einer aktiven Projektkommunikation im
Austausch oder auch im Streit mit zivilgesellschaftlichen Initiativen. In den Stadten und Gemeinden sind Abstim-
mungen zwischen den Fachverwaltungen und der kommunalen Offentlichkeitsarbeit erforderlich, bevor es zur
Kommunikation mit der Offentlichkeit kommt. Bei diesen Abstimmungen kann es zu Informationsverlusten in der
offentlichen Verwaltung und zu zeitlichen Verzdgerungen in der Kommunikation der stadtischen Verwaltungen
kommen.

Die Schwierigkeiten, die aus einer fehlenden Kommunikation mit den Sozialen Medien fiir eine stadtische Verwal-
tung entstehen kdnnen, zeigt das Beispiel des Bonner Viktoriakarrees. Hier sah sich die kommunale Verwaltung,
die den Beschluss ihres Rates zur VerauRerung kommunaler Flachen an einen Investor umsetzen sollte, bei
einem Streit mit Gruppen der Zivilgesellschaft um dieses Vorhaben ,der Neutralitét verpflichtet”. Diese Sichtweise
fuhrte jedoch dazu, dass die Verwaltung im Sommer 2015 nicht aktiv gegen Argumente — hier der Initiative
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Viva Viktoria! - Stellung bezogen hatte, weder in den Sozialen Medien noch tiber den klassischen Weg der Pres-
semitteilung. Dies geschah in einer Phase, in der &ffentlich tiber den Verkauf der stadtischen Grundstiicke disku-
tiert wurde. AuBer in Gremienprotokollen - tief verborgen im Ratsinformationssystem — waren auf der eigenen
Homepage der Stadt Bonn zu diesem Zeitpunkt keine Informationen (iber die Sicht der Stadt als &ffentlicher Ak-
teur auf das Projekt zu finden. Birgerinnen und Blrger konnten sich deshalb nur schwer auf den stadtischen
Seiten informieren.

Ganz anders stellte die zivilgesellschaftliche Initiative ihre Positionen dar, die von aktiven Unternehmen aus dem
Quartier ausgingen, die von den Planungen betroffen waren und die schnell eine breite Unterstiitzung in der
Bevolkerung erreichen konnte. Dazu wurde besonders die Homepage der Initiative (vivaviktoria.de) in Verbin-
dung mit den Sozialen Medien (insbesondere: Facebook) zur Information und Mobilisierung der Birgerschaft
eingesetzt. In Kombination mit klassischen Elementen wie Handzetteln, Pressemitteilungen, einer persénlichen
Anlaufstelle in einem eigens aufgestellten Info-Container sowie wochentlichen Demonstrationen wurde fiir ein
Blirgerbegehren geworben, das sich gegen den Verkauf der stadtischen Grundstiicke an einen privaten Investor
richtete und das schliellich auch erfolgreich umgesetzt wurde. ,Ohne Facebook hétten wir das wohl nicht ge-
schafft‘, so der Tenor der Initiative. Die schnelle Mobilisierung der Bevdlkerung und die einfache Mdglichkeit,
Informationen, Nachrichten und Sichtweisen unmittelbar an eine grolke Anzahl Interessierter zu verbreiten, die
diese Mitteilungen ihrerseits weiter verteilen, wurden durch die Nutzung Sozialer Medien erheblich erleichtert.

Wenn zivilgesellschaftliche Initiativen durch die Nutzung sozialer Medien einen stérkeren Einfluss auf die 6ffentli-
che Meinung gewinnen, als das der Verwaltung moglich ist, knnen sie tiber diesen Weg auch einen starkeren
Einfluss auf die rahmengebende Politik gewinnen, die aus wahltaktischen Griinden in der Regel sehr an der
offentlichen Meinung orientiert ist. Strukturelle Unterschiede zwischen den Kommunalverwaltungen und den
zivilgesellschaftlichen Initiativen sind Ursache dafiir, dass sich der Einsatz der Sozialen Medien zwischen diesen
beiden Akteursgruppen deutlich unterscheidet. Die Hierarchien in einer offentlichen Verwaltung passen nicht zu
der offenen Kommunikation in den Sozialen Medien (siehe Tabelle 1).

Trotz der Heterogenitat innerhalb dieser beiden hier idealtypisch getrennten Akteure, fiihren die dargestellten
Unterschiede zwischen Kommunalverwaltungen und zivilgesellschaftlichen Initiativen in den Fallbeispielen (Viva
Viktoria!, PFAFF erhalten — STADT gestalten und die urbanauten) tendenziell zu einer ansprechenderen und
verstandlicheren Darstellung der Positionen der Initiativen in den Sozialen Medien. Die Initiativen kdnnen schnel-
ler, flexibler und haufig zeitgemaler ihre eigenen Positionen darstellen und an ihre ,Follower” verteilen. Die Logik
und Struktur von Sozialen Medien, die auf Vernetzung und Dialog zwischen Gleichen ausgelegt ist, scheint der
Organisationsform zivilgesellschaftlicher Gruppen eher zu entsprechen als der Organisationsform kommunaler
Verwaltungen.
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Tabelle 1: Unterschiede zwischen Kommunalverwaltungen und zivilgesellschaftlichen Initiativen im Umgang mit

den Sozialen Medien
Kommunalverwaltung

Hierarchische Struktur

Eine Kommunalverwaltung ist im Kern hierarchisch organi-
siert. Es gibt Sachbearbeiter, Abteilungsleiter, Amtsleiter,
Fachbereichsleiter, Birgermeister und manchmal auch noch
Oberbiirgermeister. Die Blirgermeister kdnnen in aller Regel
ihre Mitarbeiter anweisen, eine bestimmte Handlung auszu-
fuhren. Die Mitarbeiter sind in der Regel gehalten, ihre
Handlungen mit ihren Vorgesetzten abzustimmen

Abstimmung/einheitliche Meinung

Verwaltungsmitarbeiter sind gehalten, eine einheitliche
Verwaltungsmeinung nach auBen zu vertreten. Personliche
Ansichten Einzelner, die nicht abgestimmt sind, sind in der
AuBendarstellung einer Kommune nicht erwiinscht.

Gepriifte Losungen

Die Kommunalverwaltung neigt dazu, Losungen fiir Proble-
me umfangreich zu priifen, bevor sie sie umsetzt - insbe-
sondere, wenn der Einsatz von Ressourcen damit verbun-
den ist. Dazu ist die Kommune gehalten, weil sie 6ffentliches
Geld verwaltet.

Kontrolle

Die hierarchischen Organisationsformen mit dem Bedirfnis
nach einheitlichem Auftritt fiihren zu einem gewissen Kon-
trollbediirfnis — auch beziiglich der Nutzung der Sozialen
Medien.

Vergaberecht

Im operativen Geschaft ist eine kommunale Verwaltung
unter anderem an das Vergaberecht gebunden. Die Beauf-
tragung zum Beispiel einer externen Agentur zur Gestaltung
eines Online-Auftritts oder einer Moderation eines Biirger-
termins muss je nach Vergabesumme ausgeschrieben,
bewertet und beauftragt werden.

Zivilgesellschaftliche Initiative

Netzwerkstruktur

Eine zivilgesellschaftliche Initiative ist in der Regel als
Netzwerk organisiert, wobei die Rechtsform einen Einfluss
auf die konkreten Entscheidungs- und Haftungsfragen
haben kann. Hier konnen ,Vorsitzende" oder ,Sprecher*
anderen Mitgliedern keine Anweisungen erteilen. Die Mit-
glieder unterstiitzen Ziele der ,Spitze* oder auch nicht. Sie
kénnen die ,Vorsitzenden® in aller Regel aber

abwahlen.

Abstimmung Plenum/Heterogenitat moglich

Auch in zivilgesellschaftlichen Initiativen gibt es zahlreiche
Abstimmungsbedarfe. Durch die lockerere Organisations-
form sind hier Einzelmeinungen, die manchmal auch wieder
korrigiert werden, eher zu finden.

Ad-hoc-Lésungen

Leitende Mitglieder zivilgesellschaftlicher Initiativen kdnnen
ad-hoc Entscheidungen treffen, ohne langwierige Priifun-
gen durchfiihren zu miissen. Setzen sie dabei personliche
Ressourcen ein, miissen sie keine Rechenschaft ablegen.
Nutzen sie Ressourcen der Initiative, miissen sie die Nut-
zung in der Regel erlautern.

Offenheit

Der Netzwerkcharakter und verteilte Verantwortlichkeiten
fiihren in zivilgesellschaftlichen Initiativen zu einer groReren
Offenheit bei einzelnen Auerungen in den sozialen Medien
— auch wenn es durchaus zu Streit um Inhalte kommen
kann.

Auftrag

Zivilgesellschaftliche Gruppen haben es leichter, Auftrage
an Dritte zu vergeben. Auch sie nehmen in der Regel eine
Ausschreibung oder Preisabfrage fiir groRere Auftrage vor,
sind aber bei den Vergabekriterien und -entscheidungen
frei. Es ist auch leichter fiir sie, Angebote nachzuverhan-
deln.
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Kommunalverwaltung

Verwaltungsangestellte + Auftragnehmer

Zur Bearbeitung von (streitiger) Kommunikation im Stadt-
entwicklungskontext ist die Kommunalverwaltung auf ihr
vorhandenes Personal oder eine Vergabe an externe Dienst-
leister angewiesen.

Eher altes Design

Die Orientierung an gepriiften Losungen fiihrt — neben feh-
lenden finanziellen Anreizen - in den Kommunalverwaltun-
gen zu verhéltnismaRig langen Innovationszyklen. Dies
betrifft auch die Nutzung webbasierter Medien, wie zum
Beispiel eigener Homepages. Das Ratsinformationssystem
der Stadt Bonn wurde beispielsweise Anfang der 1990er
Jahre von einem Mitarbeiter entwickelt und seither fortge-
schrieben. Es entspricht nicht mehr aktuellen Vorstellungen
von Design und Nutzbarkeit. Hier besteht die Gefahr, dass
alteres Design als generell riickstandig interpretiert wird und
damit auch Inhalte weniger wirksam werden.

Zivilgesellschaftliche Initiative

Crowdsourcing 2018

Eine zivilgesellschaftliche Initiative kann sich zusatzlich zu
den bereits Engagierten und méglichen externen Dienstleis-
tern auch noch ihrer ,Follower* bedienen. Dies ermdglicht
die (haufig ehrenamtliche) Rekrutierung von Unterstiitzern
mit ergdnzendem Know-How.

Eher moderneres Design

Zivilgesellschaftliche Initiativen kdnnen sich des jeweils
aktuell verfiigharen technischen und gestaltungsméagigen
Standes von webbasierten Medien bedienen. Die sozialen
Medien verfligen — wie viele kommerzielle Angebote im
Internet — (iber eine zeitgeméaRe Designsprache, die regel-
maRig aktualisiert wird. Mit geringem Aufwand ist hier ein
professioneller Auftritt schnell erzeugt. Ein zeitgemaler
Auftritt vermittelt hier auch Professionalitat und Kompetenz.

Quelle: Eigener Entwurf

Dieser Nachteil kommunaler Verwaltungen gegeniber zivilgesellschaftlichen Initiativen, was die Nutzbarkeit So-
zialer Medien betrifft, fiihrt damit zum einen zu einer tendenziellen Verschlechterung der Position der Verwaltung
im Streit um die 6ffentliche Meinung und damit auch im Einfluss auf die Politik. Zum anderen stehen den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Verwaltung in ihrer internen Organisation zur Verteilung von Informationen und zur
Vernetzung die Sozialen Medien nicht oder in nur geringerem Ausmaf zur Verfligung als zivilgesellschaftlichen
Initiativen. Dieser Unterschied fiihrt nicht nur zu einer schlechteren Position im Meinungsstreit, sondern vermut-
lich auch zu einem Effizienznachteil bei der Organisation von Planungsprozessen gegentber der Zivilgesell-
schaft. Die Nutzung sozialer Medien zur Koordination eigener Aktivitaten und zur Kollaboration schafft vielfaltige
Vorteile: zeit- und ortsunabhangige Zugriffsméglichkeiten auf Informationen in der ,Cloud*, Kommentierungs- und
Vernetzungsmoglichkeiten von Daten, von allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern durchsuchbare dokumentierte
Kommunikation sowie eine nicht intendierte Aktivierung Dritter. Diese Vorteile kdnnen durch einen klassischen
Medieneinsatz (Briefe, Mails) in der Organisation von Projekten nicht erreicht werden.

Die Nutzung der Sozialen Medien ist heute im Mainstream der Gesellschaft verankert. Insbesondere fir zivilge-
sellschaftliche Initiativen bietet diese Nutzung — wie dargestellt — zahlreiche Vorteile. Die kommunalen Verwal-
tungen missen, um auf diese Veranderung der Gesellschaft in Beteiligungsprozessen zur Stadtentwicklung an-
gemessen reagieren zu kdnnen, ihre Fahigkeit im Umgang mit den Sozialen Medien ausbauen. Wie diskutiert,
fordert der Netzwerkcharakter dieser Instrumente die hierarchische Organisation der Verwaltung heraus. Auf
dieser Ebene ist daher eine Veranderung in der Verwaltung erforderlich, wenn sie die Effizienzvorteile der Sozia-
len Medien — sowohl in der Offentlichkeitsarbeit als auch in der internen Information und Vernetzung - fiir die
digitale Teilhabe nutzen will. Ein Twitter-Kanal der Pressestelle wird hier vermutlich nicht ausreichen. Um Ziel-
gruppen der eigenen Kommunikation iber den Einsatz sozialer Medien gut erreichen zu kdnnen, ist ein aktives
Community Management erforderlich. Das bedeutet fiir eine Kommune, dass eine dauerhafte, auf Austausch
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angelegte Kommunikation mit Burgerinnen und Blrgern in sozialen Medien die Reichweite bei konkreten anlass-
bezogenen Kommunikationen deutlich erhéht.

3.3 Rechtliche Vorschriften - Kommunen im Einsatz webbasierter Medien eingeschrankt

Die rechtlichen Grundlagen kommunaler Tatigkeit sind unter anderem in den Gemeindeordnungen der jeweiligen
Bundeslander geregelt. Zum Tragen kommen aber auch grundgesetzliche Bestimmungen, das Vergaberecht,
das Arbeitsrecht oder gerade in der Stadtentwicklung das Baugesetzbuch und die Landesbauordnungen. Beson-
derheiten flir die webbasierten Medien werden unter anderem im Telemediengesetz und im Bundesdatenschutz-
gesetz geregelt. Durch all diese Regelungen werden den Kommunen Rechte und Handlungsoptionen verliehen,
ihnen wird aber auch ein Rahmen gesetzt, an den sie sich halten missen. Dies unterscheidet sie zum Beispiel
von zivilgesellschaftlichen Initiativen. Fir diese gilt kein Vergaberecht, was sie flexibler macht, und oft — da eh-
renamtliche Leistungen erbracht werden — auch kein Arbeitsrecht. Sie kénnen Entwiirfe présentieren, die sich
nicht an die Baunutzungsverordnung halten missen und Ideen generieren, bei denen sie zum Beispiel auf Ab-
standsregelungen von Landesbauordnungen keine Ricksicht nehmen missen. Sicher miissen sich auch zivilge-
sellschaftliche Initiativen in ihrem Handeln an geltendes Recht halten, fir sie gilt jedoch ein anderer, weniger
restriktiver Rechtsrahmen, sie werden von keiner Aufsichtsbehdrde iberwacht und sie scheinen oft weniger
selbstkritisch bei einer vorsorglichen Priifung moglicher Rechtsverstolie zu sein.

Dies gilt besonders flir das Datenschutzrecht. Das Datenschutzrecht ist — abgeleitet vom Grundrecht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung — vom Grundsatz her als Abwehrrecht von Biirgerinnen und Biirgern gegen den Staat
konzipiert. Laut dem ehemaligen Landesdatenschutzbeauftragten von Schleswig-Holstein, stellen sich fiir die
Kommunen Fragen der datenschutzrechtlichen Verantwortung besonders. Er fordert, dass von Verwaltungen
,datenschutzkonforme technische Ldsungen entwickelt, implementiert und betrieben werden” missen, statt bei-
spielsweise ,ungepriift giinstige Social Media-Anwendungen von US-Anbietern zu iibernehmen* (Weichert 2013,
ohne Seitenangabe).

Dabei ist der Bezug auf US-Anbieter nur ein Teil der Herausforderung. Auch bei Beteiligungsplattformen externer
Anbieter, deren Server in Deutschland stehen, miissen datenschutzrechtliche Bestimmungen beachtet werden.
So ist beispielsweise zu klaren, welche personenbezogenen Daten zu welchen Zwecken durch den externen
Dienstleister erhoben werden (diirfen) und ob eine Auftragsdatenvereinbarung zwischen der auftraggebenden
Kommune und dem Softwareanbieter vorliegt und welche Implikationen eine Auftragsdatenvereinbarung mit Blick
auf die Rolle der Verwaltung und des externen Anbieters hat.

In den hier untersuchten Beteiligungsprozessen, die von Stadtverwaltungen ausgingen, spielte die Beachtung
des Datenschutzes auf den eigenen Beteiligungsplattformen eine Rolle. Die Einhaltung der gesetzlichen Bestim-
mungen wurde hier ausdriicklich als selbstverstandlich formuliert und wird beim Einsatz von Plattformen explizit
mit deren Anbietern geregelt. In Bezug auf die Sozialen Medien allerdings wurde die Frage des Datenschutzes
weder von Gesprachspartnerinnen und -partnern aus der Verwaltung noch aus den zivilgesellschaftlichen Initiati-
ven thematisiert. Hier scheinen die Akteure davon auszugehen, dass sie durch die Nutzung etablierter Angebote
nicht gegen Datenschutzbestimmungen verstoen. Am Beispiel WhatsApp wurde in jlingster Zeit deutlich, dass
diese grundsatzliche Annahme nicht unbedingt zutrifft. Die Nutzung dieses Dienstes ist mit der Ubermittiung von
Kontaktdaten Dritter an den US-Dienst zwangsweise gekoppelt. Bei der Nutzung werden die Eintrage des eige-
nen Adressbuches an das Unternehmen Uibertragen. Die Rechte dieser im Adressbuch verzeichneten Dritten
werden dadurch in der Regel verletzt (Amtsgericht Bad Hersfeld 2017, Heise online 2017a).

Im organisatorischen und rechtlichen Kontext der eigentlichen Beteiligung kann also (weiterer) Aufwand entste-
hen, der bei einer ersten Einschatzung des Einsatzes von Online-Medien leicht unterschatzt wird (siehe auch
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Kapitel 3.6 und 3.7). In Bezug auf all diese Rechtsgebiete werden Kommunen zudem — ebenfalls im Gegensatz
zu anderen Akteuren im Feld der Stadtentwicklung — von Aufsichtsbehérden in ihren Tatigkeiten kontrolliert. Ne-
ben einem Selbstversténdnis, das der Befolgung geltender Gesetze eine hohe Prioritét einrdumt, fiihrt auch diese
Kontrolle im Zweifel zu einer hdheren Aufmerksamkeit der kommunalen Akteure fiir rechtliche Rahmenbedingun-
gen.

Die gesetzlich definierte Rolle von Kommunen in der Stadtentwicklung beeinflusst also ihre Nutzung von
webbasierten Medien. Die weiteren, grundsétzlich flir eine Kommune anders als beispielsweise fir zivilge-
sellschaftliche Akteure geltenden Rechtsgebiete (oben beispielhaft genannt das Vergaberecht, das Arbeits-
recht oder gerade in der Stadtentwicklung das Baugesetzbuch und die Landesbauordnungen) erschweren
die Handlungsfahigkeit der Kommunen in der Nutzung webbasierter Medien - verglichen mit anderen Akteu-
ren der Stadtentwicklung. Konkret auf die Nutzung von webbasierten Diensten im Feld der Stadtentwicklung
bezogen, ist es fiir Kommunalverwaltungen beispielsweise schwierig, ad hoc auf eine Kampagne einer Biir-
gerinitiative zu reagieren. Selbst wenn es eine eindeutige politische Beschlusslage des Rates gibt, sodass
die Richtung mdglicher Aktivitaten der Verwaltung unstrittig ist, braucht diese eine gewisse Zeit, um a) eine
Position im Umgang mit der Birgerinitiative intern abzustimmen und b) zum Beispiel eine Agentur zu beauf-
tragen, eine eigene Website zum jeweilig diskutierten Thema zu gestalten (siehe Fallbeispiele Viva Vikto-
ria!, PFAFF erhalten — STADT gestalten). Die Birgerinitiativen kénnen hier im Vergleich zur kommunalen
Verwaltung schnell und unkompliziert agieren — soweit sie Uber finanzielle Mittel oder andere Ressourcen
(z.B. Ehrenamt) verfiigen.

Die Durchfiihrung von Beteiligungsverfahren ist fiir die 6ffentliche Hand zudem an Ausschreibungen gekoppelt,
die aufwandig sind und die in der Verwaltung personelle Kapazitaten binden und Zeit im Verfahren kosten — un-
abhangig von der Nutzung webbasierter Medien. Zivilgesellschaftliche Akteure sind nicht an entsprechende Re-
geln einer 6ffentlichen Vergabe gebunden, was zu einem wesentlich schnelleren und unbirokratischeren Um-
gang auch mit den webbasierten Medien fiihrt. Damit kdnnen sehr schnell Stimmungen in einer Stadtgesellschaft
erzeugt und ein allgemeines Unbehagen gegeniber stadtischer Politik genutzt werden, was die Umsetzung von
Projekten erheblich beeintrachtigen und verzégern kann.

Die Gestaltung der webbasierten Medien ist bei Stadten und Gemeinden zudem an behérdeninterne Vorschriften
gebunden. Zivilgesellschaftliche Gruppen sind im Design der Websites freier und kénnen damit phantasievoller
umgehen. So werden zum Beispiel im Protest gegen den Abriss der alten Fabrikgebaude auf dem PFAFF-Areal
in Kaiserslautern Fotos auf der Website prasentiert, die von einem Kiinstler aufgenommen sind und die die Ge-
baude auf dem alten Industriegelande in einem auBerordentlich attraktiven Licht erscheinen lassen. Erst in Reak-
tion auf diese Darstellungen entwickelte die Projektentwicklungsgesellschaft Ideen, wie die alten Industriegebau-
de (ber eine zeitgemale 360 Grad Darstellung erschlossen und zukiinftig gezeigt werden kdnnen. Auch die
Website der Bonner Initiative Viva Viktoria! ist graphisch ansprechend und kann dadurch die Ziele der Initiative
besser unterstltzen als die etwas biedere Gestaltung der stadtischen Website.

Langfristige und einvernehmliche, gut steuerbare Prozesse lassen sich im Handlungsrahmen, der den Kommunalver-
waltungen gesteckt ist, gut bearbeiten. Schnelle, flexible Reaktionen in der poliischen Auseinandersetzung gegenliber
privaten Akteuren, die unkompliziert ohne lange Abstimmungen und mit geringeren Regulierungen agieren kénnen,
fallen der Verwaltung hingegen schwerer. Webbasierte Medien sind — unabhangig davon, ob es sich um soziale Netz-
werke, Petitionsplattformen oder eigene Beteiligungsplattformen handelt — tendenziell schnelle Medien. Dies gilt zum
einen in Bezug auf die Geschwindigkeit von Reaktionen auf einzelne Beitrage, zum anderen in Bezug auf die Themen,
die aufgebracht werden, oder die Richtung, in die Diskussionen gefiihrt werden. Hier kann es zu plétzlichen und uner-
warteten Verlagerungen kommen (siehe auch Gebhardt et al. 2014, S. 121 ).
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Die starkere Gebundenheit der Verwaltung durch rechtliche Bestimmungen schrénkt deren Handlungsspielraume
in Bezug auf die Nutzung webbasierter Medien, wie gezeigt, ein. Sie ermdglicht jedoch andererseits eine hohe
Berechenbarkeit und Verlasslichkeit — auch fir die Akteure aus der Zivilgesellschaft. Diese fiir eine stabile Stadt-
gesellschatt hilfreichen Eigenschaften miissen bei Forderungen nach Anpassungen und Veranderungen der
Verwaltung bericksichtigt werden.

3.4 Neue Intermedidre — Kompetenzen und Akteure

Neben finanziellen Aufwendungen ist zur Umsetzung von digitaler Teilhabe auch spezifisches Know-how gefragt,
das derzeit in der Regel sowohl in eingeschréanktem Mal in Kommunen aufgebaut als auch extern eingekauft
wird. Beim Einkauf externer Expertise in Form konzeptionellen Know-hows zur (crossmedialen) Planung und
Nutzung neuer Medien oder durch die Miete oder den Einkauf von Partizipationsplattformen treten neue Akteure
auf den Plan.

Diese Trager von Know-how flr webbasierte Beteiligung werden hier als ,neue Intermediare* bezeichnet, wobei
der Einsatz der neuen Medien die neue Qualitt gegentiber &lteren Anséatzen bei der Vermittlung unterschiedli-
cher Interessen ausmacht. Solche ,mediierende Agenturen® stehen in ihrer Rolle idealtypisch zwischen dem
Akteur, der beteiligen will, und den Akteuren, die sich beteiligen (siehe Abbildung 7). Sie verfligen Uber ein spezi-
fisches Wissen in Bezug auf Online- und/oder Offline-Beteiligung und beeinflussen — selbst wenn sie sich inhalt-
lich neutral verhalten — den Beteiligungsprozess durch die Strukturierung von Verfahren und durch die ,Medien-
logik“ der jeweils eingesetzten Instrumente (siehe auch Thimm 2017, S. 197).

Als ,neue Intermediare” lassen sich alle vermittelnden Instanzen zwischen dem Akteur, der beteiligen will, und
denen, die sich beteiligen, verstehen, deren Vermittiung wesentlich auf dem Einsatz webbasierter Medien beruht
(siehe Abbildung 7). Das reicht von einer individualisierten Beratung und Umsetzung von Beteiligungsprozessen
durch Techniker und Moderatoren auf der einen Seite bis zu einer standardisierten Internetplattform, die Offent-
lichkeit herstellt oder deren Herstellung unterstiitzt, auf der anderen Seite — also von ,mediierenden Agenturen®,
die Beteiligungsdienstleistungen anbieten, bis hin zu Facebook oder openPetition. Mediierende Agenturen neh-
men beispielsweise durch die Art und Weise, wie sie Vor-Ort-Formate und elektronische Formate miteinander
verknUpfen (Crossmedialisierung) oder durch die Algorithmen, die sie mit ihren Plattformen in ein Verfahren ein-
bringen, teils erheblich Einfluss auf die Ausgestaltung elektronisch unterstiitzter Verfahren. Aber auch haufig
genutzte externe Social Media-Dienste oder spezifischer Beteiligungsinstrumente wie openPetition rahmen die
Kommunikation und bieten zahlreiche vorstrukturierte Formate. Sie kdnnen daher als (eher technische) Interme-
didre betrachtet werden.

Ein wichtiger Aspekt bei der Einschaltung dieser ,neuen Intermedidre” ist, dass diese Akteure immer eine eigene
Agenda in den Kommunikationsprozess einbringen. Dies gilt sowohl fiir Unternehmen, die Online-Beteiligung
mithilfe eigener Plattformen und Beratung anbieten, als auch fiir kommerzielle webbasierte Plattformen, die zum
Beispiel von Initiativen der Zivilgesellschaft zu Zwecken der Information und Mobilisierung genutzt werden.
Thimm (2017, S. 197) formuliert dazu: ,Wie man sich beteiligen kann, hangt ganz zentral von der jeweiligen Me-
dienlogik ab, die ihrerseits wiederum Formen von Partizipation begUnstigt oder behindert.“ Die Reflexion dieser
jeweiligen Agenda ist nicht trivial, aber fiir die Konzeption und Durchfiihrung von Beteiligung relevant — ganz
unabhangig davon, ob es sich bei den jeweiligen Akteuren um Stadtverwaltungen oder Initiativen aus der Zivilge-
sellschaft handelt.
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Abbildung 7: Akteure aus den Bereichen Verwaltung, Politik, Biirger und Wirtschaft sowie vermittelnde
Intermediére
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Dienstleistungs-Agenturen

In den top-down-Fallbeispielen Friedrichshafen, Ludwigshafen, Potsdam sowie in dem landesweiten Projekt in
Schleswig-Holstein werden von Seiten der Verwaltung externe Dienstleister beauftragt, Online-Plattformen zur
Beteiligung zu entwickeln und einzusetzen. In den Beispielen Friedrichshafen, Ludwigshafen und Potsdam wur-
den die externen Dienstleister bereits in der Konzeptphase eingebunden. Die neuen Intermediéren bringen
Kenntnisse Uber Software, hdufig auch die Software selbst (Algorithmen) mit. Sie gestalten die Prozesse, struktu-
rieren die Kommunikation und setzen das Beteiligungsverfahren organisatorisch um. Sie stellen diese Ressour-
cen gegen Entgelt den Kommunen zur Verfiigung. Im Laufe des Beteiligungsprozesses verfiigen die Kommunen
uber diese Ressourcen und konnen die Beteiligung durchfihren. Nach Beendigung des jeweiligen Projektes
verschwindet ein Grofteil der Kenntnisse aber wieder mit den Auftragnehmern. Die Erfahrungen, die in der
Kommune verbleiben, sind im Wesentlichen Steuerungskompetenzen fiir diese externen Dienstleister. In einem
weiteren Beteiligungsverfahren waren diese Dienstleister dann wieder zu beauftragen. Ein Gesprachspartner
bringt es auf den Punkt: ,Dafiir kénnen wir kein Personal vorhalten.”

Natrlich kdnnen bei einem wiederkehrenden Einsatz desselben technischen Systems auch innerhalb der Ver-
waltung Kompetenzen in der redaktionellen oder moderativen Betreuung zum Beispiel von Online-Plattformen
aufgebaut werden. Im Fallbeispiel Friedrichshafen wird etwa von Seiten der Verwaltung ausdrticklich darauf hin-
gewiesen, dass die inhaltliche Gestaltung und Verantwortung fir Schlussfolgerungen aus der Beteiligung trotz
Einschaltung von Dritten zum technischen Umsetzen der Beteiligungslésung sag’s doch bei der Kommune liegen.
,Unter Auswertung verstehen die Anbieter eine statistische Aufbereitung, keine Interpretation. Die miissen wir
schon selber machen.*
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Die Darstellung von Informationen als Grundlage einer Beteiligung sowie der Ablauf der Beteiligung wird zu ei-
nem Teil durch technische Vorgaben von Plattformen strukturiert, etwa die Unterteilung von Texten in kurze
Uberschriften und einfiihrende Texte beziehungsweise generell die Notwendigkeit der Aufteilung eines Themas in
einzelne Thesen. Zu einem groeren Teil aber nimmt die Konfiguration von Beteiligungsplattformen Einfluss auf
die Grundlagen und Verfahrensweisen der Beteiligung: Soll ein Text annotiert werden, sollen Fragen beantwortet
oder Aussagen bewertet werden? Kénnen sich Nutzer nur zu bestimmten Themen oder auch generell &ufern?
Sind Kommentierungen méglich und kdnnen auch Kommentare anderer Nutzer wiederum kommentiert werden?
st eine Anmeldung notwendig und welche Daten sind dabei anzugeben?

Im Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert wurden etwa vier Phasen definiert, in denen unterschiedliche Funktionen
zur Verfiigung standen. In der ersten Phase konnten vier Planungsvarianten unter acht verschiedenen Blickwin-
keln bewertet werden. Dabei war es nur méglich, Pro-Stimmen zu vergeben. In der letzten Phase hingegen wur-
de eine Kurz-Umfrage eingesetzt, um Meinungen zu drei Freiraumplanungen einzuholen. Diese Setzungen —
Anzahl der Phasen, Planungsvarianten und Blickwinkel sowie Art der Beteiligung und Mdglichkeiten zur Interakti-
on - sind in Konzeption und Konfiguration des Beteiligungsverfahrens und der -plattform festgeschrieben. Dabei
sind sie Ergebnis eines Aushandlungsprozesses zwischen beauftragter Agentur und beauftragender Verwaltung.
Geht es um bewusste Setzungen, obliegt die letztendliche Entscheidung dem Auftraggeber. Gerade bei beraten-
der Tatigkeit zur Konzeption von Verfahren haben aber die beauftragten Agenturen einen wesentlichen Einfluss.

Social Media-Anbieter

In den bottom-up-Beispielen in Bonn, Kaiserslautern und Miinchen nutzen die jeweiligen zivilgesellschaftlichen
Initiativen unterschiedliche schon bestehende externe Plattformen zur Information und Mobilisierung (u.a. Face-
book, Twitter, openPetition). Darliber hinaus greifen Initiativen der Zivilgesellschaft auf Personen zu, die spezifi-
sches Know-how in dem Bereich haben. Bei Projekten der Zivilgesellschaft werden in der Regel keine Fachleute
fur Beteiligung explizit beauftragt. Die Gesprachspartnerinnen und -partner berichten jedoch von ehrenamtlichen
Expertinnen und Experten, die sich etwa ,mit Facebook gut auskennen® oder ,in Sachen Beteiligung beraten®. Sie
sind von diesen Experten durchaus abhangig, die den Prozess zwar weniger systematisch als beauftragte
Dienstleister gestalten, ihn aber dennoch beeinflussen. Haufig verfligen diese zivilgesellschaftlichen Berater Gber
liberdurchschnittliche Kompetenzen vor allem in Bezug auf die weit verbreiteten kommerziellen Social Media-
Plattformen wie Facebook, Twitter, Instagram, YouTube, Google+, Snapchat, XING oder LinkedIn.

Bei diesen Netzwerken handelt es sich zwar nicht um klassische Akteure im Kontext von Stadtentwicklung, den-
noch aber um eine vermittelnde Instanz mit einer inharenten, algorithmischen Strukturierungslogik. Diese ,techni-
schen Intermediare” sind auf die unkomplizierte Mdglichkeit des schnellen (Ver-)Teilens eigener oder fremder
Inhalte ausgelegt. Die Strukturierungslogik leitet sich dabei von den Geschéaftsmodellen dieser Plattformen ab,
die in der Regel auf der Auswertung von Informationen zu thematischen Vorlieben oder Kontaktnetzwerken Ein-
zelner zum Zweck personengebundener Werbung beruhen. Dabei sind die Plattformen so gestaltet, dass der
Nutzer oder die Nutzerin ein Interesse an der Formulierung auffalliger Beitrage hat, weil diese so schneller und
haufiger ver-/geteilt werden. Fiir solche Beitrage wird der Nutzer dann nicht-monetér durch &ffentlich sichtbare
Likes, Follower etc. entlohnt. Beitrage, die eine hohe Aufmerksamkeit erreichen, werden von den Algorithmen der
Netzwerke als relevant eingeschéatzt und weiterverbreitet. Dadurch wird die Kommunikation so strukturiert, dass
sie fiir diejenigen, die sie fiir ihre Zwecke einsetzen, nicht mehr vollumfanglich kontrollierbar ist. Nicht zuletzt
aufgrund dieser Aufmerksamkeitslogik setzen vor allem Biirgerinitiativen Social Media erfolgreich in erster Linie
zur Mobilisierung ein, wie die Fallbeispiele Viva Viktoria! (Bonn) und PFAFF erhalten — Stadt gestalten! (Kaisers-
lautern) zeigen.
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Digitales Ehrenamt

Neue Intermediare als vermittelnde Instanzen im Kontext von Stadtentwicklung entstehen auch aus einer weite-
ren Form von Birgerengagement. So arbeiten verstérkt Blrgerinnen und Biirger ehrenamtlich daran, offen zu-
gangliche Daten in hilfreiche webbasierte Anwendungen zu Ubersetzen, die das alltagliche Leben in der Stadt
verbessern und eine Beteiligung an Stadtentwicklung erleichtern sollen. In den meisten Fallen sind dies Soft-
wareentwickler und Designer, die aus Freude am Programmieren Anwendungen auf Grundlage offener Daten
entwickeln. Da die offenen Daten hdufig von Kommunen bereitgestellt werden, ist der Bezugsrahmen der An-
wendungen in der Regel stadtisch. Durch die ehrenamtliche Aufbereitung dieser Datensétze in versténdliche und
einfacher zugangliche Formen durch Software-Entwickler und Designer entsteht eine neue Gruppe von Interme-
didren im Kontext digitaler Teilhabe in der Stadtentwicklung: Civic Hacker. Unter dem Begriff des Civic Hacking
wird eine neue Form des ehrenamtlichen Engagements zusammengefasst, das aus dem Zusammenspiel von
technologischen Entwicklungen (zunehmende digitale Vernetzung und Verbreitung des Internets) und dem Trend
zum Selber-Machen (zum Beispiel zunehmender Wille, das eigene Umfeld mitzugestalten) entsteht. Civic Ha-
cking ermdglicht innovative Ansatze und Methoden fiir Mitgestaltung und Teilhabe im urbanen Diskurs und bietet
perspektivisch neue Entwicklungsoptionen fiir Stadtplanung und Verwaltungshandeln (siehe auch Haan/Héffken
2015).

Die als Fallbeispiel untersuchten Open Knowledge Labs sind Katalysatoren dieser Bewegung und als Treffpunkt
und Netzwerk von Civic Hackern ein neuer Akteur im Feld der Stadtentwicklung. Sie entwickeln zu lokalen Be-
langen webbasierte Anwendungen (z.B. Apps), die der stadtischen Allgemeinheit zugutekommen und Teilhabe-
mdglichkeiten erdffnen. Die Labs nehmen dabei eine vermittelnde Rolle ein. Das Ziel ist hier im Unterschied zu
anderen Initiativen nicht, an einem spezifischen Thema oder Projekt der Stadtentwicklung zu arbeiten, sondern
gerade ein Scharnier zwischen Verwaltung, Politik und Blrgerinnen und Biirgern mithilfe von Daten und Software
zu bilden. Perspektivisch kénnte ein sich selbst verstarkender Prozess in Gang kommen. Durch zusétzlich aufbe-
reitete Informationen und Beispielanwendungen kénnten mehr Menschen die vorhandenen, bisher aber schlecht
zuganglichen Daten nutzen. Zugleich kénnte der Druck auf die Freigabe und Aufbereitung von Daten zunehmen.
Dadurch stiinde wieder mehr Material flir die Entwicklung relevanter Anwendung zur Verfligung. Konkret kann
dadurch Biirgerengagement Verwaltungshandeln verbessern und ergénzen. Offentliche Dienstleistungen kdnnen
davon profitieren oder es kénnen neue Kooperationen entstehen.
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3.5 Transparenz - Augenhoéhe schaffen

Transparenz im politischen Diskurs meint, dass etwas 6ffentlich sichtbar werden soll, was zuvor nicht sichtbar
war. In der Regel geht es um Informationen und Daten, die ohne Transparenz nur einem exklusiven Kreis zu-
ganglich waren. Zudem geht es um eine Nachvollziehbarkeit von Debatten und schlielich um die Einflussnahme
auf 6ffentliche Entscheidungen.

Auch im Kontext digitaler Teilhabe in der Stadtentwicklung sind diese Aspekte relevant. Einerseits beinhaltet die
Forderung nach mehr Transparenz, dass mehr Informationen und Daten Uber stadtische Vorhaben friiher oder
uberhaupt verfugbar gemacht werden. Weiterhin soll ersichtlich sein, in welcher Form eine 6ffentliche Debatte
gefthrt wird, wie also die Beteiligung ablauft. SchlieBlich soll ebenfalls deutlich werden, wie nach einer Debatte
politische Entscheidungen getroffen und mégliche Veranderungen umgesetzt werden. Als Ziel der Forderung
nach Transparenz wird haufig formuliert, dass Blrgerinnen und Biirger ,auf Augenh6he® mit Verwaltungen und
Politik agieren kénnen. Der Wissensvorsprung, den Politik und Verwaltungen in der Regel gegeniber der Blrger-
schaft haben, soll abgebaut werden, die Kommunikation offen und die Rechenschaft nachvollziehbar gestaltet
sein.

Die Méglichkeiten, die durch Digitalisierung, webbasierte Medien und die Verbreitung von internetfahigen Mobil-
geraten fiir die Schaffung von Transparenz auf diesen Ebenen entstehen, sind vielféltig und einflussreich. Die
Wege, Informationen, die zuvor nicht sichtbar waren, zu erheben, zu versenden oder zu teilen, sind durch die
Digitalisierung enorm gestiegen. Besonders die Einflihrung des Smartphones, das Kamera, Mikrofon und Com-
puter miteinander verbindet und mobil verfligbar macht, aber auch die weite Verbreitung mobiler Computer hat es
ermdglicht, dass fast von iberall zu jeder Zeit Informationen erstellt und/oder verteilt werden kénnen. Die Infor-
mationen konnen auf Plattformen im Internet bereitgestellt werden — seien es temporare oder dauerhafte Beteili-
gungsplattformen der Verwaltung, Soziale Medien oder spezifische Plattformen wie openPetition oder Leer-
standsmelder.

Diese Plattformen bilden Informationen aktuell ab, aber auch als eine Art Archiv, auf das mithilfe leistungsfahiger
Suchmaschinen zugegriffen werden kann. Dadurch verandern sich gleichzeitig die Moglichkeiten des Abrufens
von Informationen und die Interaktion mit ihnen erheblich. Informationen werden so flr eine breite Gruppe von
Interessierten zeitlich uneingeschrankt zuganglich. Sie sind nicht nur zu festen Amtséffnungszeiten auf Antrag
erhéltlich, sondern rund um die Uhr frei im Netz verfiigbar. Sie liegen in Formaten vor, die leicht gespeichert,
kopiert und verteilt werden konnen.

Informationen und Daten — Transparenz schon vor der konkreten Beteiligung

Die Forderung nach der Freigabe 6ffentlicher Informationen ist eine Forderung, die sich in Deutschland bisher am
deutlichsten im Hamburger Transparenzgesetz niedergeschlagen hat (Behorde fiir Justiz und Gleichstellung der
Freien und Hansestadt Hamburg 2012). Das Land Hamburg hat das Amtsgeheimnis auf den Kopf gestellt. Seit
2012 gilt, dass grundsatzlich alle Informationen der Stadt 6ffentlich sind, es sei denn, dass es ein wichtiges Inte-
resse gibt, eine Verdffentlichung zu verbieten — zum Beispiel den Datenschutz.

Diese Veranderung erfiillt eine wesentliche Forderung der Open Data-Bewegung, namlich die Freigabe von Roh-
daten zu o&ffentlich verfligbaren Informationen statt der Bereitstellung von aufbereiteten und bereits ausgewerte-
ten Statistiken. Hlirden dieser Forderung nachzukommen sind flir Kommunen zum einen rechtliche Fragen — zum
Beispiel nach der Lizenzierung verdffentlichter Daten — aber auch die Sorge, die Interpretationshoheit tiber die
Daten zu verlieren. Im Gegenzug ergeben sich durch die Bereitstellung offener Daten neue Mdglichkeiten der
Nutzung durch Dritte. Innovative Unternehmen kénnen genauso wie Ehrenamtliche und zivilgesellschaftliche
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Initiativen neue Dienstleistungen und Anwendungen gestalten, die gesellschaftlichen Mehrwert schaffen — wie es
im Fallbeispiel zum OK Lab Berlin beschrieben wird.

Die Open Knowledge Foundation als Tragerin der OK Labs stellt in Aussicht, dass die Offnung von Daten es
Blirgerinnen und Burgern ermdglicht, sich informiert an der politischen Entscheidungsfindung zu beteiligen (Open
Knowledge Foundation ohne Datum). Ein groRer Teil der Aktivitaten im Fallbeispiel OK Lab Berlin beruht auf der
Nutzung offener Daten und zielt auf die Herstellung von Transparenz. Beispielsweise werden in der Web-
Anwendung ,Burger baut Stadt* Informationen tber geplante und aktive Bauvorhaben, die zugehdrigen Beteili-
gungsmdglichkeiten und der Bearbeitungsstatus leicht verstandlich auf einer Karte dargestellt. Nutzer kénnen
sich die fir sie relevanten Vorhaben abonnieren und bleiben so auf dem Laufenden. Hier werden aus grundsétz-
lich verfigbaren Daten (Amtsblatt, Ratsinformationssystem) mit unterschiedlichen Aufbereitungen neue Informa-
tionen geschaffen, die fir eine breite interessierte Biirgerschaft lesbar gemacht werden.

Die Lesbarkeit von Informationen fiir interessierte Blirgerinnen und Burger ist neben der generellen Veroffentli-
chung von Daten und Informationen ein zentraler Aspekt von Transparenz. Sind das Verstandnis und die Lesbar-
keit nicht gegeben, stellt sich nicht die gewiinschte Kommunikation auf Augenhdhe ein, sondern Uberforderung
und Frustration. Um komplexe Themen verstandlich zu erklaren, bieten webbasierte Medien die Méglichkeit Vi-
sualisierungen und Animationen einzusetzen. Im Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert wurden verschiedene Pla-
nungsvarianten zum Umbau der Hochstralle in Ludwigshafen mithilfe von zahlreichen Visualisierungen und Vi-
deos auch fir Laien anschaulich gemacht. Gerade der Einsatz von bewegten Bilder kann Interessierten eine
konkrete Vorstellung tiber bauliche Veranderungen bieten — hat aber auch die Macht durch bewusste Gestaltung
des Gezeigten zu beeinflussen.

Die Offenlegung von Daten, die unabhangige Interpretation und die Lesbarmachung von Informationen kénnen in
die jungeren Debatten zu einer neuen ,Kultur der Symmetrisierung” (Nassehi 2016, S. 74 ff.) in der Gesellschaft
eingeordnet werden. Wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen Idsen sich auch im Verhaltnis von Biirgerschaft
zur Politik bestehende Asymmetrien auf und flinren insbesondere bei der jlingeren Bevélkerung zu einer ,inzwi-
schen generalisierten Erwartung von Augenhdhe® (ebd., S. 78) in vielen Lebensbereichen.

Nachvollziehbare Kommunikation

Eine Hauptfunktion von webbasierten Medien in top-down-Beteiligungsprozessen ist neben der eigentlichen
Online-Beteiligung die Dokumentation von Beteiligungsformaten. Egal ob auf stadteigenen oder gemieteten Onli-
ne-Beteiligungsplattformen oder auf Servern von Social Media-Anbietern bietet die Dokumentation einen Aspekt
der Transparenz. So ist auch Jahre nach einem Beteiligungsprojekt noch nachvollziehbar, wer wann was zum
Projekt beigetragen hat oder auch nicht.

Diese Archivfunktion wird von Biirgerinnen und Biirgern und der Verwaltung gleichermalen positiv betont. Im Fallbei-
spiel BOB-SH in Schleswig-Holstein betont ein Verwaltungsmitarbeiter diesen Aspekt besonders: ,Die direkte Doku-
mentation im System spart viel Arbeit und macht Prozesse gut nachvollziehbar.“ Uber die Plattform eingereichte Stel-
lungnahmen sind strukturiert abrufbar und liegen direkt in einer Abwagungstabelle vor. Die Eingaben kénnen sofort
ohne Medienwechsel beantwortet und bei Bedarf 6ffentlich sichtbar gemacht werden, um von anderen Nutzern direkt
mitgezeichnet zu werden. In Interviews mit beteiligten Blirgerinnen und Blirgern am Prozess des Umbaus der Hoch-
strale in Ludwigshafen wurde im Zusammenhang mit dem Aspekt der Dokumentation hervorgehoben: ,Jeder kann
sehen, dass ich diese Frage gestellt habe und welche Antwort ich von der Verwaltung bekommen habe. Auch noch
Jahre spéter.” Diese lang andauernde Speicherung verspricht, dass die Antwort sorgfaltig gegeben wurde und auch
lange Bestand hat — das flihrt zu einem Gefiihl der Sicherheit fiir den Fragensteller. Weiterhin ist die Speicherung der
Frage und der Antwort eine Nachschlagemdglichkeit fir andere Interessierte.
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Gegentber der langfristigen Verfiigbarkeit wurde in diesem Fallbeispiel auch die direkte und schnelle Kommuni-
kation zwischen Verwaltung und Blrger als wichtig fiir die Transparenz eingeschétzt. In den Beteiligungsphasen
auf ludwigshafen-diskutiert.de erfolgte eine Antwort in der Regel innerhalb von 48 Stunden. Von den Inter-
viewpartnern innerhalb der Verwaltung wird dieser Umstand als zentral geschildert, um mit den ,Biirgerinnen und
Birgern auf Augenhéhe zu kommunizieren®.

Ein Nutzen von Transparenz wéhrend der Beteiligung liegt also darin, Diskussionen und Argumente mitverfolgen
und auch noch lange nach der eigentlichen Beteiligungsphase nachverfolgen zu kénnen. Die offene, archivierba-
re Kommunikation in Kombination mit einer Moderation kann ebenso einen positiven Effekt auf die Sachorientie-
rung der Diskussion haben. Im Falle eines Frage-Antwort-Formates oder der einmaligen Abgabe von Stellung-
nahmen kénnen durch Vermeidung von Doppelungen und dank direkter Kommunikation Effizienzgewinne erzielt
werden.

Transparenz der Bearbeitung und der Entscheidungswege

Sowohl Online-Beteiligungsplattformen als auch Blogs und Social Media-Plattformen bieten heute eine Transpa-
renz Uber den Austausch von Argumenten, da die auf ihnen stattfindende Kommunikation in der Regel fir alle
offentlich sichtbar ist. Dauerhafte Beteiligungsplattformen bieten zudem die Mdglichkeit héherer Transparenz
uber die eigentliche Beteiligung hinaus. Am Beispiel der Plattform sag’s doch in Friedrichshafen ist dieser Aspekt
gut nachzuvollziehen. Mithilfe der Plattform kdnnen Nutzerinnen und Nutzer Anliegen an die Stadtverwaltung
richten — das kénnen Hinweise auf Stérungen sein bis hin zu Vorschlagen der Politikgestaltung. Auf der Plattform
wird nicht nur dokumentiert, welches Anliegen wann eingereicht wurde, sondern auch, wann es von welchem Amt
bearbeitet wurde und wie der Bearbeitungsstatus ist. Allerdings wird nicht ersichtlich, welche Mitarbeiterin oder
welcher Mitarbeiter diese Anfrage bearbeitet oder verantwortet. Auch im Beteiligungsverfahren Ludwigshafen
diskutiert wurden wahrend der Online-Beteiligung Beitrage von Biirgerinnen und Biirger im Namen der Stadtver-
waltung beantwortet, ohne dass ersichtlich wurde, welche Mitarbeiter aus welchem Ressort eine Antwort gege-
ben hat. Ein Biirger, der sich in Ludwigshafen beteiligte, zeigte sich im Interview dariiber enttauscht; ,Wenn je-
mand hinter den Antworten steht, kann dieser zum Beispiel bei Vor-Ort-Veranstaltungen angesprochen werden,
was zu einem besseren Versténdnis der Antwort beitragen kann.*

Eine besondere Form der Herstellung von Transparenz wurde im Fallbeispiel Potsdam weiterdenken gewahlt. Im
Rahmen eines mehrstufigen Beteiligungsprozesses zur Erarbeitung eines stadtischen Leitbildes kam als beson-
deres Format die Textannotation zum Einsatz. Diese ermdglichte es den Nutzerinnen und Nutzern, den Leitbild-
entwurf direkt am Text zu kommentieren, um Ideen, Anderungen und Ergénzungen vor der Fertigstellung des
Leitbildes einzubringen. Durch diese gemeinsame Bearbeitung des Leitbildentwurfs wurde fiir alle nicht nur eine
Informationsgleichheit zum spateren Ergebnis ermdglicht, sondern es gab die Méglichkeit einer Mitautorschaft.
Das Ringen um Formulierungen und deren Interpretation erzeugte hier neben einer inhaltlichen Transparenz
auch eine Transparenz dariiber, dass ein Prozess, in dem es um die Integration unterschiedlicher Interessen und
Sichtweisen geht, mitunter schwierig sein kann.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt von Transparenz im Kontext von Beteiligungsverfahren betrifft weniger Informa-
tionen in der Sache als die Transparenz (iber das Verfahren selbst. Im Speziellen geht es bei Verfahrenstranspa-
renz darum deutlich zu machen, welche Wege die Beteiligungsergebnisse nehmen und wie letztendlich eine
Entscheidung zustande kommt. Dazu gehdrt es auch die Grenzen der Einflussnahme und die Spielregeln des
Beteiligungsprozesses darzulegen.

Das Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert betrifft eine Vielzahl von Akteuren und ist im Ausmal} der Stadtumgestal-
tung, dem finanziellen Volumen des Vorhabens und der Dauer des Beteiligungszeitraum betrachtlich. Die Inter-
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viewpartner von Seiten der Stadt haben aus diesen Griinden deutlich gemacht, wie wichtig ihnen ein transparen-
tes Verfahren und eine transparente Kommunikation sind. Zentrales Instrument dafir ist die permanente Aktuali-
sierung der Plattform ludwigshafen-diskutiert.de, auf der alle wichtigen Dokumente, Planungsschritte und Ent-
scheidungen — inklusive Links ins Ratsinformationssystem — einsehbar sind. Auf der Plattform findet sich auch ein
Uberblick, der tiber den zeitlichen Ablauf und die Formate der Beteiligung, iiber die Auswertung der Ergebnisse
und die Zustandigkeiten der Entscheidung aufklért. Im online verfligbaren Auswertungsbericht der ersten Beteili-
gungsphasen wird ersichtlich, welche Perspektiven im Beteiligungsprozess aufgekommen sind. Dieser Bericht
wurde den Abgeordneten zur Vorbereitung ihrer Beratung vorgelegt.

Auch das Ablegen von Rechenschaft tiber getroffene Entscheidungen kann vom Einsatz webbasierter Medien
profitieren. Ebenfalls im Fallbeispiel Ludwigshafen diskutiert wurde eine Stadtratsentscheidung in einem Video-
Interview mit dem Stadtvorstand direkt nach der Sitzung erlautert. Das 13-mintitige Video (Stadt Ludwigshafen
2015) wurde zwei Tage nach der Entscheidung im Marz 2014 auf Youtube veréffentlicht und bisher 590 mal
(Stand September 2017) aufgerufen. Im Interview wurde die Oberbiirgermeisterin auch mit dem in der Zivilgesell-
schaft aufgekommenen Vorwurf der Scheinbeteiligung konfrontiert, da in der abgeschlossenen Beteiligungsphase
keine Entscheidungsvarianten mehr zur Abstimmung gestellt wurden — im Unterschied zu einer friiheren Phase.
Daraufhin hat die Oberblirgermeisterin noch einmal das Verfahren und die Ziele dieser abgeschlossenen Phase
dargelegt.

Vorteile eines transparenten Beteiligungsprozesses ergeben sich fir verschiedene Seiten. Gelingt es dem Pro-
zess alle Blickwinkel zu integrieren und alle relevanten Informationen zu Tage zu férdern, erhdhen sich die Chan-
cen auf einen gut informierten politischen Abwagungs- und Entscheidungsprozess. Darauf aufbauend wiederum
lasst sich eine Entscheidung fiir Politikerinnen und Politiker nachvollziehbarer begriinden und fiihrt im besten Fall
zu einer besseren fachlichen Umsetzung des Vorhabens. Wenn nachvollziehbar begriindet ist, weshalb bestimm-
ten Interessen der Vorzug vor anderen gegeben wurde, kann das wiederum fiir ein besseres Verstandnis unter
den Biirgerinnen und Blirgern filhren — wenn auch nicht fiir das Ergebnis, wenn es den eigenen Interessen wi-
derspricht, so vielleicht doch fiir den komplexen Abwéagungsprozess in der Sache.

Transparenz und Vertrauen

Die vielfaltigen Moglichkeiten mithilfe webbasierter Medien, Daten und Informationen offen zu legen und ver-
standlich zu machen sowie Kommunikation zu ermdglichen und zu dokumentieren werden auch als Méglichkei-
ten wahrgenommen, Vertrauen zwischen Politik, Verwaltung und Birgerinnen und Biirgern herzustellen oder zu
starken. Bei einer angenommenen neutralen Ausgangsposition ist ein transparentes und ehrlich gestaltetes Be-
teiligungsverfahren sicher die beste Voraussetzung, um Akzeptanz und Vertrauen fiir einen Beteiligungsprozess
zu schaffen. Die Einflussfaktoren flr ein Vertrauensverhéltnis — gerade auch Uber ein konkretes Verfahren hinaus
- sind aber wesentlich umfassender.

Wahrend Transparenzbemiihungen sich haufig als ein Offenlegen von Informationen und Daten darstellen, wird
Vertrauen in einem langeren gegenseitigen Prozess geschenkt. Wenn ein Vertrauensverhéltnis Schaden ge-
nommen hat oder noch nicht existiert, kann Transparenz im politischen Handeln auch kritisch gesehen werden.
Han (2011, ohne Seitenangabe) weist auf den komplexen Zusammenhang von Vertrauen, Transparenz, Kontrolle
und politischem Handeln hin: ,Gerade da, wo das Vertrauen schwindet, wird der Ruf nach mehr Transparenz
laut. Da aber kein Vertrauen mehr da ist, wird sie allein durch Kontrolle erreicht. (...) Das politische Handeln ist
ein strategisches Handeln auf eine Zukunft hin. Die Offenlegung der Intentionen und der Pléne zerstort diese
Zukunft‘. Mehr Transparenz flihrt demnach nicht automatisch zu mehr Vertrauen. Welche Art von Transparenz
einen Beteiligungsprozess zur Stadtentwicklung unterstltzt und welche Formen eventuell auch hinderlich sein
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kénnen, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Der Hinweis, dass gerade fiir die Entwicklung von trag-
fahigen Ideen zur Stadtentwicklung ein vor éffentlicher Diskussion geschutzter Raum erforderlich sein kann, sollte
in der weiteren Debatte um Transparenz berUcksichtigt werden.

3.6 Ressourcen - Kommunikation im Internet ist nicht kostenlos

Existierende Social Media-Plattformen von Drittanbietern wie Twitter oder Facebook, die kostenfrei nutzbar sind,
kdnnen die Kommunikation in Verfahren der digitalen Teilhabe erheblich erleichtern. Das bedeutet jedoch nicht,
dass fir die gesamte Kommunikation tber solche oder andere webbasierte Medien die Kosten gering(er) sind.
Nutzt eine Verwaltung oder eine Initiative der Zivilgesellschaft eine webbasierte Plattform oder einen Social-
Media-Kanal, muss sie ihn regelmaRig betreuen, wenn das gewlinschte Kommunikations- oder Dialogziel erreicht
werden soll. Dies gilt ebenso fiir die eigene Website, die zusétzlich noch technische Kosten (fir das Speichern
auf eigenen oder fremden Servern sowie Softwarebetreuung) verursacht, wie fir eine spezielle webbasierte Be-
teiligungsplattform — etwa in den Fallbeispielen in Ludwigshafen, Potsdam oder Friedrichshafen. Im Fall der lan-
desweiten Plattform BOB-SH zur webbasierten Unterstitzung der formalen Bauleitplanverfahren wurde von ei-
nem kommunalen Vertreter formuliert: ,Wenn das Land das nicht bezahlen wiirde, hétten wir das wohl nicht ein-
gesetzt”.

Generell kénnen fiir die Nutzung von webbasierten Medien in Stadtentwicklungsprozessen Sach- und Personal-
kosten anfallen. Unabhangig von den Akteursgruppen sind zum ersten sowohl Hardware als auch Software er-
forderlich, fir die Investitions- oder/und Nutzungskosten anfallen kénnen. Zum zweiten werden Personen ge-
braucht, die Uber ausreichende konzeptionelle Expertise (zur Inwertsetzung einer webbasierten Losung im Sinne
der Beteiligungsziele), technische Expertise (zur konkreten technischen Bereitstellung oder Konfiguration einer
webbasierten Losung) und redaktionelle Kenntnisse (zum Beispiel zur inhaltlichen Aufbereitung von Fach- und
Prozessinformationen) verfiigen. Uber diese Expertise hinaus sollten die Personen Erfahrungen aus der Stadt-
entwicklung mitbringen, um die Verfahren auch inhaltlich angemessen begleiten zu kdnnen.

Jene Personen, die Prozesse der digitalen Teilhabe konzipieren und unter Nutzung der gekauften oder gemiete-
ten Hard- und Software umsetzen, kénnen bei den jeweiligen Akteuren beschéftigt sein oder als Dienstleistung
bei externen Anbietern eingekauft werden. Manche Stadtverwaltungen bauen eigene kleine Abteilungen fiir die
Biirgerbeteiligung auf, die aber in der Regel nicht so groR sind, dass sie einen Beteiligungsprozess alleine konzi-
pieren und umsetzen kénnen. Sie koordinieren deshalb externe Dienstleister, die eigens fiir die Durchfiihrung
einzelner Beteiligungsprojekte beauftragt werden. Bevor Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung mit den
webbasierten Verfahren arbeiten, bedarf es einer Verwaltungsspitze, die der Einfiihrung dieser Verfahren gegen-
lber aufgeschlossen ist und ihren Einsatz fordert. Fiir die Beauftragung von Agenturen, die den Beteiligungspro-
zess mit ihrer Erfahrung und ihrem Know-how durchfithren, sind zudem Finanzmittel bereitzustellen. Biirger-
schaftliche Initiativen greifen haufig auf ehrenamtliche Fachleute zuriick, die sich fir die jeweilige Sache engagie-
ren wollen.

Die Durchfiihrung des crossmedial angelegten Beteiligungsverfahrens zur Sanierung einer HochstralRe in Lud-
wigshafen wurde beispielsweise von den Mitarbeitern der stadtischen Verwaltung als aufwandig beschrieben.
Schon vor dem eigentlichen Beteiligungsprozess mit der Biirgerschaft waren innerhalb der Verwaltung viele Fra-
gen zur crossmedialen Konzeption, Organisation und Finanzierung eines solchen Vorhabens zu klaren, die per-
sonelle Kapazitaten gebunden haben und Umschichtungen innerhalb bestehender Aufgaben erforderlich mach-
ten. Dies galt erst recht fir die Durchfilhrung des Verfahrens, bei dem die Verwaltung viele Fragen, die sowohl
aus den Vor-Ort-Angeboten als auch iber die Online-Projektplattform eingingen, bearbeiten und beantworten,
neue Ideen priifen und Vorschlage aufnehmen oder verwerfen musste. Bei der Einrichtung der stadtischen
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Anliegenmanagement-Plattform sag’s doch in Friedrichshafen gab es im Vorfeld Bedenken, wie mit einem plotzli-
chen Ansturm von Meldungen auf der Webseite umzugehen sei. Es seien daher Vorkehrungen getroffen worden.
So gebe es eine Art ,Notfallknopf*, der sicherstellen soll, dass im Fall eines nicht zu bewaltigenden Ansturms auf
die Plattform diese mit Hinweis auf die Uberlastung kurzfristig vom Netz genommen werden konne. Bisher sei ein
solcher Fall aber nicht eingetreten. Der Erfolg der Plattform duRert sich in zunehmenden Nutzerzahlen. Dadurch
steigt der Aufwand fiir die Bearbeitung. Eine Anpassung der Ressourcen sei jedoch bisher nicht vorgenommen
worden. Die Stadt Kaiserslautern und die Projektentwicklungsgesellschaft fir das PFAFF-Areal verzichteten in
ihrem mehrstufigen Beteiligungsverfahren im Jahr 2016 bewusst auf den Einsatz der webbasierten Medien, weil
sie den Aufwand als zu groR® einschéatzten.

Es bedarf also innerhalb der Verwaltung Personals, das in der Lage ist, sowohl konzeptionell als auch praktisch
mit webbasierten Medien umzugehen. Eigene Beitrdge mlssen geschrieben und fremde gelesen werden, Ent-
scheidungen uber Likes und Follower sind zu treffen. Dies sollte méglichst zeitnah und idealerweise nicht nur zu
klassischen Birozeiten geschehen, wenn man sich entwickelnde Diskussionen beeinflussen will. Die Geschwin-
digkeit in der Kommunikation ist bei der Nutzung der webbasierten Medien hoch. Diskussionen (ber eigene und
fremde Beitrage auf Twitter, Facebook oder auf einer eigens zur Verfligung gestellten Partizipationsplattform, die
fur die eigene Kommunikation wichtig sind, kdnnen in nur wenigen Stunden die Grundlagen der Arbeit verandern.
So konnen etwa in nur kurzer Zeit, in denen ein Account oder ein Diskussionsforum nicht beobachtet wird, zahl-
reiche Reaktionen eingehen, die (dann) nicht kontrolliert werden kdnnen und eine eigene Dynamik entfalten. Der
Umfang von Reaktionen auf eigene Online-Aktivitaten ist nur schwer abzuschatzen. Wenn eine Verwaltung oder
Initiative auf ein Beteiligungsangebot eine unerwartet hohe Reaktion erhélt, fallt es oft schwer, den damit verbun-
denen Aufwand zu bewaltigen. So berichten Verantwortliche in diesem Zusammenhang von hohem Arbeitsein-
satz, der zum Teil in Uberstunden (Verwaltung) oder Nachtarbeit (Initiativen) geleistet wurde.

Die Vertreter einer interviewten Initiative berichteten zudem, dass der Aufruf zu einer Demonstration aufgrund der
Geschwindigkeit in den Sozialen Medien ,etwas au8er Kontrolle geraten” sei. Es ging hier nicht um die Reaktion
Anderer in den Sozialen Medien auf eigene AuRerungen, sondern um eine eigene, schnell geschriebene und
versandte Anderung einer lang angekiindigten Demonstration. Die Organisatoren wollten die schon vorhandene
Mobilisierung fiir inr Projekt dazu nutzen, auch gegen ein anderes Stadtentwicklungsprojekt Position zu beziehen:
,Wir dachten, das kénnen wir doch schnell machen.” Die Reaktion vieler Teilnehmerinnen und Teilnehmer sei
nicht sehr positiv gewesen. Ein Innehalten zur Reflexion vor dem Versand hatte jedoch den Ablauf beeintrachtigt
und mehr zeitliche Ressourcen gebunden.

Je nachdem, wie ausgepragt das Bedirfnis nach Kontrolle der Kommunikation bei Nutzern webbasierter Medien
ist, miissen Ressourcen aufgebracht werden, die den Aufwand zur Planung und Umsetzung des eigenen Kom-
munikationswunsches deutlich tibersteigen kénnen. Auch wenn Gesprachspartnerinnen und -partner von Verwal-
tungen (Ludwigshafen, Potsdam, Friedrichshafen), die eigene Beteiligungsplattformen einsetzen, berichteten,
dass die Qualitat der Beitrédge in der Regel hoch und der Missbrauch gering sei, liefert diese Erfahrung keine
Sicherheit fiir das nachste Projekt und gilt so auch nicht fiir die Nutzung externer Social Media-Plattformen.
Grundsétzlich kann eine sichtbare Online-Moderation bei Online-Beteiligungsverfahren — etwa bei dem Projekt
Ludwigshafen diskutiert — hilfreich sein. Eine solche Moderation kann Nutzerbeitrage, die gegen die Dialogregeln
(Netiquette) verstoRen, durch Kommentare sanktionieren oder bei groben Regelverstofien auch ausblenden.

Online-Beteiligung ist also weder fiir die Verwaltungen noch fir die Initiativen kostenlos — selbst dann, wenn
einige externe webbasierte Plattformen oder Dienste auf den ersten Blick kostenlos zur Verfligung stehen.

Da im Vorfeld schwer einzuschatzen ist, auf welche Resonanz ein neues Beteiligungsangebot der Verwaltung
oder einer Initiative aus der Zivilgesellschaft trifft, ist der erforderliche Aufwand nur schwer zu kalkulieren.
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Eine vergleichende quantitative Aufbereitung der entstehenden Kosten fir digitale Verfahren fehit. Sowohl fir
Verwaltungen als auch fir Initiativen der Zivilgesellschaft waren beispielhafte Aufbereitungen auch im Zeitverlauf
(Vorbereitung, Umsetzung, Nachbereitung) hilfreich, um zukiinftige Projekte besser abschatzen zu kénnen.

3.7 Effizienz — Automatisierung und Kostensenkung

Mdgliche Effizienzgewinne sind einer der groRten Treiber im Feld der Digitalisierung. Ziel ist es, mit dem gleichen
Mitteleinsatz mehr zu erreichen beziehungsweise weniger flr das gleiche Ergebnis einsetzen zu missen. Die Vir-
tualisierung und Automatisierung sind zwei Aspekte der Digitalisierung, die zur Effizienzsteigerung beitragen. Virtua-
lisierung bedeutet, Gegenstande oder Verfahren so zu beschreiben, dass sie von Computern bearbeitet werden
kénnen. Diese Beschreibungen (etwa Dateien mit Karten, Grafiken, Texten, Musik, Videos, Fotos oder Program-
men) kénnen dann von Computern automatisch nach festgelegten Regeln kopiert, versandt oder verandert werden.
Durch die Automatisierung von Informationsbereitstellung und -verteilung entfallen im Bereich der Stadtentwicklung
beispielsweise zahlreiche Arbeitsschritte, die bei einer reinen Offline-Beteiligung notwendig sind.

Insbesondere bei standardisierten Verfahren wie der Bauleitplanung kann bei Einsatz der webbasierten Medien
auf immer wiederkehrende Prozessschritte — wie zum Beispiel den Versand von umfangreichen Unterlagen an
die Trager offentlicher Belange — verzichtet werden. Die notwendigen Unterlagen werden digitalisiert, also in
computerlesbare Dateien tibersetzt, und entweder auf einem zentralen Speicher abgelegt und/oder elektronisch
versandt. Dies reduziert sowohl laufende Sachkosten als auch Personalkosten auf Seiten der 6ffentlichen Hand.
Allerdings bedarf es einer Investition in Anlagen und Software, die die digitale Speicherung und den Versand
ermoglichen.

,Wir sparen da eine Menge Arbeit", so die Einschatzung zum Online-Beteiligungsverfahren BOB-SH in Schles-
wig-Holstein. Gerade in diesem Fallbeispiel wurde das Thema der Effizienz stark betont, wenngleich die involvier-
ten Akteure hier unterschiedliche Ziele verfolgen. Wahrend das Land ein Interesse daran hat, dass eine mdglichst
einheitliche Plattform fiir die Online-Beteiligung existiert, um die Trager der 6ffentlichen Belange in den Bauleit-
planverfahren zu entlasten, haben die Kommunen ihre eigene Arbeitsbelastung und Finanzlage im Blick. Die
Méglichkeit, Burgerinnen und Birger am Bauleitplanverfahren online zu beteiligen, ist hier eher ein Zusatzaspekt,
der sich aus der Digitalisierung von Verwaltungsablaufen im Rahmen dieses Verfahrens ergibt. Unabhangig da-
von betonen die Befragten im Fallbeispiel BOB-SH, dass das Verteilen von Information, das Einsammeln von
Stellungnahmen sowie die Dokumentation des Prozesses mithilfe webbasierter Medien effizienter umgesetzt
werden kénnen.

Diese Elemente spielen bei allen anderen betrachteten Fallbeispielen eine vergleichbare Rolle. Im Bonner Bei-
spiel Viva Viktoria! und bei PFAFF erhalten — Stadlt gestalten in Kaiserslautern verteilen die Blirgerinitiativen ihre
Positionen, sammeln Likes, Retweets und Kommentare ein und dokumentieren den Prozess mittels webbasierter
Medien — in einem Umfang und einer Qualitat, die ohne den Einsatz webbasierter Medien nicht vorstellbar wére.
Ahnliches gilt fiir die Miinchner urbanauten, die ohne digitale Medien nicht so viele Menschen mit einem ver-
gleichbaren Aufwand fiir inre Veranstaltungen gewinnen kénnten. Die Stadt Ludwigshafen hatte einen wesentlich
héheren Aufwand treiben miissen, um mit Blrgerinnen und Birgern Gber Varianten ihrer neuen Stadtstrale aus-
schlieBlich offline ins Gesprach kommen zu kénnen. Eine standig verfligbare Dokumentation des Planungspro-
zesses lieRe sich ohne webbasierte Medien kaum vorstellen. Auch bei sag’s doch, dem Anliegenmanagement

in Friedrichshafen, ist das Einsammeln von Blrgeranliegen, das Verteilen der Information zum Bearbeitungs-
stand und zur Entscheidung sowie die Dokumentation ohne webbasierte Medien nicht mit gleichem Aufwand
leistbar. Im OK Lab Berlin schlieBlich wird selbstverstandlich auch ortsunabhéngig gemeinsam an Programmen
gearbeitet. Diese Erleichterung der Kollaboration ohne gleichzeitige physische Anwesenheit am gleichen Ort
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spielt ebenso bei der gemeinsamen Bearbeitung von Texten im Fallbeispiel Potsdam weiterdenken eine wichtige
Rolle und geht (iber das Verteilen, Einsammeln und Dokumentieren noch hinaus.

Grundsatzlich verursacht der Einsatz webbasierter Medien Zusatzkosten, wenn diese ergéanzend zu anderen
Beteiligungsformaten eingesetzt werden. Wie bereits ausfihrlicher beschrieben, ist das in allen untersuchten
Beispielen der Fall. Nur in Fallen, in denen man den Einsatz webbasierter Medien als Ersatz fiir Offline-Medien/
-Verfahren vorsieht, kann der Effizienzvorteil auch absolut die Kosten senken.

Eine genaue Abschatzung von Aufwand und Ertrag bezogen auf die Nutzung webbasierter Medien ist nur schwer
mdglich. Dies gilt auch fir die untersuchten Beispiele im Rahmen dieser Studie. Diese Einschatzung findet sich
ebenfalls in der Begriindung der Bundesregierung zur Anderung des Baugesetzbuchs fiir das Einstellen der
dffentlich auszulegenden Unterlagen in das Internet im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung. Dort wird festge-
stellt, dass die standardisierte Erstellung und Bereitstellung zwar Kosten und Aufwande im Rahmen der spateren
Verwendung innerhalb der Kommunen erspart, dass aber der Mehraufwand der Kommunen nicht bezifferbar sei
(Bundesregierung 2016). Aufwande in Euro und Arbeitsstunden miissten mit Ertragen in der Beteiligungsqualitét
und -quantitat, in der Transparenz und der Dokumentierbarkeit in Beziehung gesetzt werden. Qualitativ gehen die
Aussagen aller Gesprachspartnerinnen und -partner jedoch in die Richtung, dass eine Alternative zum Online-
Angebot nicht gesehen wird. Online-Kommunikation wird als gesellschaftlicher Standard empfunden, hinter den
man nicht zurtickgehen will. Implizit wird in den Aussagen der zivilgesellschaftlichen Initiativen deutlich, dass
ohne den Effizienzgewinn durch Digitalisierung die eigenen Aktivitaten besonders in der Mobilisierung und Infor-
mation nicht so erfolgreich hatten umgesetzt werden kdnnen.

Die Verwaltung erzielt derzeit besonders in standardisierbaren Verfahren einen Effizienzvorteil, in dem sie wie-
derkehrende Arbeiten virtualisieren und automatisieren kann. Hier findet ein Ersatz von Tatigkeiten durch die
Digitalisierung statt. Bei nicht-standardisierten Vorgangen (informelle Beteiligung in Stadtentwicklungsprozessen)
erhoht sich durch den zusatzlichen — mit einem Offline-Verfahren verbundenen — Online-Kanal wahrscheinlich
der Output (qualitativ hochwertigere Beitrage, bessere Einbindung der Bevolkerung) und verringern sich in der
Regel einige Aufwande (Zusammenstellung von Beitragen, Dokumentation). Das theoretische Problem, dass
durch den geringen Aufwand zur Beteiligung tGibermaBig viele inhaltliche Beitrage zu verarbeiten waren oder
durch anonyme Postings die Qualitét der Beitrége sinkt, wurde in den Fallbeispielen nicht beobachtet.

Ob die Effizienzgewinne die jeweilige Investition aufwiegen, ist eine wichtige und schwer zu beantwortende Fra-
ge. Da ein Teil der Effekte in der Regel nicht zu quantifizieren ist (Beteiligungsqualitat), ist ein direkter Vergleich
von Nutzen und Kosten in konkreten Projekten kaum mdglich. Ein solcher Vergleich ist letztlich nur politisch mog-
lich, da die Entscheidung, wie wertvoll eine hohere Beteiligungsqualitat oder eine bessere Information der jeweili-
gen Zielgruppe ist, eine normative Entscheidung ist.
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4. Webbasierte Medien und Urban Governance — Schlussfolgerungen zu neuen
Moglichkeiten und Herausforderungen

4.1 Verbreitung, Moglichkeiten und Herausforderungen

Der Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung ist inzwischen ein Alltagsph&nomen. Crossmedialitat
und Soziale Medien beschreiben dabei das mediale Feld, in dem Stadtentwicklungsprozesse heute stattfinden.
Sowohl Kommunalverwaltungen als auch biirgerschaftliche Gruppen nutzen webbasierte Medien, um Stadtent-
wicklungsprozesse zu gestalten. Sie werden in der Regel zusétzlich zu Offline-Formaten eingesetzt und mit die-
sen inhaltlich kombiniert. Bei der Nutzung Sozialer Medien fir eigene Projekte tun sich allerdings Blrgerinitiativen
wesentlich leichter als 6ffentliche Verwaltungen. Da der zusatzliche Einsatz webbasierter Medien auch zusatzli-
chen Aufwand erzeugt, werden sie von kommunaler Seite bevorzugt bei politisch bedeutsamen Projekten ge-
nutzt.

Der Einsatz webbasierter Medien macht eine Mitwirkung tiber Offline-Formate aber keineswegs obsolet. Verwal-
tungen und Birgerinitiativen wollen auch diejenigen mitnehmen, informieren oder tberzeugen, die sich (noch)
nicht Uber webbasierte Medien informieren, sondern dies wie schon vor der Zeit des Internets (nur) tiber die ge-
druckte Tageszeitung oder Versammlungen flir Blrgerinnen und Birger tun. Zudem haben Offline-
Veranstaltungen und Online-Veranstaltungen in der Wahrnehmung der Menschen andere Qualitten. Von Ange-
sicht zu Angesicht (Face-to-Face) miteinander zu kommunizieren, wird von vielen als persénlicher und reichhalti-
ger wahrgenommen als etwa ein Skype-Interview, ein Chat oder der Austausch von Kommentaren und Likes auf
Plattformen. Entscheidend fiir gelingende Kommunikation ist jedoch nicht die Frage online oder offline, sondern
die Qualitat des Prozesses. Eine gelungene Kombination aus synchroner und asynchroner sowie reichhaltiger
und reduzierter Kommunikation ermdglicht Vielen eine Beteiligung.

Mit Blick auf die unterschiedlichen Auswirkungen rechtlicher Vorschriften auf Kommunalverwaltungen und
Blrgerinitiativen zeigt sich, dass die offentliche Verwaltung in verschiedenen Rechtsgebieten (beispielsweise im
Vergabe- oder Arbeitsrecht) engeren gesetzlichen Rahmenbedingungen unterliegt als zivilgesellschaftliche Initia-
tiven. Hieraus folgen vor allem Grenzen der Flexibilitat beim Einsatz webbasierter Medien. Zudem — wie im Kapi-
tel Ressourcen dargestellt — ist Kommunikation im Netz nicht kostenlos, auch wenn das manchmal so scheint.
Selbst ohne den Einkauf einer Beteiligungsplattform oder gar der umfangreichen Programmierung einer solchen
ist fir die Kommunikation im Internet Know-how und Personal erforderlich. Hinzu kommt, dass aus der Verkniip-
fung von Online- und Vor-Ort-Formaten neue Anforderungen an die Gestaltung crossmedialer Verfahren erwach-
sen, die nicht ohne Auswirkungen auf Ressourcen bleiben. Know-how zur Organisation und Durchflihrung von
Beteiligung in der Kombination von Online- und Offline-Instrumenten, also crossmedial, ist grundsatzlich weder in
Kommunalverwaltungen noch in Burgerinitiativen vorhanden. Hier haben sich neue Intermediare gebildet, die
als Vermittler auftreten, den jeweiligen Prozess organisieren und durchfiihren und damit Einfluss auf Beteili-
gungsmdglichkeiten und das Miteinander der Akteure nehmen.

Transparenz und Effizienz schliellich sind zwei Haupteffekte und gleichzeitig -motive des Einsatzes von web-
basierten Medien in der Stadtentwicklung. Transparenz dient vor allem der Schaffung von Augenhdhe unter-
schiedlicher Akteure bei der Kommunikation tiber ein Projekt. Wenn alle Beteiligten die gleichen Informationen
haben und auch die Entscheidungswege klar sind, kann auf Projektionen und Unterstellungen in einer Auseinan-
dersetzung (iber unterschiedliche Interessen verzichtet werden. Transparenz (iber vorliegende Informationen
kann ebenfalls ein Element zur Erhéhung von Effizienz sein. Wenn bekannt ist, welche Informationen wo vorhan-
den sind, ist ein Zugriff leichter als bei Unklarheit Gber Existenz und Ort. Die Effizienzsteigerung, die dem Einsatz
von digitalen Instrumenten gerne zugeschrieben wird, wird vor allem durch Virtualisierung und Automatisierung
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erreicht. Das Abbilden von Prozessen in computerlesbaren Dokumenten und deren automatisierte Bearbeitung
erspart die Wiederholung standardisierter Aufgaben — wie am Beispiel der Beteiligung der Trager offentlicher
Belange in der Bauleitplanung zu sehen ist. Der zusatzliche Einsatz von webbasierten Medien, der nicht Offline-
Verfahren oder -Formate durch Online-Elemente ersetzt, sondern erganzt, erfordert auch zusatzliche Ressour-
cen. Inwieweit ein zusatzlicher Nutzen diese zusatzlichen Kosten rechtfertigt, ist politisch zu entscheiden.

Ein besonderer Nutzen lasst sich durch den Einsatz webbasierter Medien in folgenden Aspekten beobachten:

Webbasierte Medien verfiigen Uber das Potenzial einer hohen Reichweite zur Informationsvermittlung,
da die Informationen auf einer Webseite von allen Menschen mit Zugang zum Internet abgerufen wer-
den konnen.

Aus demselben Grund verfiigen webbasierte Medien tiber ein groRes Potenzial fir Riickmeldungen zu
vermittelten Informationen.

Die potenziell hohe Reichweite wird durch eine ortsunabhangige ebenso wie —im Falle der asynchronen
Kommunikation - zeitunabhangige Mdglichkeit von Informationsaufnahme und Riickmeldung erméglicht,
soweit eine Netzanbindung vorhanden ist.

Webbasierte Medien verfiigen zudem Uber eine niedrige Nutzungsschwelle, sobald ein Netzzugang und
eine Grundkompetenz im Umgang mit ihnen vorhanden sind. Viele standardisierte Angebote zum Zu-
gang sind zu geringen Kosten oder sogar kostenfrei zugénglich. Das tragt ebenfalls zur hohen Reichwei-
te fur Information und Riickmeldungen bei.

Durch die grundsatzlich standige Verfligbarkeit und potenziell unbegrenzte Zahl von Nutzerinnen und
Nutzern kann die Kommunikation in webbasierten Medien eine hohe Geschwindigkeit entwickeln.

Durch den Einsatz von webbasierten Medien erhohen sich die Moglichkeiten der inhaltlichen Vernetzung
von Themen und Personen unter- und miteinander. Dadurch kénnen verfligbare Informationen angerei-
chert und weiterentwickelt werden.

Im Rahmen von webbasierten Medien existieren zahlreiche Kollaborationsinstrumente, die die Weiter-
entwicklung von Informationen zusétzlich erleichtern.

Durch webbasierte Angebote werden Automatisierungsméglichkeiten erdffnet, die sowohl eine Struktu-
rierung als auch eine Dokumentation von Informationen erleichtern. Zukinftig knnen auch Teile der In-
teraktion durch automatisierte Programme (Social Bots) ermdglicht werden.

Die Kombination der genannten Nutzenaspekte (Zuganglichkeit, Reichweite, Geschwindigkeit, Informa-
tionsanreicherung, Automatisierung) kann zu Effizienzvorteilen fiihren. Dies ist jedoch von der jeweiligen
Zielformulierung und Ausgestaltung abhangig.

Den genannten Nutzenaspekten stehen besondere Herausforderungen durch den Einsatz webbasierter Medien
gegendber:

Erfolgt der Einsatz von webbasierten Medien als Zusatz zu bisher genutzten Offline-Formaten, entste-
hen zusatzliche Bedarfe an Ressourcen. Erfolgt der Einsatz als Ersatz von bisher genutzten Offline-
Formaten, ist je nach Ausgestaltung durch Effizienzgewinne eine Einsparung von Ressourcen denkbar.
Werden webbasierte Medien zur Kommunikation in der Stadtentwicklung eingesetzt, ist eine standige
Beobachtung der daraus resultierenden Riickmeldungen erforderlich.

Im Falle des Auftauchens unerwiinschter Riickmeldungen ist eine schnelle Reaktion erforderlich, um ei-
ne Ausbreitung dieser Nachrichten durch die Vermittlung eigener Positionen zumindest beeinflussen zu
konnen.
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¢ Die oben genannten Potenziale der Reichweite und Vernetzung sind fir die eigenen Kommunikations-
ziele dann besonders nutzbar, wenn ein aktives Community Management betrieben wird, also die Ziel-
gruppen der eigenen Kommunikation dauerhaft und standig in gutem Kontakt gehalten werden, sodass
sie fiir neue Kommunikationsanlasse ansprechbar sind.

¢ Die netzwerkbasierte Interaktion webbasierter Medien beguinstigt Organisationen mit einer entsprechen-
den Struktur. Die oben genannte Herausforderung standiger Beobachtung von Kommunikation und ge-
forderter kurzer Reaktionsgeschwindigkeiten sind in dezentralen Netzwerkstrukturen einfacher umzuset-
zen als in zentralen hierarchischen Organisationen.

e Um die Nutzenpotenziale im Rahmen der geschilderten Herausforderungen bewéltigen zu kénnen, ent-
steht eine Abhangigkeit von neuen Intermediaren, die die ,Software" der webbasierten Medien bereit-
stellen und managen konnen.

¢ Die genannten Aspekte der dauerhaften Betreuung der eigenen Zielgruppen, der netzwerkbasierten
Struktur webbasierter Medien und der Erfordernis der Einbindung neuer Intermediére fihren zum Bedarf
der Qualifizierung im Umgang mit webbasierten Medien — mindestens in einem Umfang, dass die quali-
fizierte Steuerung externer Anbieter ermdglicht.

o Der niedrigschwellige Zugang zur Nutzung webbasierter Medien ermdglicht grundsétzlich auch ihren
leichteren Missbrauch. Das gilt sowohl inhaltlich (durch Einbringen von Spam oder extremistischen Posi-
tionen in die Diskussion) als auch technisch (durch kriminelle Angriffe auf die Integritat von Systemen).
In den Fallbeispielen wurde ein solcher Missbrauch zwar nicht beobachtet, je héher dieses Risiko aber
subjektiv eingeschétzt wird, desto umfangreicher sind Vorkehrungen fiir ein Risikomanagement zu ge-
stalten.

4.2 Urban Governance

Der Einsatz webbasierter Medien bleibt nicht folgenlos flir das Zusammenspiel der verschiedenen Akteure in der
Stadtentwicklung und die Aushandlungsprozesse Uber stadtentwicklungspolitische Themen. Folgende Thesen
lassen sich auf Grundlage der Ergebnisse formulieren, wie die Nutzung webbasierter Medien die Governance in
den Stadten verandert.

Einflussnahme der Zivilgesellschaft wachst

Durch den Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung erhalten Akteure der Zivilgesellschaft groRere
Einflussmaéglichkeiten auf Prozesse der Stadtentwicklung. Zivilgesellschaftliche Akteure nutzen webbasierte Me-
dien umfangreicher als es der Verwaltung aus rechtlichen und organisatorischen Griinden méglich ist. Sie gewin-
nen dadurch einen starkeren Einfluss auf die 6ffentliche Meinung und ber diesen Weg tendenziell auch auf die
lokalpolitischen Akteure und deren Entscheidungen.

Mobilisierung von Akteuren

Sowohl zivilgesellschaftliche Akteure als auch die Kommunalverwaltung kénnen durch die leichte Zuganglichkeit
und hohe Reichweite webbasierter Medien in kurzer Zeit tendenziell mehr Menschen fiir ein Anliegen erreichen
als ohne den Einsatz dieser Medien. Sowohl die Information als auch die Mobilisierung fiir spezifische Hand-
lungsoptionen gelingen (iber diese Medien leichter als nur mit Offline-Formaten.

Diese Mobilisierungsfahigkeit fiinrt dazu, dass fiir die Akteure im Feld der Stadtentwicklung unklar ist, ob und
wann ein weiterer Spieler auf den Plan tritt. Es ist nur schwer vorherzusagen, ob, wie und wann sich zivilgesell-
schaftliche Initiativen fiir oder gegen ein Projekt aussprechen oder ein grundsatzliches Thema der Stadtentwick-
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lung aufgreifen und weiterentwickeln. Unklar ist zudem, ob sie mit einem Thema auf (ausreichende) Resonanz in
der Stadtgesellschaft stolien.

Information auf Augenhdhe

Der Einsatz webbasierter Medien tragt zu einem Zuwachs an Informationen tber Projekte, Themen, Verfahren
und Akteure der Stadtentwicklung bei. Die orts- und zeitunabhangige Zugénglichkeit von Informationen und die
zunehmenden Mdglichkeiten, diese mit webbasierten Hilfsmitteln zu erstellen und ansprechend aufzubereiten,
macht es Nicht-Fachleuten aus der Zivilgesellschaft wesentlich leichter, auf Augenh6he mit zustandigen Fachleu-
ten zu debattieren.

Die althergebrachte Asymmetrie zwischen Laien und Experten, zwischen Birgern und Politik, wird unter anderem
durch die Ubiquitat der Verfiigbarkeit von vielgestaltiger Information zunehmend in Frage gestellt. Eine solche
Entwicklung erschwert die Einigung auf zuvor weniger hinterfragte Verfahren, Prozesse, Sichtweisen und den
Status quo (Nassehi 2016).

Potenziell vielgestaltiger Diskurs

Die leichte Zuganglichkeit webbasierter Medien fiihrt nicht nur zu einer potenziell besser informierten Offentlich-
keit, sondern sie erleichtert auch die Au[&erung alternativer Sichtweisen zu Projekten, Themen und Verfahren der
Stadtentwicklung. Die verfligbaren Informationen tber Projekte oder Akteure werden durch ihre Darstellung in
den webbasierten Medien potenziell vielgestaltiger und erschweren die Kontrolle eines einheitlichen Erschei-
nungsbildes von Projekten der Stadtentwicklung in der Offentlichkeit. Dies erhéht die Anforderungen an eine
Moderation der unterschiedlichen Interessen und Sichtweisen.

Dieses Potenzial filhrt bei den untersuchten Fallbeispielen durchaus zur Sichtbarkeit unterschiedlicher Einschéat-
zungen. Die Mehrheit der Biirgerinnen und Biirger beteiligt sich jedoch weiterhin nicht an differenzierten 6ffentli-
chen Diskussionen — weder online noch offline.

Neue Intermediéare treten auf

Die zu beobachtenden neuen Intermedidre, die das Feld der Nutzung webbasierter Medien strukturieren, sind als
Akteure zu betrachten, die die Governance der Stadtentwicklung verandern. Auch wenn sie in den untersuchten
top-down-Fallbeispielen ausdriicklich inhaltlich neutral agieren, ist zu vermuten, dass sie die Interaktion der Ak-
teure beeinflussen. Fir einige Social-Media-Plattformen — zum Beispiel Facebook und Twitter —, die in den bot-
tom-up-Fallbeispielen als neue Intermediare betrachtet wurden, ist bekannt, dass sie in die Kommunikation ihrer
Nutzerinnen und Nutzer eingreifen, indem sie einige Nachrichten hervorheben und andere zurtickstellen. Wel-
chen konkreten Einfluss die Gestaltung und Moderation von webbasierten Kommunikationsplattformen durch
neue Intermediare auf politische Prozesse nehmen, ist eine wichtige Frage fiir die Zukuntt.

Hohere Geschwindigkeit der Kommunikation

Der Einsatz webbasierter Medien in der Stadtentwicklung filihrt unzweifelhaft zu einer héheren Geschwindigkeit in
der Kommunikation. Alle Akteure, die den Verlauf einer &ffentlichen Debatte Uber ein Stadtentwicklungsprojekt
oder -thema mitverfolgen und vielleicht beeinflussen wollen, werden sich dieser Geschwindigkeit nicht ohne Fol-
gen entziehen kdnnen. Ob und welchen Einfluss Debatten in webbasierten Medien und hier besonders in den
Sozialen Medien auf reale politische Entscheidungen haben, ist umstritten. In einigen Fallbeispielen wurden Pro-
jekte der Stadtentwicklung durch eine schnelle Mobilisierung in den Sozialen Medien stark beeinflusst. Die kom-
munalen Verwaltungen scheinen auf diese hdhere Geschwindigkeit bisher kaum eingestellt zu sein. Durch die
ausgepragte und noch weiter zunehmende Nutzung webbasierter Medien im Alltag der Menschen entsteht mit
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der Erfahrung von kurzen Reaktionszeiten in diesen Medien auch eine Erwartungshaltung an Kommunikations-
partner, mit der sich auch Verwaltung auseinandersetzen muss.

Offentliche Verwaltungen brauchen verstirkt Web-Kompetenzen

Um Debatten in webbasierten Medien selbst gestalten oder zumindest mitgestalten zu konnen, bendtigen alle
Akteure, die diese Medien nutzen, eine gewisse Kompetenz — sowohl was die technischen Voraussetzungen der
Nutzung betrifft als auch beziiglich der Besonderheiten der Kommunikation in diesen Formaten. Das trifft beson-
ders auf die offentlichen Verwaltungen zu, die aus den genannten Griinden bisher webbasierte Medien weniger
intensiv nutzen als Initiativen der Zivilgesellschaft. Nahezu alle Gesprachspartnerinnen und -partner in den Fall-
beispielen gehen eher von einer Ausweitung dieser Nutzung als von einer Reduzierung aus. In der Regel wird
einer Kombination mit Offline-Formaten der Vorzug gegeben. In top-down-Projekten, in denen die Verwaltung
neue Intermediare beauftragt, in ihrem Namen webbasierte Medien in Beteiligungsprozessen einzusetzen, ist ein
Mindestmal an eigener Kompetenz erforderlich, um diese neuen Akteure im eigenen Interesse steuern zu kon-
nen. In den untersuchten bottom-up-Prozessen scheinen diese Kompetenzen durch Netzwerkpartner leichter
eingeworben werden zu kdnnen.

Die Unsichtbaren bleiben unsichtbar

Wie die Offline-Beteiligung ist auch die Online-Beteiligung selektiv. Menschen mit geringen Bildungsabschllssen,
geringen Einkommen oder mit Migrationshintergrund beteiligen sich seltener an Verfahren der Stadtentwicklung —
unabhangig, ob sie von Verwaltungen oder von Initiativen der Zivilgesellschaft angestoen werden. Dies andert
sich auch durch die Nutzung von Online-Instrumenten im Grundsatz nicht. Diese eigene Einschétzung aus der
Beobachtung zahlreicher Online- wie Offline-Verfahren teilen die Gesprachspartner aus den Fallstudien grund-
satzlich. Umfangreiche Studien zu einer sozialen Selektivitat der Online-Beteiligung liegen jedoch nicht vor.

Der Schatten der Hierarchie

Betrachtet man Beteiligungsprozesse in der Stadtentwicklung entlang der Intensitat von Beteiligung (Information
- Konsultation — Kooperation — (Mit-)Entscheidung), filhrt der Einsatz von webbasierten Medien in den Bereichen
Information, Konsultation und Kollaboration zu einer potenziellen Erweiterung der einbezogenen Akteure. Dies
gilt unabhangig davon, ob man von top-down- oder bottom-up-Prozessen ausgeht. Eine Erweiterung des Ak-
teurskreises bei Entscheidungen hingegen war im Rahmen der Untersuchung durch den Einsatz von webbasier-
ten Medien in keinem Beispiel zu beobachten.

Das filhrt zu der These, dass die hoheitliche Entscheidung von kommunaler Verwaltung und Politik bei aller
kommunikativen Beteiligung unabhangig bleibt. Dieser ,Schatten der Hierarchie” (Einig et al. 2005, Seite II) exis-
tiert sowohl in Online- als auch in Offline-Verfahren. Der Einsatz webbasierter Medien &ndert daran bisher nichts.
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4.3 Handlungsempfehlungen

Im Folgenden werden ausgehend von den Ergebnissen der Untersuchung und unter Beriicksichtigung der Smart
City Charta des Bundes (BBSR/BMUB 2017) 15 Empfehlungen zum Einsatz webbasierter Medien in der Stadt-
entwicklung vorgestellt, die sich in unterschiedlicher Weise an den Bund, die Lander, die kommunalen Spitzen-
verbande und die Kommunen selbst richten.

Technische und kommunikative Kompetenzen im Umgang mit webbasierten Medien ausweiten

Unabhangig von der Intensitat des eigenen aktiven Einsatzes webbasierter Medien wird eine starkere Auseinan-
dersetzung mit diesen Mdglichkeiten der digitalen Teilhabe in den Kommunen empfohlen. Die zunehmende ge-
sellschaftliche Nutzung und Verbreitung der neuen Medien in der Biirgerschaft erfordern eine starkere Aufmerk-
samkeit. In der Stadtentwicklung geht es zunehmend nicht nur um eine fachliche, sondern auch um eine kommu-
nikative Bearbeitung stadtentwicklungspolitischer Vorhaben. Dabei gewinnen die webbasierten Medien an Be-
deutung — unabhangig davon, ob der jeweilige Akteur sie selbst aktiv einsetzt oder nicht.

Der Erwerb von Kompetenzen im Umgang mit webbasierten Medien ist daher fir alle Akteure, die sich mit Stadt-
entwicklung beschéftigen, erforderlich. Selbst wenn sich ein Akteur nach Reflexion fiir einen zurlickhaltenden
Einsatz webbasierter Medien in seinem Projekt entscheidet, ist es fiir eine erfolgreiche Kommunikation erforder-
lich, die Aktivitaten anderer Akteure, die webbasierte Medien nutzen, nachvollziehen und einordnen zu konnen.

Aufbau einer Strategie zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung

Der Aufbau einer kommunalen Strategie flir eine sinnvolle Nutzung von webbasierten Medien in der Stadtent-
wicklung wird empfohlen. Eingebettet in eine Gesamtstrategie zur digitalen Transformation sollten spezifische
Anforderungen der Stadtentwicklung herausgearbeitet werden. Welche Herausforderungen existieren, welche
Ziele sollen erreicht werden? Welche webbasierten Medien sind zur Erreichung der Ziele geeignet? Welche Onli-
ne-Elemente ersetzen Offline-Formate, welche erganzen sie? Wie werden relevante Ma3nahmen priorisiert?
Welche Anforderungen an eigene Kompetenzen ergeben sich, welche an externe Dienstleister? Welche Effizi-
enzgewinne sind maglich? Welche Ressourcen werden bendtigt? Wer unterstltzt diese Aktivitaten? Solche
grundlegenden Fragen sollten dabei im Rahmen der Strategieentwicklung unter Einbeziehung aller relevanten
Akteure erortert werden.

Engagement in webbasierten Medien ernst nehmen und aktiv gestalten

Die Aktivitaten der zivilgesellschaftlichen Akteure in webbasierten Medien sollten starker beachtet und genutzt werden.
Sie kénnen zum einen konstruktiven Charakter haben und sollten von Akteuren der (Stadt-) Verwaltung und der (kom-
munalen) Politik als ein Engagement gewlirdigt werden, das Diskussionsprozesse zur Stadtentwicklungspolitik berei-
chern kann. Dadurch, dass solche Verfahren nicht in die etablierten Planungsverfahren eingebettet sind und den damit
verbundenen formalen Zwangen unterliegen, ergeben sich Chancen auf einen offenen und kreativen Dialog. Solche
Aktivitaten kénnen auf diese Weise als eine interessante und willkommene Erganzung zur kommunalen Planung ver-
standen werden, die zwar nicht immer systematisch und langfristig angelegt ist, die aber gerade durch ihren punktuel-
len und ihren oft unkonventionellen Charakter innovativ sein kann und gegebenenfalls auch auf Schwéchen von lau-
fenden Prozessen der Planungs- und Entscheidungsvorbereitung hinweisen.

Im Rahmen der Beteiligung kann es aber neben den konstruktiven Impulsen auch zu AuBerungen kommen, die
einen eher destruktiven Charakter haben, die gar diffamierend oder beleidigend sein kénnen oder die eine spezi-
fische politische Agenda bedienen, die mit dem jeweiligen Beteiligungszweck nichts zu tun hat. Webbasierte
Medien haben seit ihrem Auftreten auf solche Mdglichkeiten mit der Einfilhrung einer sogenannten Netiquette
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(Regeln fiir den Austausch im Netz) und der Etablierung mehr oder weniger starker Moderationsstrukturen rea-
giert. Auch wenn auf der Basis der Fallstudien-Interviews das Risiko solch missbrauchlicher Nutzungen von web-
basierten Austauschplattformen in der Stadtentwicklung als gering anzusehen ist, sind in der geforderten Strate-
gieentwicklung geeignete MaBnahmen zum Umgang damit zu entwickeln. Die AuBerung von Partialinteressen ist
als Teil des Diskurses, der erst in der Auseinandersetzung zur Konstruktion von Gemeinwohl fiihrt, ernst zu neh-
men und angemessen zu verarbeiten.

Offensiver Umgang mit Transparenz durch webbasierte Medien

Ein transparenter Umgang mit Informationen, die das Thema der Stadtentwicklung berthren, wird empfohlen. Der
Wandel einer Verwaltung von einer nicht offenen Behérde hin zu einem aufgeschlossenen Kommunikationspartner
ist nicht trivial. Auch nach Einfiihrung von Transparenzgesetzen gelten weiterhin Vorschriften zu Verschwiegenheits-
pflichten oder zur Geheimhaltung fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im &ffentlichen Dienst. Im Rahmen einer Stra-
tegieentwicklung zum Umgang mit webbasierten Medien ist auch ein Umgang mit dem Paradigmenwechsel von
LAlles ist geheim, auler ...“ zu ,Alles ist 6ffentlich, auler ...“ zu entwickeln.

Ob Transparenz Uber vorliegende Informationen, Arbeitsablaufe, Verfahren und Entscheidungen zu mehr Kritik
an Verwaltung und Politik flhrt oder zu mehr Unterstitzung, hangt neben objektiven Arbeitsergebnissen zu ei-
nem groRen Teil von der Haltung der Akteure ab. Transparenz iiber kommunale Téatigkeiten macht auch deutlich,
dass vermeintlich einfache Optionen erheblichen Aufwand verursachen kdnnen und fordert Verstandnis fiir Arbei-
ten, die sonst im Hintergrund geleistet, aber nicht anerkannt werden. Im Rahmen einer Kommunikationsstrategie
kénnen die Starken webbasierter Medien, wie leichte Zugénglichkeit, leichte Verteilung, hohe Reichweite zum
aktiven Aufbau transparenter Strukturen und Prozesse genutzt werden, die die Reputation und das Image von
kommunalen Akteuren verbessern.

Web 2.0-Effekte nutzen

Soziale Medien sollten in der Stadtentwicklung genutzt werden. Durch ihre leichte Zuganglichkeit und hohe
Reichweite eignen sie sich, Informationen auch von der Verwaltung an interessierte Blirgerinnen und Biirger zu
verteilen. Dies kann zur héheren Reputation der Verwaltung beitragen. Wenn Nutzer in Sozialen Medien Kom-
mentare oder Links mit den Informationen der Verwaltung verbinden oder direkte Riickmeldungen formulieren,
erhalt die Verwaltung ein schnelles und direktes Feedback zu eigenen Ideen und Positionen.

Zu bedenken ist im Rahmen der zu entwickelnden Strategie, wie mit der Problematik externer kommerzieller
Plattformen wie Facebook, Google+, Twitter usw. umzugehen ist. Neben ungeklarten Datenschutzfragen ist da-
bei auch die umstrittene Frage der Neutralitit solcher Plattformen zu berlicksichtigen. Eine Nutzung durch &ffent-
liche Akteure signalisiert der Offentlichkeit eine Unbedenklichkeit. Kommunale Akteure miissen daher abwagen,
ob und in welcher Form und Intensitét sie solche sozialen Netzwerke nutzen wollen.

Offene Standards statt geschlossene, kommerzielle Plattformen

Fir eine Stadtentwicklung, die neben fachlichen Erkenntnissen den demokratischen Ausgleich unterschiedlicher
legitimer Interessen verfolgt, ist beim Einsatz webbasierter Medien ein kritisches Hinterfragen fremder Plattfor-
men mit eigener (Business-)Agenda dringend geboten. Die Entwicklung und Nutzung offener (Open Source) und
standardisierter, von Initiativen oder Verwaltung selbst kontrollierbarer (sprich: gestaltbarer, strukturierbarer und
moderierbarer) Plattformen ist im Rahmen der Entwicklung einer Strategie zum Einsatz webbasierter Medien
wichtig. Im Rahmen der Strategieentwicklung ist zu klaren, inwieweit fremde Plattformen genutzt werden oder
eigene Entwicklung — auch mit Blick auf langfristige Abhéangigkeiten — bessere Alternativen darstellen konnen.
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Ob eine Entwicklung oder Nutzung alternativer, eventuell nicht-kommerzieller, datenschutzkonformer Plattformen
von Kommunen im Alleingang oder besser in interkommunaler Kooperation oder in Zusammenarbeit mit den
L&ndern oder dem Bund erfolgt, ist im Einzelfall zu prifen.

Entwicklung und Betrieb libergreifender Plattformen

Mit BauGB § 4a ist der Gesetzgeber den Weg der Offnung webbasierter Medien auch in den Verfahren der Bau-
leitplanung weitergegangen. Eine — aus Sicht der Partizipationsforschung — vorbildliche Umsetzung stellt das als
Fallbeispiel untersuchte schleswig-holsteinische BOB-SH dar, mit dessen Hilfe die Beteiligung im Bebauungs-
planverfahren online durchgefiihrt werden kann. Neben der reinen Information ermdglicht es auch die einfache
Beteiligung der Offentlichkeit im Internet. Die stellt auch fiir die Gemeinden einen Vorteil dar, da sie die einge-
gangenen AuRerungen medienbruchfrei und damit effizient bearbeiten kénnen.

Fir die weitere Zukunft wére zu priifen, ob solche Beteiligungsplattformen eventuell im Zusammenwirken des
BauGB mit dem erst im August 2017 beschlossenen Onlinezugangsgesetz weitere Verbreitung finden werden.

Crossmedialisierung grundsatzlich bedenken

Blrgerbeteiligung in der Stadtentwicklung sollte grundséatzlich crossmedial bedacht werden. Derzeit ist zu erken-
nen, dass insbesondere bei politisch bedeutsamen Themen und Projekten aufeinander abgestimmte On- und
Offline-Formate eingesetzt werden. Im Rahmen von Strategien zum Einsatz von webbasierten Medien in der
Stadtentwicklung sollten gegebenenfalls auch fir kleinere Manahmen Ideen zur angemessenen Einbindung
webbasierter Medien entwickelt werden. Dies vor dem Hintergrund, dass besonders in den Sozialen Medien
haufig ein Austausch auch Gber Themen und Projekte stattfindet, wahrend kommunale Informationen dort nicht
prasent sind.

Verwaltung in Richtung Open Government weiterentwickeln — kommunikativ, dezentral und flexibel

Der aktive Umgang mit webbasierten Medien als Kommunikationsinstrument mit der Blrgerschaft sollte im Zeital-
ter von Transparenzgesetzen und Open Data mit den Anséatzen des Open Governments verbunden werden.
Darunter ist neben dem offensiven Umgang mit vorliegenden Informationen zu Projekten, die grundsatzlich zu
verdffentlichen sind, die Etablierung einer selbstbewussten Kommunikationskultur mit der Zivilgesellschaft zu
verstehen.

Fur die Nutzung webbasierter Medien hat dies unter anderem zur Folge, dass eine dezentralere und flexiblere
Organisationsform entwickelt werden muss. Die mehrfach betonte hohe Geschwindigkeit webbasierter Medien
erlaubt keine langwierigen organisationsinternen Abstimmungen {ber einzelne AuRerungen. Wenn eine kommu-
nale Strategie in Bezug auf webbasierte Medien eine aktive Teilnahme vorsieht, missen, die Akteure, die diese
Medien konkret bedienen, kurzfristig agieren und reagieren kdnnen.

Klare Kommunikation der Hierarchie hoheitlicher Entscheidungen

Im Rahmen von Birgerbeteiligung ist eine Klarung der Rollen der beteiligten Akteure von besonderer Bedeutung,
um Frustrationserlebnisse bei Blirgerinnen und Biirgern zu vermeiden. Dies gilt zwar fir Online-Verfahren eben-
so wie flr Offline-Verfahren, doch kdnnen die durch webbasierte Medien prinzipiell gegebene Ausweitung der
Sichtbarkeit und Nutzbarkeit von Information, Konsultation und Kooperation und die Unkompliziertheit der Teil-
nahme Nutzerinnen und Nutzern den Eindruck erwecken, dass eine Beteiligung an Entscheidungen ebenso ein-
fach sei. Daher ist der weiterhin existierende hierarchische Entscheidungsvorbehalt der Verwaltung und des
Rates zu betonen und eine besonders wichtige Empfehlung. Durch eine klare Kommunikation kann hier von
vornherein der Anschein eines ,Particitainments” (Selle 2011) reflektiert und im Idealfall (iberwunden werden.
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Automatisierung nutzen, um Ressourcen fiir Kommunikation freizusetzen

Neben den zahlreichen auf Beteiligungsinhalte fokussierenden Empfehlungen sollte die systematische Suche
nach Automatisierungsmaoglichkeiten durch webbasierte Medien nicht vergessen werden. Wenn es gelingt, Vir-
tualisierungs- und Automatisierungsméglichkeiten zu nutzen, kdnnen Effizienzgewinne Ressourcen freisetzen,
die flr zusatzliche Kommunikationsbedarfe zur Verfligung stehen.

Die Frage, in welchem Umfang welche Investitionen Ressourcen freisetzen oder binden, kann im Rahmen dieser
Untersuchung nicht beantwortet werden. Sie ist jedoch flir Kommunen, Lander und Bund von erheblicher Bedeu-
tung und sollte deshalb genauer untersucht werden.

Austausch der Kommunen fordern

Der Austausch zwischen den Kommunen in der Frage des Einsatzes von webbasierten Medien sollte gefordert
werden. Angesprochen sind hier der Bund, die Lander und die kommunalen Spitzenverbénde. Dieser Austausch
kann ber Kongresse und Workshops, aber auch iber Forschungsaktivitaten oder Wettbewerbe geschehen.
Best-Practice-Erfahrungen, die méglichst in online verfligbaren Datenbanken dokumentiert sind, kénnen diese
Aktivitaten unterstiitzen. Auch wenn sich die Strategien im Umgang mit webbasierten Medien zwischen den
Kommunen unterscheiden werden, ist ein interkommunaler Austausch zu grundlegenden Fragen und Erfahrun-
gen anzuraten.

Basiserhebung zum Status quo und Monitoring

Der Austausch zwischen den Kommunen sollte mit einer breit angelegten Initialerhebung und gegebenenfalls
auch einer laufenden Fortschreibung des Status quo zum Einsatz webbasierter Medien in der Stadt- und Regio-
nalentwicklung begonnen werden. Ein Monitoring erfolgreicher digitaler Teilhabe ist fiir eine reflektierte Weiter-
entwicklung in der Praxis der Stadtentwicklung dringend geboten und kénnte den Kommunen einen Einstieg
erleichtern. FUr eine externe Bearbeitung waren Ressourcen durch den Bund oder die Lander bereitzustellen.

Ressourcen fiir neue Aufgaben

Flr neue Aufgaben der Kommunen im Umgang mit webbasierten Medien sollten neue Ressourcen bereitgestellt
werden. Der Trend zur Nutzung webbasierter Medien in breiten Teilen der Bevolkerung kann von den Kommunen
nicht ignoriert werden. Bund und Lander sollten priifen, inwieweit die Entwicklung einer kommunalen Strategie fiir
den Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung finanziell unterstiitzt werden kann. Ebenso ist zu
prifen, inwieweit der Bund in Abstimmung mit den Landern die Kommunen im Feld der webbasierten Medien in
den Bereichen Anwendungsentwicklung, Umsetzung von Ldsungen sowie Kompetenzaufbau und Informations-
austausch unterstitzen kann.

Forderung des digitalen Ehrenamtes

Eine Forderung des digitalen Ehrenamtes mit dem Ziel, das Potenzial zivilgesellschaftlichen Engagements fiir die
Kommunen besser nutzbar zu machen, sollte gepriift werden. Die grundsatzlich in der Digitalen Agenda der Bun-
desregierung bereits angesprochene Forderung von digitalem Engagement und Ehrenamt (Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung, ohne Jahr) sollte in Kooperation mit den Landern, den kommunalen Spitzenver-
banden und digitalen Aktivisten der Zivilgesellschaft auf das Thema der Stadtentwicklung bezogen und weiter-
entwickelt werden. Direkte Forderungen und steuerliche Erleichterungen, Best-Practice-Studien oder eine Aus-
weitung des freiwilligen sozialen Jahres digital kdnnten hier Impulse fiir eine Stadtentwicklung von unten geben.

Webbasierte Medien und Urban Governance BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017



Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 64

Literatur

Alle genannten Online-Dokumente waren im September 2017 unter den genannten Adressen abrufbar. Da das
Internet jedoch keine wissenschatftliche Bibliothek darstellt, kann es sein, dass genannte Links beim spéteren
Aufruf nicht mehr funktionsféhig sind. Dann empfiehlt sich die Suche nach Autor und Titel mittels einer beliebigen
Suchmaschine (zum Beispiel: qwant.com, duckduckgo.com, startpage.com, metager.de)

Albrecht, Steffen (2010): E-Partizipation in Deutschland. Stand und Perspektiven. In: Hatzelhoffer, Lena; Miller,
Wolfgang; Lobeck, Michael und Claus-C. Wiegandt (Hrsg.): E-Government und Stadtentwicklung. Berlin (Schrif-
ten des Arbeitskreises Stadtzukiinfte der Deutschen Gesellschaft fiir Geographie, 8), S. 49-60.

Amtsgericht Bad Hersfeld (2017): Beschluss vom 20.03.2017, Az.: F 111/17 EASO. Abrufbar unter:
http://www.lareda.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/default/hessenrecht_lareda.htmi#docid: 7860914

ARD/ZDF (2016): ARD/ZDF-Onlinestudie 2016. Abrufbar unter:
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/index.php?id=568

BBSR, Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (2015): Smart Cities — Entwicklung eines stadtent-
wicklungspolitischen Handlungsrahmens. Abrufbar unter:
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ExWoSt/Studien/2015/SmartCities/SmartCities_node.html

BBSR/ BMUB, Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung/ Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit (2017): Smart City Charta. Digitale Transformation in den Kommunen nachhaltig ge-
stalten. Bonn/ Berlin. Abrufbar unter:
http://www.bbr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/Sonderveroeffentlichungen/2017/smart-city-charta-de-
eng-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=3

Beck, Sebastian (2014): Intermediére: der Schllssel flir die Kommunikation in der Netzwerkgesellschaft? In: vhw
FWS 5, S. 244-248. Abrufbar unter:
http://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/08_publikationen/verbandszeitschrift/2000_2014/PDF_Dokumente/201
4/5_2014/FWS_5_14_Beck.pdf

Beck, Sebastian (2015): Stadtentwicklung mit der Netzwerkgesellschaft. Zur Renaissance intermediarer Akteurs-
landschaften. In: vaw FWS 5, S. 231-235. Abrufbar unter:
https://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/08_publikationen/verbandszeitschrift/FWS/2015/5_2015/FWS_5_15_B
eck.pdf

Behorde fiir Justiz und Gleichstellung der Freien und Hansestadt Hamburg (2012): Hamburgisches Transparenz-
gesetz. In: Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Teil I, Nr. 29, 6.7.2012, S. 271-276. Abrufbar unter:
https://www.hamburg.de/contentblob/3625198/c8600b2b27ea31a5de6a92dacc138894/data’hmbgtg.pdf

Bitkom Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien e.V. (2016): Regionalzeitungen
wichtigste Quelle firr lokale News im Web. Online-Presseinformation. Abrufbar unter:
https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Regionalzeitungen-wichtigste-Quelle-fuer-lokale-News-im-Web.htm

Bogumil, Jérg und Lars Holtkamp (2013): Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung. Eine praxisorientierte Ein-
fuhrung. bpb Schriftenreihe Band 1329. Bonn.

Literatur BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017


https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Regionalzeitungen-wichtigste-Quelle-fuer-lokale-News-im-Web.html
https://www.hamburg.de/contentblob/3625198/c8600b2b27ea31a5de6a92dacc138894/data/hmbgtg.pdf
https://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/08_publikationen/verbandszeitschrift/FWS/2015/5_2015/FWS_5_15_B
http://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/08_publikationen/verbandszeitschrift/2000_2014/PDF_Dokumente/201
http://www.bbr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/Sonderveroeffentlichungen/2017/smart-city-charta-de
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ExWoSt/Studien/2015/SmartCities/SmartCities_node.html
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/index.php?id=568
http://www.lareda.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/default/hessenrecht_lareda.html#docid:7860914
http:metager.de
http:startpage.com
http:duckduckgo.com
http:qwant.com

Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 65

bpb/ SKeW, Bundeszentrale fir politische Bildung/ Servicestelle Kommunen in der einen Welt (Hrsg.) (2015):

8. Statusbericht des Portals Blrgerhaushalt.org. Abrufbar unter:
http://www.buergerhaushalt.org/sites/default/files/downloads/8._Statusbericht_Buergerhaushalte_in_Deutschland
_Juni_2015.pdf

Breunig, Christian; Hofsimmer, Karl-Heinz und Christian Schroter (2014): Funktionen und Stellenwert der Medien
— das Internet im Kontext von TV, Radio und Zeitung. In: Media Perspektiven 2014(3), S. 122-144.

Abrufbar unter:
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/fileadmin/Onlinestudie/PDF/Breunig_Hofsuemmer_Schroeter.pdf

Brlickner, Maria und Oliver Mérker (2015): E-Partizipation: Elektrifizierung der Burgerbeteiligung. Mit Beispielen
aus Berlin und Brandenburg. In: Standort — Zeitschrift fir Angewandte Geographie, Sonderheft zum Deutschen
Kongress fiir Geographie 2015(2/3), S. 112-119.

Bundesregierung (2016): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richt-
linie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt.

DIVSI, Deutsches Institut fir Vertrauen und Sicherheit im Internet (2014): DIVSI-Studie zu Bereichen und Formen
der Beteiligung im Internet. Hamburg. Abrufbar unter:
https://www.divsi.de/wp-content/uploads/2014/04/DIVSI-Studie-zu-Bereichen-und-Formen-der-Beteiligung-im-
Internet.pdf

DStGB, Deutscher Stadte- und Gemeindebund (2012): Chancen sozialer Netzwerke erkennen, Risiken vermei-
den. DStGB Social Media Guidelines 2012. Abrufbar unter:
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Wirtschaftsf%C3%B6rderung/Materialien%20und%20Papi
ere/Social%20Media%20Guidelines%20des%20DStGB%20(PDF-
Dokument)/DStGB%20Social%20Media%20Guidelines%202012.pdf

Einig, Klaus; Grabher, Gernot; Ibert, Oliver und Wendelin Strubelt (2005): Urban Governance. In: Informationen
zur Raumentwicklung 2005(9/10), S. I-IX. Abrufbar unter:
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/IzR/2005/Heft0910UrbanGovernanceEinfuehrung. pdf

ethority (2016): Social Media Prism. German Edition — Version 6. Abrufbar unter:
https://ethority.de/social-media-prisma/

Freie und Hansestadt Hamburg (2012): Social Media in der Hamburgischen Verwaltung. Hinweise, Rahmenbe-
dingungen und Beispiele. Abrufbar unter:
http://www.hamburg.de/contentblob/2882174/data/social-media-in-der-hamburgischen-verwaltung.pdf

Gebhardt, Laura; Klemme, Marion und Claus-C. Wiegandt (2014): Biirgerbeteiligung und Biirgerengagement in
Zeiten der Digitalmoderne — drei Thesen. In: DISP 198, S. 119-128.

Han, Byung-Chul (2011): Nur eine Maschine ist transparent. Interview. In: Brandeins 2011(7). Abrufbar unter:
https://www.brandeins.de/archiv/2011/transparenz/transparenz/

Literatur BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017


https://www.brandeins.de/archiv/2011/transparenz/transparenz
http://www.hamburg.de/contentblob/2882174/data/social-media-in-der-hamburgischen-verwaltung.pdf
https://ethority.de/social-media-prisma
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/IzR/2005/Heft0910UrbanGovernanceEinfuehrung.pdf
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Schwerpunkte/Wirtschaftsf%C3%B6rderung/Materialien%20und%20Papi
https://www.divsi.de/wp-content/uploads/2014/04/DIVSI-Studie-zu-Bereichen-und-Formen-der-Beteiligung-im
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/fileadmin/Onlinestudie/PDF/Breunig_Hofsuemmer_Schroeter.pdf
http://www.buergerhaushalt.org/sites/default/files/downloads/8._Statusbericht_Buergerhaushalte_in_Deutschland
http:B�rgerhaushalt.org

Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 66

Hasebrink, Uwe und Jan-Hinrik Schmidt (2013): Medienubergreifende Informationsrepertoires. Zur Rolle der
Mediengattungen und einzelner Angebote fiir Information und Meinungsbildung. In: Media Perspektiven 2013(1),
S. 2-12. Abrufbar unter:
http://www.ard-werbung.de/fileadmin/user_upload/media-perspektiven/pdf/2013/01-2013_Hasebrink_Schmidt.pdf

Haulermann, Hartmut (2005): Politisches Vertrauen und Partizipation. In: vaw FW 6, S. 298-301. Abrufbar unter:
https://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/08_publikationen/verbandszeitschrift/2000_2014/PDF_Dokumente/20
05/FWS_6_05_Haeussermann.pdf

Heise online (2017a): Verbraucherschitzer verklagen WhatsApp wegen Datenweitergabe. Abrufbar unter:
https://www.heise.de/newsticker/meldung/Verbraucherschuetzer-verklagen-WhatsApp-wegen-Datenweitergabe-
3610086.html

Heise online (2017b): IT-GrolRprojekt: Brgerportal der Behdrden soll bald testweise online gehen. Abrufbar unter:
https://www.heise.de/newsticker/meldung/I T-Grossprojekt-Buergerportal-der-Behoerden-soll-bald-testweise-online-
gehen-3782269.htm

Hoffken, Stefan (2015): Mobile Partizipation. Wie Biirger mit dem Smartphone Stadtplanung machen. Detmold.

Hoffken, Stefan; May, Sandra und Angela Million (2017): Civic Hacking in der Smart City. In: Informationen zur
Raumentwicklung 2017(1), S. 80-95.

Kubicek, Herbert und Ralf Cimander (2013): Wie kann man den Impact von Biirgerbeteiligung valide bestimmen?
Erfahrungen aus einem international vergleichenden Projekt im Bereich des Klimaschutzes. In: PND online
2013(2/3), S. 129-144. Abrufbar unter:
http://www.planung-neu-denken.de/images/stories/pnd/dokumente/2-3_2013/kubicek_cimander.pdf

Marker, Oliver (2015): E-Partizipation: Die Biirger als Berater. In: Griinewald, Robert und Marcus Optendrenk
(Hrsg): Kommunikationsberatung als Politikberatung. Beitrage zur politischen Bildung. Berlin, S. 31-43.

Marg, Stine; Geiges, Lars; Butzlaff, Felix und Franz Walter (Hrsg.) (2013): Die neue Macht der Biirger. Was moti-
viert die Protestbewegungen? BP-Gesellschaftsstudie. Reinbek bei Hamburg.

Masser, Kai; Pistoia, Adriano und Philipp Nitzsche (2013): Biirgerbeteiligung und Web 2.0. Potentiale und Risiken
webgestiitzter Blrgerhaushalte. Schriftenreihe Theorie und Praxis der dffentlichen Verwaltung. Wiesbaden.

Matzig, Gerhard (2011): Einfach nur dagegen. Wie wir unseren Kindern die Zukunft verbauen. Mlinchen.

MBWSV, Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen
(2016): Bericht zur Stadtentwicklung 2015/2016. Gemeinsame Initiative im Stadtquartier — Pioniere, Partner,
Projekte. Diisseldorf.

Nassehi, Armin (2016): Die Wiedergewinnung des Politischen. Eine Auseinandersetzung mit Wahlverweigerung
und kompromisslosem Protest. Eine Verdffentlichung der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. Sankt Augustin, Berlin.
Abrufbar unter:

http://www.kas.de/wf/doc/kas_45593-544-1-30.pdf?161005085922

Literatur BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017


http://www.kas.de/wf/doc/kas_45593-544-1-30.pdf?161005085922
http://www.planung-neu-denken.de/images/stories/pnd/dokumente/2-3_2013/kubicek_cimander.pdf
https://www.heise.de/newsticker/meldung/IT-Grossprojekt-Buergerportal-der-Behoerden-soll-bald-testweise-online
https://www.heise.de/newsticker/meldung/Verbraucherschuetzer-verklagen-WhatsApp-wegen-Datenweitergabe
https://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/08_publikationen/verbandszeitschrift/2000_2014/PDF_Dokumente/20
http://www.ard-werbung.de/fileadmin/user_upload/media-perspektiven/pdf/2013/01-2013_Hasebrink_Schmidt.pdf

Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 67

NRW-Fortschrittskolleg (2017): Datenbank Online-Partizipationsverfahren. Abrufbar unter:
http://www.monitor-online-partizipation.de/

Open Knowledge Foundation (ohne Datum): Offene Daten. Abrufbar unter:
https://okfn.de/themen/offene-daten/

Petrin, Julian (2012): Nexthamburg. Blrgervisionen fir eine neue Stadt. Hamburg.

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (ohne Datum): Digitale Agenda 2014-2017. Handlungsfelder:
Digitale Lebenswelten in der Gesellschaft gestalten. Digitales Engagement férdern. Abrufbar unter:
https://www.digitale-agenda.de/Webs/DA/DE/Handlungsfelder/4_DigitaleLebenswelten/4-
5_DigitalesEngagement/digitales-engagement_node.html

PwC/ GIUB, PricewaterhouseCoopers AG/ Geographisches Institut der Universitat Bonn (2005): Deutschlands
Stédte werden digital.

Rauterberg, Hanno (2013): Wir sind die Stadt! Urbanes Leben in der Digitalmoderne. Berlin.

Selle, Klaus (2011): »Particitainment« oder: Beteiligen wir uns zu Tode? In: PND online 2011(3), S. 1-19.
Abrufbar unter:
http://www.planung-neu-denken.de/images/stories/pnd/dokumente/3_2011/selle_particitainment. pdf.

Selle, Klaus (2013): Uber Biirgerbeteiligung hinaus: Stadtentwicklung als Gemeinschaftsaufgabe? Analysen und
Konzepte. Detmold.

Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung und Umwelt Berlin (Hrsg.) (2012): Handbuch zur Partizipation. Berlin.
Abrufbar unter:
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/partizipation/download/Handbuch_Partizipation.pdf.

Stadt Bonn (2015): Gutachten zur Zulassigkeit des Biirgerbegehrens in der Bundesstadt Bonn ,Viva Viktoria!".
Abrufbar unter:
https://www2.bonn.de/bo_ris/daten/o/pdf/15/1513536ED2.pdf.

Stadt Essen (2014): Konzept Social Media in der Stadtverwaltung Essen. Abrufbar unter:
https://ris.essen.de/sdnetrim/LhOLgvGcu9To9SmONI.HayEYv8Tq8Sj1Kg1HauCWqBZo50k5KeyJeyLWsCSn4Qm
OLe.JayCXuCWn40i0Lg-IbvDauHTp8To10kOHbwHau8Vt6Pi7Kj2GJ/
Konzept_Social_Media_in_der_Stadtverwaltung_Essen.pdf.

Stadt Ludwigshafen (2015): ,Hochstrae nachgefragt — der Stadtvorstand im Interview®, Video abrufbar unter:
https://www.youtube.com/watch?v=tOFuTZrYT_w

Thimm, Caja (2017): Soziale Medien und Partizipation. In: Schmidt, Jan-Hinrik und Monika Taddicken (Hrsg.):
Handbuch Soziale Medien. Wiesbaden, S. 191-2009.

Viva Viktoria! e.V. (2015): Pressemitteilung 7.8.15. Abrufbar unter:
https://viva-viktoria.de/was-wir-schreiben.

Voss, Kathrin (Hrsg.) (2014): Internet und Partizipation. Bottom-up oder Top-down? Politische Beteiligungsmog-
lichkeiten im Internet. Schriftenreihe Biirgergesellschaft und Demokratie Band 42. Wiesbaden.

Literatur BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017


https://viva-viktoria.de/was-wir-schreiben
https://www.youtube.com/watch?v=t9FuTZrYT_w
https://ris.essen.de/sdnetrim/Lh0LgvGcu9To9Sm0Nl.HayEYv8Tq8Sj1Kg1HauCWqBZo5Ok5KeyJcyLWsCSn4Qm
https://www2.bonn.de/bo_ris/daten/o/pdf/15/1513536ED2.pdf
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/partizipation/download/Handbuch_Partizipation.pdf
http://www.planung-neu-denken.de/images/stories/pnd/dokumente/3_2011/selle_particitainment.pdf
https://www.digitale-agenda.de/Webs/DA/DE/Handlungsfelder/4_DigitaleLebenswelten/4
https://okfn.de/themen/offene-daten
http:http://www.monitor-online-partizipation.de

Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung 68

Weichert, Thilo (2013): Datenschutz. Facebook geféllt nicht. In: kommune21.de. Abrufbar unter:
http://www.kommune21.de/meldung_15515_Facebook+gef%C3%Adllt+nicht.html.

Weil3, Jens (2013): Wer rettet die Demokratie vor der E-Partizipation. In: Verwaltung Management 2013(6),
S. 283-288.

Winkel, Olaf (2015): Demokratie und Digitalisierung. dms — der moderne staat — Zeitschrift flr Public Policy,
Recht und Management 2015(2), S. 409-434.

Zebralog, NeubigHubacher, CommunityArtWorks (2017): Blirgerwerkstatt Viktoriakarree: diskutieren, planen, verbin-
den. Auswertungsbericht Auftaktveranstaltung — Online-Dialog. Abrufbar unter:
https://www.bonn-macht-mit.de/sites/default/files/unit/files/Auswertungsbericht_Auftaktveranstaltung_Online-Dialog.pdf.

Literatur BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017


https://www.bonn-macht-mit.de/sites/default/files/unit/files/Auswertungsbericht_Auftaktveranstaltung_Online-Dialog.pdf
http://www.kommune21.de/meldung_15515_Facebook+gef%C3%A4llt+nicht.html
http:kommune21.de

	BBSR-Online-Publikation Nr. 28/2017
	Impressum
	Vorwort
	Inhalt
	Abbildungen
	Tabellen
	Kurzfassung
	1. Webbasierte Medien in der Stadtentwicklung: Ausgangspunkte
	2. Vielfalt bei der digitalen Teilhabe
	2.1 Akteure
	2.2 Ziele
	2.3 Inhaltliche Reichweite
	2.4 Räumlicher Bezug
	2.5 Dauerhaftigkeit
	2.6 Mitwirkungsgrad
	2.7 Originalität
	2.8 Typen der digitalen Teilhabe

	3. Sieben Erkenntnisse zum Umgang mit webbasierten Medien in der Stadtentwicklung
	3.1 Crossmedialität – Offline-und Online-Beteiligung miteinander verwoben
	3.2 Soziale Medien – Mehr Nutzen für Zivilgesellschaft als für Kommunen
	3.3 Rechtliche Vorschriften – Kommunen im Einsatz webbasierter Medien eingeschränkt
	3.4 Neue Intermediäre – Kompetenzen und Akteure
	3.5 Transparenz – Augenhöhe schaffen
	3.6 Ressourcen – Kommunikation im Internet ist nicht kostenlos
	3.7 Effizienz – Automatisierung und Kostensenkung

	4. Webbasierte Medien und Urban Governance – Schlussfolgerungen zu neuen Möglichkeiten und Herausforderungen
	4.1 Verbreitung, Möglichkeiten und Herausforderungen
	4.2 Urban Governance
	4.3 Handlungsempfehlungen

	Literatur



